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Zum DGB- 

NPD will „Bürgerwehr“ 

Wahlaufruf 

Die NPD in Berlin ruft 

Aktive Gewerk¬ 

„freiwillige Männer 

schafter sind 

und Frauen“ auf, 

gefordert. 

Seite 2 

eine Bürgerwehr in 

Hellersdorf zu bilden. 
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Putin stoppt Obamas Krieg 

Einen Persilschein für den Krieg 
wollte Obama beim G20-Treffen. 
Die russische Diplomatie hat die¬ 
sen Plan erst einmal durchkreuzt. 
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Die herrschende Ungerechtigkeit 
ist Wahlkampfthema geworden 


K urz vor der Bundestagswahl will 
das Bündnis „UmFAIRteilen“ 
Zehntausende Menschen auf die 
Straßen bringen, um für eine andere 
Verteilung des Reichtums zu demons¬ 
trieren. Zentral in Berlin und Bochum, 
aber auch regional wie in Saarbrücken, 
wird daran erinnert werden, dass die 
privaten Vermögen 9,8 Billionen Euro 
betragen, wovon den reichsten 10 Pro¬ 
zent alleine 6,5 Billionen gehören. 

Die unteren 10 Prozent haben 15 Mil¬ 
liarden Schulden. Die zur Krisenur¬ 
sache hochstilisierte Staatsverschul¬ 
dung beträgt 2,1 Billionen, also nicht 
mal ein Drittel dessen, was Millionä¬ 
re und Milliardäre horten. Wobei die 
Schulden des Staats Teil ihrer Gutha¬ 
ben sind. 

„Eine Politik für mehr Gerechtigkeit 
erfordert zudem wieder höhere Steu¬ 
ern auf hohe Einkommen und große 
Erbschaften, eine wieder höhere Be¬ 
steuerung finanzstarker Unternehmen 
sowie von Kapitalerträgen und eine 
Transaktionssteuer auf Finanzmarkt¬ 
geschäfte aller Art. EU-weit brauchen 
wir Mindeststeuersätze. Wir wollen 
eine verbesserte und sozial gerechte 
Finanzierung des Sozialstaats“, steht 
im Demonstrationsaufruf. 

Auf die Vermögensverteilung in 
Deutschland hingewiesen, bezeichnen 
80 Prozent der Menschen diese als un¬ 
gerecht und unfair. 

Das ist keine „Neiddiskussion“, son¬ 
dern die Erkenntnis, dass Bund, Län¬ 
dern und Kommunen das Geld fehlt, 
um „notwendige öffentliche und so¬ 
ziale Leistungen zu erbringen, ausrei¬ 
chend in Infrastruktur, Bildung und 
ökologischen Umbau zu investieren 
und mehr Mittel für den internatio¬ 
nalen Ausgleich zwischen Arm und 
Reich bereit zu stellen.“ 

Die Ungerechtigkeit ist Wahlkampf¬ 
thema geworden. 

Es wundert da nicht, wenn im Wahl¬ 
programm der SPD die Gerechtigkeit 
37 Mal vorkommt, bei den Grünen 
gleich 61 Mal. Für die CDU ist eh‘ alles 
in Ordnung, da reichen dann 10 Mal, 
der FDP als Partei der „Besserverdie¬ 
nenden“ dreimal. Haben Letztere die 


Vermögenssteuer abgeschafft, waren 
es Schröder und Fischer, die u.a. die 
Körperschaftssteuer senkten und mit 
der Abschaffung der Versteuerung von 
Verkaufserlösen von Kapitalgesell¬ 
schaften die Heuschrecken ins Land 


Die DGB-Gewerkschaften demons¬ 
trierten am Samstag in mehreren 
Großstädten u.a. für eine andere 
Steuerpolitik. Wenn auch nur einige 
Zehntausend Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter auf den Stra- 


nie wird geben können. Und dass sie 
auch durch eine andereSteuerpolitik 
nur partiell durchzusetzen sein wer¬ 
den. 

Aber die politischen und gewerk¬ 
schaftlichen Organisationen der Ar- 
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Demonstration mit UmFairteilen-Kette in 

Berlin 14. September -11 Uhr - Hackescher IVIarkt 


holten. Merkel und Münte verdankt 
das Land auch die neue Mathematik 
2%+0% = 3% Mehrwertsteuererhö¬ 
hung. Den Armen nehmen, um den 
Reichen zu geben, das ist die bisheri¬ 
ge Regierungspolitik aller, die nun in 
ihren Wahlprogrammen als moderne 
Robin Hoods erscheinen. 

„Die Linke“ fordert eine steuerliche 
Umverteilung von oben nach unten. 
Sie zeigt auch andere Ursachen un¬ 
gerechter Verteilung auf, wie z.B. den 
Zwang für Hartz-IV-Opfer, unter Ta¬ 
riflöhnen zu arbeiten. Die DKP ruft 
auch deshalb auf, mit der Zweitstim¬ 
me die Partei „Die Linke“ zu wählen. 
Die sich im Bund immer wieder ab¬ 
lösenden Regierungsparteien schwär¬ 
men derweil weiter vom Erfolg ihrer 
sogenannten Arbeitsmarktreformen. 
Erfolg? Siehe diverse Reichtumsuh¬ 
ren! 


ßen waren, zeigte die Medienreso¬ 
nanz doch, dass das ernst genommen 
wird. Die Forderungen und Argumen¬ 
te nehmen die Kolleginnen und Kol¬ 
legen mit in die Betriebe und über 
Wahltage hinaus in ihre Kämpfe um 
einen gesetzlichen Mindestlohn, gegen 
das Renteneintrittsalter mit 67 und die 
Prekarisierung von fast einem Viertel 
aller Arbeitenden. Auch sie wollen 
den Politikwechsel und fordern auf, 
wählen zu gehen. Wahlergebnisse al¬ 
leine werden wenig ändern, aber eine 
„Watsche“ für Merkel und besonders 
für Brüderle kann auch außerparla¬ 
mentarische Kämpfe beflügeln. 

Wer seinen Marx richtig las, weiß na¬ 
türlich, dass es im Kapitalismus, wo 
aller privatisierter Reichtum im Kern 
auf der Ausbeutung der Arbeitskraft 
in der Produktion beruht, umfassen¬ 
de Gerechtigkeit und Fairness wohl 


beiterklasse haben noch nie auf ein 
besseres Leben erst im Sozialismus 
vertröstet, sondern schon im Kapita¬ 
lismus den Kampf um bessere Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen geführt. Hö¬ 
here Löhne bei kürzeren Arbeitszeiten 
gehören auch dazu wie ausreichend 
qualifizierte Ausbildungsplätze und 
repressionsfreie Systeme der Existenz¬ 
sicherung bei Arbeitslosigkeit, Krank¬ 
heit und im Alter. Wenn Forderungen 
nach mehr Fairness und Gerechtigkeit 
Menschen dazu bewegen, für sich und 
ihre Familien politisch und gewerk¬ 
schaftlich aktiv zu werden, dann er¬ 
weist die Praxis die Richtigkeit dieser 
Forderungen. Die Mitglieder der DKP 
werden auch am 14. September ihren 
Beitrag dazu leisten, dass es hierzulan¬ 
de fairer und gerechter zugeht. 

Volker Metzroth 


Thema der Woche 


Aktionstag 

Umfairteilen 

Allein die privaten Vermögen des 
reichsten einen Prozents der Bundes¬ 
bürger sind höher als alle Schulden 
von Bund, Ländern und Kommunen 
zusammengenommen. 

Auf der anderen Seite werden beson¬ 
ders junge Menschen und Frauen in 
prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
gezwungen. Durch den zunehmenden 
Arbeitsdruck in den Betrieben steigt 
die Belastung und die Zahl der kran¬ 
ken Menschen ... 

Es gibt viele Gründe, zwei Wochen vor 
der Bundestagswahl auf die Straße zu 
gehen. 
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Sondernummer der 


}} 


Zeitung gegen 
den Krieg* 


Zur Unterstützung der Antikriegs-Be- 
wegung wird derzeit eine Syrien-Son¬ 
dernummer der „Zeitung gegen den 
Krieg” vorbereitet. Sie wird sich auf 
acht Seiten mit dem Thema Syrien- 
Krieg, den strategischen Interessen 
der ausländischen Interventen, impe¬ 
rialistischen Kriegslügen und Manipu¬ 
lationen, der Rolle Deutschlands und 
der Bewegung gegen den Krieg in Sy¬ 
rien beschäftigen. 

Vorbestellungen sind schon jetzt hilf¬ 
reich, um Bedarf und Kosten besser 
kalkulieren zu können. 


Bestellungen und Anfragen unter Zei- 
tung-gegen-den-Krieg@gmx.de 


Aus der Presseerklärung der 
Friedensbewegung: 

Sollten die USA und ihre Ver¬ 
bündeten dennoch angreifen, 
wird die Friedensbewegung im 
ganzen Land auf die Straße ge¬ 
hen - noch am selben Tag um 
17 und 18 Uhr. 


Keine Militärintervention in Syrien! 

Friedensbewegung ruft zu Protesten auf - Pressemitteilung 


Berlin, Bonn, Dortmund, Kassel, Mün¬ 
chen, Stuttgart, 8. September 2013 - Zu 
den immer heftigeren Kriegsdrohun¬ 
gen gegen Syrien erklärten Vertreter/ 
innen der Friedensbewegung im An¬ 
schluss an eine bundesweite Telefon¬ 
konferenz: 

Der erbittert geführte Bürgerkrieg in 
Syrien rührt zu Recht an das Gewis¬ 
sen der Menschen auch in unserem 
Land. Der bewaffnete Kampf hat 
nach Angaben der UNO bereits über 
100 000 Menschen das Leben gekos¬ 
tet. Vor kurzem hat der Krieg mit dem 
Einsatz von Giftgas eine neue grauen¬ 
hafte Dimension erreicht. Chemische 
Waffen zur Kriegführung sind inter¬ 
national geächtet. Ihr Einsatz verstößt 
damit gegen das humanitäre Kriegs¬ 
völkerrecht und ist unter keinen Um¬ 
ständen akzeptabel. - Wechselseitige 
Schuldzuweisungen beruhen bisher 
nur auf Vermutungen. Gesichert ist 


lediglich, dass beide Konfliktparteien 
über Giftgas verfügen. 

Die Geschichte der fabrizierten Vor¬ 
wände, um einen Krieg zu rechtfer¬ 
tigen, ist bekannt. Auch der Chemie¬ 
angriff wird benutzt, um militärische 
Sanktionen zu rechtfertigen. Die Rolle 
der Geheimdienste bei all diesen gro¬ 
ßen Täuschungsmanövern ist ebenfalls 
bekannt. Der Irakkrieg 2003 beruhte 
auf Lügen der britischen und US-ame¬ 
rikanischen Geheimdienste. Wer woll¬ 
te ihnen da heute noch glauben!? 
Auch in dieser verzweifelten Situati¬ 
on darf das Völkerrecht nicht geopfert 
werden. Selbst wenn sich heraussteilen 
würde, dass die Armee Assads Giftgas 
eingesetzt hätte, wäre eine militärische 
Intervention ohne Mandat des UN-Si- 
cherheitsrats völkerrechtswidrig. Straf¬ 
sanktionen sind auch dem Sicher¬ 
heitsrat im Rahmen der UN-Charta 
verwehrt. Selbst für humanitäre Ka¬ 
tastrophen ebenso wie für den Ein¬ 


satz von Massenvernichtungswaffen 
und Völkermord ist für eine militäri¬ 
sche Aktion ein Mandat des Sicher¬ 
heitsrats notwendig. Die sogenannte 
Schutzverantwortung (Responsibility 
to Protect) erlaubt den Staaten keine 
militärischen Maßnahmen ohne Man¬ 
dat der UNO. 

Eine bewaffnete Intervention in Sy¬ 
rien würde zu einer unkontrollierten 
Eskalation des Krieges führen. Ra¬ 
ketenangriffe von US-Kriegsschiffen 
oder von Stützpunkten in der Region 
und Luftangriffe machen weder vor 
Zivilisten noch vor zivilen Einrichtun¬ 
gen halt. Die syrische Bevölkerung ist 
das größte Opfer dieses Bürgerkrieges 
gewesen. Es darf keine weiteren Op¬ 
fer und Zerstörungen durch Bomben 
der USA, Frankreichs oder der NATO 
geben! Bomben werden die Bevölke¬ 
rung weder vor erneuten Giftgasan¬ 
schlägen schützen noch vor der Re¬ 
pression und Kriminalität des Assad- 


Regimes. Krieg schützt nicht, sondern 
tötet. Außerdem droht ein verheeren¬ 
der Flächenbrand im ohnehin hochex¬ 
plosiven Nahen Osten. 

Die Friedensbewegung setzt sich für 
eine politische Lösung ein: 

• Vermittlung eines sofortigen Waf¬ 
fenstillstands. 

• Einstellung aller Waffenlieferungen 
an die Kriegsparteien in Syrien. 

• Eindeutige Klärung des Chemie¬ 
waffeneinsatzes durch die UNO. 

• Umgehende Einberufung der ver¬ 
einbarten Friedenskonferenz in Genf. 
Von der Bundesregierung fordern wir, 
sich weder direkt noch indirekt an 
militärischen Maßnahmen gegen Sy¬ 
rien zu beteiligen. Wer eine politische 
Lösung sucht und eine Militärinter¬ 
vention ablehnt, muss Konsequenzen 
ziehen: 

• Sperrung des deutschen Luftraums 
für Kriegsflugzeuge; 

• keine Nutzung der US-Airbase 
Ramstein für den Krieg! 

Bereits in den vergangenen Tagen 
fanden in vielen Städten der Bundes¬ 
republik Protestaktionen statt, die 


auch in den folgenden Tagen fortge¬ 
setzt werden. 

Die Friedensbewegung wird weiter¬ 
hin alles in ihren Kräften Stehende 
tun, um den angekündigten Krieg 
gegen Syrien zu verhindern. Sollten 
die USA und ihre Verbündeten den¬ 
noch angreifen, wird die Friedensbe¬ 
wegung im ganzen Land auf die Stra¬ 
ße gehen - noch am selben Tag um 
17 und 18 Uhr. 

Kristian Golla, Netzwerk Friedens- 
kooperative 

Lühr Henken, Bundes ausschuss Frie¬ 
densratschlag 

Klaus-Dieter Heiser, Berliner Frie¬ 
denskoordination 
Uwe Hiksch, Naturfreunde 
Willi Hoffmeister, Ostermarsch Ruhr 
Bärbel Schindler-Saefkow, Deutscher 
Friedensrat 

Claus Schreer, Münchner Bündnis ge¬ 
gen Krieg und Rassismus 
Dieter Lachenmayer, Friedensnetz 
Baden-Württemberg 
Peter Strutynski, Bundesausschuss 
Friedensratschlag 





















2 Freitag, 13. September 2013 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Siw Mammitzsch 

Wohnen muss 
bezahlbar sein 


Und da haben wir sie wieder, die 
schönen Wahlplakate allerorten. 
Mal abgesehen von so inhaltsleeren 
Sprüchen wie „Das WIR entschei¬ 
det“, oder „Gemeinsam erfolgreich“, 
gibt es immerhin auch welche mit In¬ 
halten. 

Plötzlich haben nämlich alle etab¬ 
lierten Parteien die Wohnungspolitik 
für sich entdeckt. Besonders Kanz¬ 
lerkandidat Steinbrück (SPD) wollte 
sich damit in ein soziales Licht rü¬ 
cken. Angesicht seiner Einkommen 
auf Wirtschaftstagungen ist das Volk 
von diesem Glauben abgerückt. Zu¬ 
dem musste sich Herr Steinbrück 
unbedingt in sein Wahlkampfteam 
als Sprecher jemanden einladen, 
der zuletzt für die Immobilienfirma 
Deutsche Annington tätig war: Rolf 
Kleine. 

Aber auch die CDU hat ein Glaub¬ 
würdigkeitsproblem: Erst schreiben 
sie eine Mietpreisbremse ins Wahl¬ 
programm, um gleich danach eine 
entsprechende Bundesratsinitiative 
im Bundestag abzulehnen. Dem Ko¬ 
alitionszwang sei dank, dass man das 
eigene Klientel nicht verschrecken 
musste. 

Doch den Mietern nützen diese 
Wahlschlachten wenig, wenn sie 
wegen einer Mieterhöhung plötz¬ 
lich die Miete nicht mehr zahlen 
können, im schlimmsten Falle aus 
der Wohnung raus müssen. Denn 
in vielen Deutschen Städten explo¬ 
dieren die Mieten. Bereits jetzt liegt 
die Mietbelastung durchschnittlich 
bei 30 Prozent des Einkommens, für 
Geringverdiener sind es oft über 
40 Prozent. Die Bundesregierung 
hat nur eine Senkung der Kappungs- 
grenze (zulässige Mieterhöhung in 
3 Jahren) von 20 auf 15 Prozent in 
Wohnungsnot-Städten zugelassen, 
mit hohen Auflagen. 

Das ist viel zu wenig. So eine Kap- 
pungsgrenze muss flächendeckend 
wirksam sein. Zudem sind es vor al¬ 
lem die Neuvertragsmieten, bei de¬ 
nen es teilweise exorbitante Steige¬ 
rungen gibt. Diese wirken langfristig 
auf den Mietspiegel, der dann nach 
oben geht. Daher müssen die Neu¬ 
vertragsmieten begrenzt werden. Bei 
der Datenerhebung für Mietspiegel 
sollen nicht nur die Neuverträge 
der letzten drei Jahre berücksichtigt 
werden, sondern alle Mieten. 
Weiterer Preistreiber sind die feh¬ 
lenden Neubauten im Sozialen Woh¬ 
nungsbau. Hunderttausende Sozial¬ 
wohnungen sind in den letzten Jah¬ 
ren aus der Bindung gefallen und 
landen im freien Wohnungsmarkt. 
Deutliche Mieterhöhungen waren 
und sind die Folge. In Teilen der 


Republik garniert mit mangelnden 
Investitionen, insbesondere nach 
der Verscherbelung an sogenannte 
Heuschrecken. Die Bundesländer 



haben hier die Verantwortung, aber 
kein Geld, weil sich der Bund seit 
der Förderalismusreform aus dieser 
Verantwortung gestohlen hat. Die 
Wohnraumförderung muss daher 
wieder Bundessache werden und 
finanziell umfangreich ausgestattet 
werden. 

Letzter zentraler Preistreiber ist die 
11-Prozent-Umlage nach Moderni¬ 
sierungen. Die gehört einfach ab¬ 
geschafft. Zwar ist es schön, wenn 
die Häuser energetisch saniert sind, 
auch für die Umwelt. Aber was nützt 
das, wenn keiner drin wohnen kann, 
weil er’s nicht bezahlen kann. 

Diese und noch mehr gute und rich¬ 
tige Forderungen werden von den 
Mieterverbänden und -vereinen er¬ 
hoben. Für uns sind sie deshalb wich¬ 
tige Bündnispartner in den zahlrei¬ 
chen Kämpfen der verschiedenen 
Mieterinitiativen. Aber wir brau¬ 
chen mehr. 

Die Richtigkeit der Auffassung von 
Friedrich Engels von 1873 geschrie¬ 
ben in „Zur Wohnungsfrage“, bestä¬ 
tigt sich aktuell immer wieder: „Und 
solange die kapitalistische Produkti¬ 
onsweise besteht, solange ist es Tor¬ 
heit, die Wohnungsfrage oder irgend 
eine andre das Geschick der Arbei¬ 
ter betreffende gesellschaftliche Fra¬ 
ge einzeln lösen zu wollen.“ 

Weil wir aber gerade keine Kämp¬ 
fe um die Abschaffung der kapita¬ 
listischen Produktionsweise führen, 
können wir neben den Einzelkämp¬ 
fen uns dennoch alternative Wohn- 
projekte ansehen und von denen ler¬ 
nen, die zumindest über den kapita¬ 
listischen Tellerrand hinausweisen. 


Rosskur 

Die Salzgitter AG hat vor, von den 
bisher 25 000 Beschäftigten insgesamt 
mehr als 1 500 arbeitslos zu machen. 
Vom Arbeitsplatzabbau besonders 
hart betroffen wäre das Stahlträger¬ 
werk in Peine. Nun konnte man/frau 
in einem Bericht der „Braunschwei¬ 
ger Zeitung“ Neues über die Zukunft 
des angeschlagenen Werks Peine aus 
dem Mund des Vorstandsvorsitzen¬ 
den Heinz Jörg Fuhrmann lesen: „Wir 
kämpfen um den Erhalt des Stand¬ 
orts.“ Schon im März habe er das ge¬ 
sagt und von einer Rosskur für Peine 
gesprochen. „Freilich muss der Patient 
willens sein, sich der unangenehmen, 
aber heilenden Behandlung zu unter¬ 
ziehen“, sagte Fuhrmann. Gegenwärtig 
sei der Abbau von 300 der 1 100 Stel¬ 
len in diesem Werk im Gespräch. 

Gewerkschaftstag IG BAU 

In Berlin hat der Gewerkschaftstag 
(9. bis 12. September) der Industriege¬ 
werkschaft Bauen Agrar Umwelt (IG 
BAU) IG BAU begonnen. Der bishe¬ 
rige Vorsitzende der Gewerkschaft, 
Klaus Wiesehügel, kandidiert nach 


18 Jahren nicht mehr. Nachfolger soll 
der 50 Jahre alte bisherige Vize Robert 
Feiger werden. Schon im Vorfeld gab 
es mächtig Zoff. Grund war, dass sich 
unter den fünf Vorschlägen zur Be¬ 
setzung der Bundesvorstandsposten 
nicht eine Frau befand. Selbst Wie¬ 
sehügel hat vor seinem Abgang die 
Empfehlungen des IG-BAU-Beirats 
als „schwer auszuhalten“ bezeichnet. 
Dessen Votum empörte die Kollegin¬ 
nen in der Organisation und steht im 
Widerspruch zur Gewerkschaftssat¬ 
zung, die festlegt, dass Frauen mindes¬ 
tens entsprechend ihres Mitgliederan¬ 
teils im Vorstand vertreten sein sollen. 
Die IG BAU verliert aber im klassi¬ 
schen Bauhauptgewerbe Jahr für Jahr 
Mitglieder, in den Dienstleistungsbe¬ 
reichen, z.B. Gebäudereinigung aber 
gibt es ein Mitgliederwachstum. Frau¬ 
en stellen inzwischen rund 30 Prozent 
der noch knapp 298 000 Mitglieder 
(Ende 2012). Ihnen stehen also eher 
zwei als ein Sitz im Vorstand zu. Inzwi¬ 
schen hat sich der Frauenausschuss IG 
BAU auf Ulrike Laux als Kandidatin 
festgelegt. 


Aktive Gewerkschaften 
sind gefordert 

DGB ruft auf den Politikwechsel zu wählen 


„Wir sind nicht die Erziehungsbe¬ 
rechtigten der Arbeiterklasse“, erklär¬ 
te IG-Metall-Chef Berthold Huber, 
als er und sein Vize Detlef Wetzel ge¬ 
meinsam der Presse die Ergebnisse der 
IGM-Beschäftigtenbefragung präsen¬ 
tierte. Das wichtigste Ergebnis dieser 
Befragung: die Beschäftigten fordern 
vor allem die Einschränkung prekärer, 
mies bezahlter Beschäftigung. Über 
die Verursacher der immer stärkeren 
Erosion der NormalarbeitsVerhältnis¬ 
se in diesem unserem Lande schwiegen 
die beiden IG Metaller sich aus. Ob 
Hartz IV, die Ausweitung prekärer Be¬ 
schäftigung und auch die Erhöhnung 
des Rentenalters auf 67, das alles geht 
doch hauptsächlich auf das Konto der 
SPD und der Grünen. Stattdessen ließ 
Huber die anwesenden Pressevertreter 
wissen, dass mit einer schwarz-gelben 
Regierung die Ausweitung der Kurz¬ 
arbeiterregelung und die Abwrack¬ 
prämie für Altautos nicht möglich ge¬ 
wesen wären. Und nach beharrlichem 


ken Arbeitnehmerrechten sowie einer 
Minijob-Reform. Für sichere Arbeits¬ 
plätze statt unsicherer Jobs und Dum¬ 
pinglöhne - wir fordern gute Arbeit. 
Deutschland braucht starke Sozial¬ 
versicherungen. Sie zeigen gerade in 
der Krise ihre Stärke. Mit einem Aus¬ 
bau der solidarischen Finanzierung 
können die Renten in Zukunft gesi¬ 
chert, das Rentenniveau gehalten, die 
Erwerbsminderungsrente verbessert, 
die Rente mit 67 zumindest ausgesetzt 
und Altersarmut wirksam bekämpft 
werden - wir fordern sichere Renten. 
Deutschland braucht ein demokrati¬ 
sches und soziales Europa, in dem der 
Schutz sozialer Rechte Vorrang vor 
Marktfreiheiten für Unternehmen hat. 
Mit einem Investitions- und Wachs¬ 
tumsprogramm - einem ,Marshall¬ 
plan ‘ - kann die rigorose Sparpolitik, 
die Millionen Existenzen gefährdet, er¬ 
setzt und mehr Beschäftigung und Ge¬ 
rechtigkeit in Europa geschaffen wer¬ 
den. Die Arbeitnehmerrechte müssen 


der DGB, ohne CDU/CSU und FDP 
explizit zu nennen“, so „Die Zeit“ 
weiter. Auch die Parteien reagierten. 
CSU-Sozialpolitiker Max Straubinger 
polterte nach der Veröffentlichung 
des DGB-Aufrufs gegen die „ Partei¬ 
nahme“ des DGB: Dem DGB gehe 
es nur um ein rot-rot-grünes Bünd¬ 
nis in Deutschland. „Allerdings fehlt 
ihm der Mut, das klar zu sagen.“ Das 
sei „hasenfüßig“, so der CSU Mann. 
Und auch die Union ist verärgert: „Da 
der DGB immer das Prinzip der Ein¬ 
heitsgewerkschaft betont, darf er sich 
nicht so einseitig auf die Seite von Rot- 
Grün schlagen. Das ist unfassbar“, mel¬ 
dete sich der sozialpolitische Sprecher 
der Unions-Bundestagsfraktion, Karl 
Schiewerling, zu Wort. Bernd Riexin- 
ger von der Partei „Die Linke“ meint, 
der Wahlaufruf des DGB lese sich „wie 
das Programm für eine Mehrheit links 
der Mitte“. 

Meiner Einschätzung nach ist der 
DGB-Aufruf hart an der Grenze der 
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Nachfragen der Journalisten bekann¬ 
te er wenig überraschend: „Ich werde 
SPD wählen, ja.“ 

Das Verhältnis zwischen SPD und Ge¬ 
werkschaften war nicht immer so ro¬ 
sig wie derzeit. Aber schon das vom 
SPD-Bundesparteitag Mitte April 
2013 beschlossene Wahlprogramm für 
die Bundestagswahl 2013 fand beim 
Deutschen Gewerkschaftsbund große 
Zustimmung. Die SPD sei jetzt wie¬ 
der die Partei der kleinen Leute, so 
der DGB-Vorsitzende Michael Som¬ 
mer. Wenn die SPD es schaffe, ihre ei¬ 
genen Anhänger zu mobilisieren, dann 
werde der Funke auch im Wahlkampf 
überspringen, sagte Sommer. Vieles 
von dem, was die Gewerkschaften 
schon seit Jahren propagierten, sei jetzt 
auch im SPD-Wahlprogramm enthal¬ 
ten. Und nicht ohne Stolz fügte er hin¬ 
zu: „Das ist auch unserem Wirken zu 
verdanken.“ Und jetzt ruft der DGB 
auf: „Wählen gehen: Für den Politik¬ 
wechsel!“ Die Bundestagswahl sei eine 
Chance, um für einen Politikwechsel zu 
sorgen. Unser Land brauche eine ge¬ 
rechtere Politik anstelle einer einsei¬ 
tigen Sparpolitik, für die die Beschäf¬ 
tigten, die Rentnerinnen und Rentner 
sowie die Arbeitslosen zahlen und die 
dafür verantwortlich ist, dass die Ar¬ 
mut in unserem reichen Land trotz sin¬ 
kender Arbeitslosigkeit immer größer 
wird. Die nächste Bundesregierung 
habe viel zu tun. „Denn Deutschland 
braucht eine neue Ordnung der Arbeit 
mit einem flächendeckenden, gesetz¬ 
lichen Mindestlohn von mindestens 
8,50 Euro, gleichem Lohn für gleiche 
Arbeit, einer Stärkung der Tarifauto¬ 
nomie, mehr Mitbestimmung und star¬ 


geachtet werden, damit die Menschen 
mitbestimmt arbeiten und in Würde 
leben können. Wir fordern eine sozia¬ 
le Fortschrittsklausel und einen neuen 
Sozialkontrakt - wir fordern ein sozia¬ 
les Europa. Deutschland braucht einen 
Staat, der finanziell handlungsfähig ist, 
Regeln setzt und investiert. Denn gute 
Arbeit, eine zukunftsfähige Gesell¬ 
schaft und erfolgreiches Wirtschaften 
hängen von einem intakten Bildungs¬ 
system, einer funktionierenden Infra¬ 
struktur und von gerechten Steuern 
ab - wir fordern einen aktiven Staat! 
Alle demokratischen Parteien sind in 
der Verantwortung, dass aus der euro¬ 
päischen Banken- und Wirtschaftskri¬ 
se keine Krise der europäischen Idee 
und der Demokratie wird. Unsere de¬ 
mokratische Gesellschaft braucht Viel¬ 
falt und Respekt gegenüber allen Men¬ 
schen. Nazis haben bei uns nichts zu 
suchen - weder auf der Straße noch in 
unseren Parlamenten. Es gibt Alterna¬ 
tiven - wir haben sie benannt! Wir ha¬ 
ben die Wahl - für einen Politikwech¬ 
sel!“ 

Gleich nach der Veröffentlichung des 
DGB-Aufrufs titelte „Die Zeit“ wie 
viele andere Zeitungen: „DGB ruft 
zur Abwahl von Schwarz-Gelb auf“. 
Als Beleg zitieren die Blätter aus dem 
Aufruf: „Die Bundestagswahl ist eine 
Chance, um für einen Politikwechsel 
zu sorgen.“ Deutschland brauche „eine 
gerechtere Politik anstelle einer einsei¬ 
tigen Sparpolitik“. Die Politik der ver¬ 
gangenen Jahre belaste Rentner und 
Arbeitslose und sei dafür verantwort¬ 
lich, „dass die Armut in unserem rei¬ 
chen Land trotz sinkender Arbeitslo¬ 
sigkeit immer größer wird, kritisierte 


Verletzung seiner parteipolitischen 
Neutralität, weil er die Verursacher 
der völlig zu Recht reklamierten Miss¬ 
stände in der Welt der Arbeit nicht 
beim Namen nennt. Gleichzeitig ist 
der DGB-Aufruf aber nicht parteiisch 
genug an der Seite der arbeitenden 
Menschen - Beispiel Thema Rente. 
Die Rente mit 67 darf nicht nur aus¬ 
gesetzt, sondern muss völlig zurückge¬ 
nommen werden. 

Was wird der DGB-Wahlaufruf be¬ 
wirken? IG-Metall-Vorstand Hans- 
Jürgen ist der Meinung: „Wer Angst 
vor zu viel Rot hat, könnte nach der 
Wahl ins Schwarze gucken.“ Und er 
sagt: „Klar ist, egal, welche Kombinati¬ 
on von Parteien nach der Bundestags¬ 
wahl die Mehrheit haben wird, es wird 
keine Konstellation geben, die uns und 
den Arbeitnehmern die Wünsche von 
den Augen abliest. Wir werden als ak¬ 
tive Gewerkschaften, als aktive Zivil¬ 
gesellschaft gefordert sein, Druck auf 
die neue Regierung zu machen, und 
Sie wissen - und da muss man ja gar 
keinen Hehl draus machen -, die alte 
historische Verbundenheit zur Sozi¬ 
aldemokratie ist durch die Agenda- 
2010-Politik beendet worden. Es gibt 
keine natürliche Nähe oder natürliche 
Präferenz für eine Partei, wir sind par¬ 
teipolitisch neutral. Wir vertreten die 
Wünsche, die Interessen, die Positio¬ 
nen der Arbeitnehmer, und dann sind 
wir bereit zur konstruktiven, koopera¬ 
tiven Zusammenarbeit mit den politi¬ 
schen Akteuren, die uns helfen wollen 
dabei, unsere Ziele umzusetzen. Und 
wir geraten in einen demokratischen 
Konflikt mit denjenigen, die dagegen¬ 
halten.“ Manfred Dietenberger 
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Schwarz-Gelb gehört abgewählt 

Gewerkschaften machen mobil 



A m Samstag, dem 7. September, 
führte eine farbenfrohe Spur 
durch Frankfurt. Sie markierte 
den Weg der Demonstration „Flagge 
zeigen für einen Politikwechsel“ der 
Gewerkschafter und Gewerkschaf- 
terinnen durch die Frankfurter In¬ 
nenstadt. Gewerkschaftsjugendliche 
sprühten ihre Botschaften zur Bun¬ 
destagswahl in grellen Farben auf die 
Gehwege. „Gute Arbeit für alle“ „Bil¬ 
dung für Alle“ „Übernahme jetztfDie 
Botschaften waren deutlich. Auf der 
Demonstration vom Baseler Platz an 
der Europäischen Zentralbank vorbei 
zum Römer machten Jugendliche im¬ 
mer wieder lautstark auf ihre Forde¬ 
rungen aufmerksam. Eine gelungene 
Aktion gab es an der EZB als die Ju¬ 
gend die Banken „anzapfte“ und Geld 
regnen ließ. 

Auf dem Frankfurter Römer erwarte¬ 
te die Demo-Teilnehmer eine Kampf¬ 
rede des IG-Metall-Bezirksleiters Ar¬ 
min Schild. Hart ging Schild als Par¬ 
teivorstandsmitglied der SPD mit der 
Politik der eigenen Partei ins Gericht. 
Ob Hartz, Leiharbeit, Werkverträge, 
er nahm kein Blatt vor den Mund, ob¬ 
gleich er nie seine Partei als Urheber 
dieser sozialen Grausamkeiten nannte. 
„Es kann nicht sein, dass es Menschen 
gibt, die Tag für Tag hart arbeiten und 
am Ende des Monats trotzdem noch 
zum Sozialamt rennen müssen, weil 
das Einkommen nicht reicht“, so Ar¬ 
min Schild. 

Ein weiteres Ziel des Aktionstages 
war es, die Menschen zum Wählen 
aufzufordern. „Wer wählt, bestimmt 
mit, wer nicht wählt wird trotzdem re¬ 
giert“, stellte Schild fest. „Wir brauchen 
endlich eine Politik, die den Menschen 
dient und nicht den Banken.“ 

Eine deutliche Forderung an die Par¬ 
teien kam von ver.di-Landeschef Jür¬ 
gen Bothner. Er forderte Steuern in 
angemessener Höhe für einen hand¬ 
lungsfähigen Staat, der Bildung und 
Teilhabe für alle ermögliche. „Steuer¬ 
gerechtigkeit ist der Grundstein für ein 


soziales Gemeinwesen“, sagte er. Mit 
diesen klaren Worten sprach Brothner 
vielen der jungen Teilnehmer aus der 
Seele. Passend zu diesen Worten fan¬ 
den rund um den Römer Aktivitäten 
der Gewerkschaftsjugend unter dem 
Motto „Revolution Bildung“ statt. 
Dazu passte der Song der Micropho- 
ne Mafia im Kulturprogramm „Wissen 
ist Macht“. 

Starke Worte gab es auch auf der 
Kundgebung vom hessischen DGB- 
Vorsitzenden Stefan Körzell. Er mach¬ 
te sich für eine Neuordnung des Ar¬ 
beitsmarktes und einen Politikwechsel 
stark. Vor allem Leiharbeit und Werk¬ 
verträge hätten für viele zu einer Ver¬ 
schlechterung der Arbeitsbedingungen 
geführt. Dagegen müsse die Politik viel 
entschlossener vorgehen als bisher. Es 


müsse endlich wieder Politik für die 
Menschen gemacht werden, so Kör¬ 
zell - egal, wer die Wahl gewinnt. 

Eine direkte Wahlempfehlung sprach 
der DGB zwar nicht aus, aber zwei Wo¬ 
chen vor der Bundestagswahl und der 
Landtagswahl in Hessen sandten die 
Gewerkschaften klare Signale an ihre 
Mitglieder: Schwarz-Gelb gehört in 
Hessen und Berlin abgewählt. 
Unionspolitiker aus Hessen meldeten 
sich im Verlauf der Veranstaltung in 
den Medien zu Wort, kritisierten die 
Veranstaltung der Gewerkschaft und 
warfen dem DGB und seinen Gewerk¬ 
schaften vor, sich einseitig auf die Sei¬ 
te von Rot-Rot-Grün zu schlagen. Am 
lautesten kritisierte der FDP-Landes- 
vorsitzende Jörg-Uwe Hahn nach der 
Demo: „Wenn der DGB zum Aktions¬ 


tag für einen Politikwechsel aufruft, 
überschreitet er wissentlich seinen ei¬ 
gentlichen Auftrag.“ Die Vertretung der 
Interessen der Arbeitnehmer bedeute 
nicht, aktiv Parteipolitik für die Oppo¬ 
sitionsparteien zu betreiben. „Mutige 
Worte“ von einer Partei, die noch nie 
die Interessen der abhängig Beschäf¬ 
tigten vertreten hat. 

Mit einem Kultur-Event der Gewerk¬ 
schaftsjugend wurde dieser inhaltlich 
sehr gute Aktionstag in Frankfurt be¬ 
endet. Kritik ist im Hinblick auf Mobi¬ 
lisierung durch die Gewerkschaften zu 
üben: neben ver.di, der IG Metall und 
der GEW wurde dieser Aktionstag von 
den anderen Gewerkschaften nicht so 
unterstützt wie es hätte sein sollen. 
Man vermisste vor allem die IG BCE 
und die IG BAU. Andreas Goerke 


Klagerecht gegen 
Scheinverträge 

Frank Bsirske, Vorsitzender der Dienst¬ 
leistungsgewerkschaft ver.di, spricht 
sich für ein Verbandsklagerecht im 
Kampf gegen Scheinwerkverträge aus. 
„Ein Verbandsklagerecht wäre sehr 
hilfreich, weil es die Bekämpfung der 
Scheinwerkverträge erleichtern wür¬ 
de. Die Gewerkschaft könnte dann als 
Verband handeln“, so Bsirske. Das Ver¬ 
bandsklagerecht müsse man um weite¬ 
re Komponenten ergänzen. Die Briten 
könnten zum Beispiel über eine Hot¬ 
line melden, wo der gesetzliche Min¬ 
destlohn missachtet werde. „So eine 
Hotline wäre ein wirksames Mittel“, 
sagte Bsirske. „Damit könnte man die 
Kontrolle der Einhaltung eines gesetz¬ 
lichen Mindestlohnes in Deutschland 
erleichtern.“ Außerdem sprach sich der 
ver.di-Vorsitzende auch gegen geringe¬ 
re Tarifgehälter für die unteren Lohn¬ 
gruppen aus, wie es die IG Metall in Er¬ 
wägung zieht. „Niedrige Einstiegstarife 
verhindern keine Scheinwerkverträge“, 
sagte Bsirke. 

Tariftreuegesetz 

Andreas Meyer-Lauber, Landesvorsit¬ 
zender des Deutschen Gewerkschafts¬ 
bunds in NRW, erwartet, dass der im 
Tariftreuegesetz vereinbarte Mindest¬ 
lohn von derzeit 8,62 Euro ab 2014 
angehoben wird. Der „Rheinischen 
Post“ sagte er: „Es hat jetzt intensive 
Verhandlungen über die Höhe gege¬ 
ben. Der Arbeitsminister muss diese 
Diskussion zusammenfassen und dann 
eine Empfehlung abgeben. Ich gehe da¬ 
von aus, dass der Mindestlohn ab dem 
1. Januar 2014 auf über 9 Euro ange¬ 
passt wird.“ Das Tariftreuegesetz legt 
Mindeststandards für Unternehmen 
fest, die öffentliche Aufträge durch¬ 
führen. Scharf kritisierte Meyer-Lauber 
die zu geringe Zahl der Ausbildungs¬ 
plätze im Lande: „Die Arbeitgeber er¬ 
bringen ihren Anteil nicht. Sie bieten 
weniger Ausbildungsplätze als im Vor- 
jahr an - und das zum zweiten Mal in 
Folge“, so Meyer-Lauber. „Wir benöti¬ 
gen eine Ausbildungsquote, also eine 
AusbildungsVerpflichtung für alle Un¬ 
ternehmen, die qualitativ hochwertig 
ausbilden können.“ 


„Kalte“ Enteignung 

Eurokrise: BRD-Staat profitiert, Sparer verlieren 


Deutschland: 
Staatsschulden und 
Zinszahlung 


2007 und 2012 
in Mrd. Euro 


Quelle: Bundesbank 
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Der deutsche Staat hat offenbar den 
„Esel-streck-dich“ für sein Schuldenma¬ 
nagement gefunden. Ihm gelingt, wovon 
die hochverschuldeten Peripherie-Län¬ 
der nur träumen können: Immer mehr 
Schulden machen und dabei von Jahr zu 
Jahr weniger Zinsen zahlen. So stiegen 
die gesamten deutschen Staatsschulden 
von 2007 (1 584 Mrd. Euro) bis Ende 
2012 (2 166 Mrd.) um fast 600 Milliar¬ 
den Euro = + 37 Prozent. Die Zinszah¬ 
lungen aber reduzierten sich im gleichen 
Zeitraum um 12 Prozent, von 66,2 Mrd. 
Euro (2007) auf 58,5 Mrd. (2012). 

Des Goldesels Kern. Die deutsche 
Staatsbürokratie profitiert davon, dass 
insbesondere die Peripherie-Länder im¬ 
mer mehr in die Schuldenfalle geraten. 
Während diese Staaten teilweise hor¬ 
rende Risikoaufschläge für ihre Staats¬ 
anleihen hinnehmen müssen, fliehen 
immer mehr Anleger in die „sicheren“ 
deutschen Staatsanleihen, mit der Folge 
dass hier zu Lande die Zinsen gedrückt 
werden - zusätzlich zu den rekordnie¬ 
drigen Leitzinsen der EZB. Für Bundes¬ 
anleihen mit zehnjähriger Laufzeit muss 
der Finanzminister nur etwa 1,4 Prozent 


Zinsen berappen, Kurzläufer liegen zwi¬ 
schen 0,5 Prozent und zeitweilig sogar 
negativen Zinsen. 

Das hat für den gigantischen deutschen 
Schuldenberg, mit 2 166 Milliarden der 
höchste in ganz Europa, enorme Aus¬ 
wirkungen. Es ermöglicht dem Finanz¬ 
minister und den Bundes- und den an¬ 
deren Schuldenverwaltungen der Öf¬ 
fentlichen Hand, die Staatsschulden 
schrittweise auf niedrigere Zinsen um¬ 
zuschichten. Nach Berechnungen des 
isw sparten die deutschen Staatsschul¬ 
denmacher (Bund, Länder, Kommu¬ 
nen) im Verlauf der Schuldenkrise (von 
2007 bis 2012) 95 Milliarden Euro - fast 
20 Milliarden pro Jahr. Haushaltsaus¬ 
gleich praktisch auf Kosten der Südlän¬ 
der! 

Der Zins-Reibach wurde inzwischen 
sogar regierungsamtlich bestätigt. Auf 
eine Anfrage des SPD-Bundestags- 
abgeordneten Joachim Poß antworte¬ 
te das Bundesfinanzministerium, dass 
die Niedrigzinsen dem Bundesetat im 
Zeitraum 2010 bis 2014 Zinsgewinne 
von 40,9 Milliarden Euro beschert. Die 
Zahl ist die Differenz zwischen den ur¬ 


sprünglichen Planungszahlen und den 
tatsächlichen Zinszahlungen für Staats¬ 
papiere. Rechnet man die Minder-Zins¬ 
ausgaben von Ländern und Kommunen 
hinzu, dann ist die Ersparnis noch um 
etwa zwei Drittel größer, ca. 68 Milli¬ 
arden Euro. 

Kalte Enteignung der Sparer 

Während der Staatsapparat Milliarden¬ 
profite aus der Schuldenkrise zieht, ver¬ 
lieren neben den Peripherie-Ländern 
auch die deutschen Sparer. Sie müssen 
negative Realzinsen in Kauf nehmen, 
d.h. die mageren Zinsen auf ihre Spar¬ 
bücher (auch Festgelder und Bundes¬ 
anleihen) sind niedriger als die Rate 
der Geldentwertung. Selbst die (noch) 
moderate offizielle Inflation, frisst so im 
Laufe der Zeit erhebliche Teile der 
mühsam beiseite gelegten Spargro¬ 
schen auf. Ähnlich ist es für Menschen 
die für eine private Altersvorsorge an¬ 
sparen. Der Finanzwissenschaftler und 
„Wirtschaftsweise“ Lars Feld spricht 
von einer „erzwungenen Umverteilung 
von deutschen Sparern zum deutschen 
Staat“ (zitiert nach FAZ, 20.8.13). In der 


Ökonomie wird das Abschmelzen der 
öffentlichen Schulden auf Kosten der 
Sparer als „finanzielle Repression“ (fi¬ 
nanzielle Unterdrückung) bezeichnet; 
es ist eine Spezialform der Akkumu¬ 
lation durch Enteignung, denn es ist in 
der Wirkung eine kalte Enteignung der 
Sparer und Altersansparer, der kleinen 
Geldvermögensbesitzer (Dreiviertel 
aller deutschen Haushalte haben ein 
Sparbuch). Die Reichen und Super-Gel- 
digen rührt diese finanzielle Repressi¬ 
on nicht. Sie sind in ihren Anlagestra¬ 
tegien nicht auf Zinsen für Festgelder, 
Sparguthaben, Staatsanleihen oder Ka¬ 
pital-Lebensversicherungen angewie¬ 
sen. Im Gegenteil: Sie benutzen die bil¬ 
ligen Gelder zu Spekulationszwecken 
(z.B. Aktien, Devisen), für Einlagen in 
Hedge- und Private Equity-Fonds und 
erzielen damit Renditen weit oberhalb 
der Inflationsrate. 


So ist die finanzielle Repression denn 
auch kein Zufall oder ungewollter Kol- 
lateralschaden. Sie ist Teil der Anlage¬ 
strategie der Finanzkapitalisten und 
zugleich ihr Lösungsvorschlag für die 
Staatsschuldenkrise. Alfred Roelli von 
der größten Schweizer Privatbank Pic- 
tet & Cie: „Die finanzielle Repression, 
bei der die Regierungen ihre Finan¬ 
zierungskosten auf Kosten der Sparer 
gering halten, ist Teil der Lösung. Man 
kann die Verschuldung anders nicht 
mehr korrigieren. Jetzt muss enteignet 
werden. Sparer und Gläubiger müssen 
zur Kasse gebeten werden“. (Interview 
in Wirtschaftswoche , 10.9.2012). 

Fred Schmid, isw 

(Ausführlicher dazu im neuen isw- 
report 94, Kapitalismus am Ende?; 
S. 16ff.), der am 16. September 2013 er¬ 
scheint 



Zinsgewinne durch zinsgünstigere 

Umschuldung 


Schulden 



Zinsen bei 



Gesamtstaat 

Zins-Ausgaben 

Effektive Verzinsung 

4,18 Prozent 

Zinsgewinn 

Jahr 

(in Euro) 

(in Euro) 

(in Prozent 

(2007, in Euro) 

(in Euro) 

2007 

1.584 Mrd. 

66,2 Mrd. 

4,18 

66,2 Mrd. 

0,0 Mrd. 

2008 

1.653 Mrd. 

67,3 Mrd. 

4,08 

69,1 Mrd. 

i,8 Mrd. 

2009 

1.769 Mrd. 

63,7 Mrd. 

3,60 

73,9 Mrd. 

10,2 Mrd. 

2010 

2.056 Mrd. 

60,1 Mrd. 

2,92 

85,9 Mrd. 

25,8 Mrd. 

2011 

2.085 Mrd. 

60,0 Mrd. 

2,87 

87,2 Mrd. 

27,2 Mrd. 

2012 

2.116 Mrd. 

52,5 Mrd. 

2,70 

90,5 Mrd. 

32,0 Mrd. 

Gesamt 





97,0 Mrd. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Keine Toleranz gegenüber 
Neonazis in der Bundeswehr 

„Es ist nicht zu bestreiten, dass die 
Bundeswehr für junge Männer aus 
rechtsextremen Milieus besonders at¬ 
traktiv ist. Umso stärker ist die Truppe 
gefordert, keine Toleranz gegenüber 
rechtsextremistischen Gesinnungen 
walten zu lassen“, kommentiert die in¬ 
nenpolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE., Ulla Jelpke, die Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage „Rechtsextreme Vorfälle in 
der Bundeswehr“ (Drs. 17/14532). Die 
Abgeordnete weiter: 

„In den Jahren 2010 bis 2012 identifi¬ 
zierte der Militärische Abschirmdienst 
76 Neonazis in der Bundeswehr, von 
denen 75 mittlerweile die Truppe ver¬ 
lassen haben. Dass bei lediglich 18 von 
ihnen das Dienstverhältnis vorzeitig 
beendet und bei den übrigen einfach 
auf das Auslaufen ihrer Wehrdienst¬ 
oder Zeitverpflichtung gewartet wur¬ 
de, lässt allerdings an der Entschlossen¬ 
heit im Kampf gegen rechte Umtriebe 
in der Bundeswehr zweifeln. Zu den 
offenen Neonazis kommen 67 gemel¬ 
dete rechtsextremistische Vorfälle im 
Jahr 2012, die von Hakenkreuzschmie¬ 
rereien in Kasernen, über laut gespiel¬ 
te Rechtsrockmusik auf der Stube bis 
zu antisemitischen und rassistischen 
Beschimpfungen von Kameraden rei¬ 
chen. Wenn im Bundeswehrfeldlager 
im afghanischen Kunduz Sieg Heil! 
skandiert wird und in Mazar-e-Sharif 
ein Bundeswehrsoldat ein afghanisches 
Kind zum Hitlergruß nötigt, zeigt dies, 
in welcher Tradition einige Soldaten 
dieses Kriegseinsatzes sich selber be¬ 
greifen. Ein Grund mehr, den Afgha¬ 
nistan-Einsatz der Bundeswehr endlich 
zu beenden.“ 

Ammersee-Seminar 
der DKP Südbayern 

Am Samstag, dem 24. August fand das 
traditionelle Ammersee-Seminar der 
DKP Südbayern - diesmal im Interna¬ 
tionalen Jugendgästehaus in Dachau - 
statt. Das Thema „Die kapitalistische 
Krise - Rechtspopulismus in Europa 
und linke Alternativen“ wurde in drei 
Themenblöcken - jeweils mit Kurzrefe¬ 
rat und Diskussion - behandelt. 

Nach einer kurzen Vorstellung der Ge¬ 
schichte und der aktuellen Aufgaben 
und Aktivitäten des Internationalen 
Gästehauses/Max Mannheimer Studi¬ 
enzentrums durch eine Mitarbeiterin, 
begrüßte Walter Listl, Bezirkssprecher 
Südbayern, die rund 35 Anwesenden - 
darunter Mitglieder der Partei „Die 
Linke“, der Rifundazione Comunista, 
des örtlichen Sozialforums und ver¬ 
schiedene andere die Referentlnnen, 
Leo Mayer, Sprecher der DKP Mün¬ 
chen und Mitglied des DKP-Partei- 
vorstandes, Walter Baier, Wien, KPÖ, 
Redaktion „transform!“ sowie Betti¬ 
na Jürgensen, Mitglied des Parteivor¬ 
stands. 

Leo Mayer beschäftigte sich mit der 
Frage: „Mit welcher Krise haben wir 
es zu tun?“ Während die Medien ver¬ 
suchen uns Glauben zu machen, die 
Eurozone erhole sich, sind weder Er- 
nährungs-, Umwelt- und Klimakrise 
noch die weltweite ökonomische Kri¬ 
se einer Lösung näher - im Gegen¬ 
teil. „Wie weit nutzen rechte Kräfte 
europaweit die Krise für ihre Dema¬ 
gogie?“, war die Fragestellung, mit der 
sich Walter Baier befasste. Zwischen 
Juni 2009 und März 2011 waren rech¬ 
te Parteien mit 155 von 3066 Sitzen 
(~ 5%) in 13 europäischen Parlamen¬ 
ten vertreten, (siehe dazu auch www. 
transform-network.net). Die Ängste 
und Unsicherheit, die prekären Ar- 
beits- und Lebensbedingungen vieler 
Menschen sind ein fruchtbarer Boden 
für rechte Parteien und rechtes Ge¬ 
dankengut. Rechte Parteien konnten 
in den letzten Jahren ihre Wählerbasis 
nennenswert vergrößern. Bettina Jür¬ 
gensen behandelte die Frage: „Welche 
linken Alternativen gibt es zum Euro¬ 
pa des Kapitals?“ Sie stellte fest, dass 
viele, auch positive, Entwicklungen wie 
etwa der Ausbau alternativer Energi¬ 
en nur im Namen der Wirtschaft erfol¬ 
gen, während die Bevölkerung zahlt. 
Das Ammersee-Seminar regte - wie 
auch in den Jahren zuvor - mit seinen 
hochkarätigen Referentlnnen zu inte¬ 
ressanten Diskussionen an. 


Hochschule und Frieden 


Friedensinitiative veröffentlicht Stellungnahme der Parteien von DKP bis FDP 


D ie Initiative „Hochschulen für 
den Frieden - Ja zur Zivilklau¬ 
sel“ ist eine bundesweit vor al¬ 
lem an Hochschulen aktive Vereini¬ 
gung mit dem Ziel die Friedensbewe¬ 
gung an den Hochschulen zu stärken. 
Anlässlich der Bundstagswahl hat 
sie - im Zusammenhang mit der Un¬ 
terschriftenaktion „Lernen für den 
Frieden“ - mehreren Parteien einen 
Fragebogen mit drei Fragen überreicht 
(gekürzt): 

1. Was muss sich an den Hochschulen 
ändern, damit sie zu einer demokra¬ 
tischen, zivilen und sozialen Gesell¬ 
schaftsentwicklung beitragen? 

2. Rechtfertigen Arbeitsplätze Rüs¬ 
tungsproduktion? 

3. Wirkt Ihre Partei für die internatio¬ 
nale Ächtung von Kampfdrohnen und 
wenn ja, wie wollen Sie diese Bemü¬ 
hungen intensivieren? 

Geantwortet haben die DKP, die Partei 
„Die Linke“, die SPD, die Grünen, die 
Piraten, CDU/CSU und die FDP. Die 
Antworten reichen, 
laut Auswertung der / 
Friedensinitiative, f \__f 

„vom Eintreten für V 
eine zivile V 

Entwick- / / 

lung / / TU 

der / / f x n 


Wissenschaft und der Welt 
auf linker Seite bis hin zur Forderung 
nach einer Stärkung von Rüstungsfor¬ 
schung und -produktion im Dienste 
des ,Standorts Deutschland 4 und des¬ 
sen Kriegsfähigkeit im bürgerlichen 
Lager“. So spricht sich bei der ersten 
Frage die DKP dafür aus, dass „Uni¬ 
versitäten nicht als Kooperationspart¬ 
ner bzw. Dienstleister für die Planung 
und wissenschaftlich-technische Vor¬ 
bereitung von Angriffskriegen oder 
zu zivilmilitärischen Zwecken miss¬ 
braucht werden dürfen“. Die Partei 
„Die Linke“ fordert eine „soziale, de¬ 
mokratische und wissenschaftlich un¬ 
bestechliche Hochschule“. Und auch 
die SPD „begrüßt ausdrücklich“ ein 
„klares Bekenntnis für eine Wissen¬ 
schaft (...) die sich nicht für Rüstungs¬ 
und Kriegszwecke instrumentalisieren 
lässt“. CDU/CSU hingegen halten Zi¬ 
vilklauseln für „verfassungswidrig“ - 
die FDP spricht von der Notwendig¬ 
keit einer „modernen Forschungspo¬ 
litik“. 


Noch deutlicher fallen die unterschied¬ 
lichen Positionen in der zweiten Frage 
aus. Nur die DKP und die Partei „Die 
Linke“ beziehen deutlich Stellung ge¬ 
gen die Rüstungsproduktion: „Wie 
viel Kriegstote ist ein Arbeitsplatz in 
der Rüstungsproduktion wert?“ - DKP. 
Die SPD sucht nach einer verantwort¬ 
baren Rüstungspolitik, die Grünen 
wollen, dass die Rüstungsproduktion 
„vor allem der Bedarfsdeckung der 
Bundeswehr und verbündeter Streit¬ 
kräfte dienen“ soll. Die CDU/CSU 
hält eine „leistungsfähige wehrtech¬ 
nische Industrie“ für „sicherheits- und 
wirtschaftspolitisch unverzichtbar. Sie 
ist entscheidend für die moderne Aus¬ 
rüstung der Bundeswehr“. Laut FDP 
„würde ein generelles Verbot von Rüs¬ 
tungsexporten die Handlungsfähigkeit 
Deutschlands als verlässlichem Partner 
beschädigen“. 

Ähnlich beim Thema Kampfdrohnen: 
Die DKP und die Partei „Die Linke“ 
stellen sich konsequent gegen den 
Einsatz von Kampfdroh- 
j. / / nen: „Wir fordern weiter- 
hin die umfassende völ- 
/ kerrechtliche Ächtung dieser 
/ neuen Waffenkategorie“ - Par- 
r tei „Die Linke“. Die Grünen und 
> die Piraten äußern sich ebenfalls 
X negativ zum Einsatz von Kampf- 
\ dröhnen. Die SPD jedoch gibt 
L sich ambivalent: „Bevor alle re- 
I l levanten sicherheitspolitischen, 
völkerrechtlichen und ethischen 
Fragen beantwortet sind, darf es 
keine Entscheidung zur Beschaf¬ 
fung von Kampfdrohnen geben“. Die 
FDP und die CDU/CSU sprechen sich 
für den Einsatz von Kampfdrohnen 
aus: „Drohnen sind ein wichtiges Mit¬ 
tel zum Schutz unserer Soldatinnen 
und Soldaten im Einsatz. Wer auf den 
Einsatz von Drohnen verzichten will, 
nimmt eine erhöhte Gefährdung unse¬ 
rer Soldatinnen und Soldaten in Kauf. 
Dies entspräche allerdings nicht der 
Fürsorgeverpflichtung, die der Staat 
gegenüber den Soldatinnen und Sol¬ 
daten hat, die für unser Land in einen 
Einsatz geschickt werden.“ Immerhin 
soll laut FDP „der Mensch immer der 
letzte Entscheider über den Einsatz 
von Waffen sein“. Darauf, wer die Ent¬ 
scheider davor sind, geht sie nicht ein. 
Die vollständigen Antworten auf den 
Fragebögen sind unter www.zivilklau- 
sel.de nachzulesen. 

Die Internetseite der Unterschriften¬ 
aktion „Lernen für den Frieden“ lautet: 
www. lernenfuerdenfrie den. de. MHad 



Reiche Saarländer- 
armes Saarland 

... oder: Wohin der Reichtum verschwunden ist? 


Acht Saarländer enthält die Liste der 
500 vermögendsten Deutschen. Die¬ 
se Einzelpersonen/Familien besitzen 
mehr als 4 550 Mio. Euro Gesamtver¬ 
mögen (Stand: 2010). Dieser Reichtum 
ist entstanden durch die im Kapitalis¬ 
mus gestattete tägliche Ausbeutung 
menschlicher Arbeitskraft, bei den 
Röchlings auch durch Sklavenarbeit 
von Zwangsarbeiterinnen. Hinzu kam 


in Bildung, Sport oder Kultur, (siehe 
Tabelle) 

Würden alle Vermögen ab einer Mil¬ 
lion Euro entsprechend herangezo¬ 
gen, könnten ebenso die Städte und 
Gemeinden entschuldet werden. Eine 
solche gerechtere Steuerpolitik muss 
gegen die Interessen der Mächtigen 
durchgesetzt werden. Deshalb unter¬ 
stützt die DKP das Bündnis umfairtei¬ 


Unternehmen 

Vermögen (2010, in 
Mio. Euro) 

Einmalige Abgabe 
(in Mio. Euro) 

Jährliche Steuer (in 
Mio. Euro) 

Thomas Bruch/Glo¬ 
bus-Gruppe 

2 050 

205 

20 

Hager Gruppe 

550 

55 

5,5 

Familie Boch-Gal- 
hau/Villeroy & Boch 

350 

35 

3,5 

Richard Weber/ 
Karlsberg Brauerei 

450 

45 

4,5 

Röchling-Erben 

300 

30 

3 

Edwin Kohl/Kohl 
Pharma 

350 

35 

3,5 

August-Wilhelm 
Scheer, vormalig IDS 
Scheer 

200 

20 

2 

Familie Martin, u.a. 
Möbel-Martin 

300 

30 

3 

Gesamt 

4 550 

455 

45,5 


Gebeugt 

Von Georg Fülberth 

Adenauer lud einst handverlesene Journalisten zu Teegesprächen ein. Es gab Kon¬ 
fekt, Informationen und Lageeinschätzungen des Kanzlers. Berichtet wurde über 
diese Treffen nicht, aber die Teilnehmer wussten, wo es lang gehen sollte. 

Helmut Schmidt, zuweilen als Schmidt-Schnauze tituliert, legte bei Fernseh-In- 
terviews manchmal längere Pausen mitten im Satz ein. Er wusste: kein Reporter 
würde wagen, ihm ins Wort zu fallen. 

Und nun dies: Am 1. September 2013 ließen sich die Kanzlerin und ihr Heraus¬ 
forderer von vier Moderationspersonen, darunter ein Spaßmacher, in ein enges 
Regelwerk einspannen, das ihnen vorschrieb, wie viele Sekunden sie pro Statement 
sprechen dürfen und wie sie sich zu benehmen haben. 

Am Tag danach, als die Vertreter der FDP, der Grünen und der Linkspartei dran 
waren, haben sie sich wohl vorgenommen, sich das nicht gefallen zu lassen. Sie 
schoben die Moderation beiseite, fielen einander ins Wort und übereinander her, 
so dass ein verheerender Eindruck entstand und das Fernsehen, das sie zu miss¬ 
achten schienen, seriöser da stand als sie selber. So war auch in diesem Fall das 
Medium Sieger. 

Dass Parteitage entlang dem Redaktionsschluss von „Tagesschau“, „Heute“ und 
den Nachrichtenterminen der Privaten inszeniert werden, ist bekannt. Nur sehr 
Naive könnten annehmen, die Politik bediene sich auf diese Weise der Medien. 
Das Gegenteil ist der Fall: sie kommt bei diesen nur in dem Maße vor, in dem sie 
deren Interesse an Quoten bedient und ist in diesem Punkt dem Fußball und al¬ 
lerlei anderen Arten des Entertainment unterlegen. 

Dieses Verhältnis von oben und unten drückte sich im Duell auch in der Körper¬ 
haltung der Kontrahenten aus: die Kanzlerin geduckt, der Herausforderer wie 
ein kleiner Junge im Matrosenanzug, der mit sich überschlagenden Worten einer 
höheren Instanz, dargestellt durch die Kamera, aufsagt, was er so alles drauf hat. 
Es geht nicht um Unterordnung unter die Medien allgemein. (Die UZ ist ja auch 
eines.) Von den vier Sendern, die am 1. September eine Politikerin und einen 
Politiker umlagerten, sind zwei kapitalstarke Private. ARD und ZDF haben sich 
diesen längst angepasst. Das Medienkapital und seine öffentlich-rechtliche arme 
Verwandtschaft diktieren, die Politik beugt sich. 

Sie ist es gewöhnt. Was diesmal die Medien waren, sind sonst immer wieder „die 
Märkte“. Politik stellt sich so als nachgeordnete Beschäftigung dar, als eine Form 
von Gehorsam. 


in den letzten Jahren eine massive Kür¬ 
zung von Steuern für diese Superrei¬ 
chen. 

Genau dieses Geld fehlt in den Ta¬ 
schen der Saarländerinnen und Saar¬ 
länder und im Gesundheitswesen, im 
Bildungswesen, in der Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik, in den Kommunen 
usw. Mit einer einmaligen Vermögens¬ 
abgabe von 10 Prozent und einer jähr¬ 
lichen Vermögensteuer von nur einem 
Prozent könnte der saarländische Lan¬ 
deshaushalt nur durch eine gerechtere 
Besteuerung dieses Personenkreises 
dauerhaft entschuldet werden - ohne 
Arbeitsplatzabbau, ohne Kürzungen 


len. Nur gemeinsam durch den Druck 
der Straße kann eine fortschrittliche 
Politik erkämpft werden. 

Dauerhafte Veränderungen können 
nur erreicht werden, wenn die Macht 
der Konzerne hier und europaweit 
eingeschränkt wird. Ein Politikwech¬ 
sel im Interesse der Mehrheit muss 
demokratische Rechte in den Betrie¬ 
ben und der ganzen Gesellschaft er¬ 
weitern. 

Die DKP Saarland fordert daher: Die 
Kaputtsparer stoppen! Umfairteilen: 
Reichtum, Macht, Eigentum! Den Ka¬ 
pitalismus überwinden! 

Thomas Hagenhofer 


Luftnummer Armutsbekämpfung 


In einer Studie zur Kinder- und Jugendarmut 
wurde bereits im Jahr 2011 ein Aktionsplan 
von der saarländischen Landesregierung 
gefordert. Was jetzt als „Aktionsplan zur Ar¬ 
mutsbekämpfung“ vorgelegt wurde, liest sich 
wie ein Katalog von Absichtserklärungen im 
Bemühen, ja nicht allzu konkret zu werden. 
Da bleiben nur Fragen: Was tut die Landes¬ 
regierung konkret, um den Niedriglohnsektor, 
Leiharbeit und Werkverträge zu bekämpfen? 
Wie lange noch werden öffentliche Aufträge 
nach dem Motto „Hauptsache billig“ (siehe 
Bostalsee) vergeben? Wie soll die Forde¬ 
rung nach einem öffentlich geförderten Ar¬ 
beitsmarkt unter der neoliberalen Ägide von 
CDU und SPD umgesetzt werden; ein biss¬ 


chen mehr „Bürgerarbeit“? Wie kann die Al¬ 
tersvorsorge verbessert werden, wenn die 
Arbeitskammer gerade die Belege für das 
Scheitern des Drei-Säulen-Rentenmodells 
vorgelegt hat? 

Um den Absichtskatalog aufzumotzen, wer¬ 
den dann noch die Defizite jahrzehntelanger 
Bildungspolitik als Aktionsfeld angehängt. 
Und alles steht unter dem Vorbehalt der Fi¬ 
nanzierbarkeit. 

Mit der Schuldenbremse hat sich die Landes¬ 
regierung allerdings selber Arme und Beine 
amputiert, um die dringenden Zukunftsfragen 
des Landes zu lösen. So kann sie die Prob¬ 
leme nach dem Werbeslogan „Geiz ist geil“ 
aussitzen. Fred Herger 
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NPD will „Bürgerwehr“ in Hellersdorf 


Berliner Polizei sieht keine strafbare Handlung 



Liebe „Ausländer“, lasst uns nicht mit solchen Deutschen allein! 


D ie NPD in Berlin ruft „freiwilli¬ 
ge Männer und Frauen“ auf, eine 
Bürgerwehr in Hellersdorf zu 
bilden. In dem Aufruf wird direkt auch 
Petra Pau, Direkt-Kandidatin der Par¬ 
tei „Die Linke“ angegriffen. „Sie küm¬ 
mert sich nicht um die Deutschen, son¬ 
dern nur um Fremde 4 , 4 heißt es auf der 
Web-Seite der NPD-Berlin. Der Auf¬ 
ruf endet mit der Aufforderung: „Hel¬ 
lersdorf muss befreit werden von: LIN¬ 
KEN - GEWALT - ASYLANTEN!“ 
Verantwortlich für den Aufruf zeich¬ 
net der Landesvorsitzende der NPD, 
Sebastian Schmidtke. Damit versucht 
die NPD, die Situation um das Flücht¬ 
lingsheim in Hellersdorf weiter zu es¬ 
kalieren und Stimmen im Bundestags¬ 
wahlkampf zu gewinnen. 

Die NPD hatte schon mehrfach ange¬ 
kündigt, lokale Bürgerwehren grün¬ 
den zu wollen. Anfang 2006 wurde die 
Aktion der Berlin-Neuköllner NPD 
bekannt, in der High-Deck-Siedlung 
sogenannte „Kiezstreifen gegen Kin¬ 
derschänder“ aufzustellen. Im Januar 
2012 kündigte die NPD in Schönei¬ 
che an, unter dem Motto „die Rech¬ 
ten schauen nach dem Rechten“ Si¬ 
cherheitsstreifen patrouillieren zu las¬ 
sen. In sechs Gruppen sollen Neonazis 
damals durch den Ort gezogen seien, 
um „nach verdächtigen Personen Aus¬ 
schau zu halten“. 

Die Berliner Polizei sieht in dem Auf¬ 
ruf der NPD keine strafbare Hand¬ 
lung. Mehrere Berliner Politiker hatten 
Strafanzeige gegen Schmidtke gestellt 
wegen Volksverhetzung und Aufruf zu 
einer Straftat. Damit bleibt die Polizei 
in Berlin bei ihrer Linie, nichts gegen 
die offen rassistisch und volksverhet¬ 
zenden Plakate und Reden der Neo¬ 
nazis zu unternehmen und stattdessen 
gegen die antifaschistischen Kräfte 
vorzugehen. 

Der Aufruf der NPD kommt vor 
allem der CDU gerade recht 


Der Aufruf der NPD kommt vor al¬ 
lem der CDU gerade recht. Sie ver¬ 
sucht, den Streit um das Flüchtlings¬ 
heim als reine Auseinandersetzung 
zwischen Linken und Rechtsextremen 
darzustellen, um damit ein gewaltsa¬ 
mes Vorgehen gegen linke Kräfte zu 
rechtfertigen. 


In dem Flüchtlingsheim in Hellersdorf 
sind bisher 150 Flüchtlinge, darunter 
50 Kinder, eingezogen. In der direkten 
Umgebung ist zwar mittlerweile „Nor¬ 
malität“ eingekehrt, aber immer wieder 
wird versucht, mit Kreideschmierereien 
auf dem Gehweg die Stimmung anzu¬ 
heizen. Die Bürgerinitiative „Nein zum 
Heim“ soll sich inzwischen gespalten 


haben. Formal distanziert sich die neue 
Initiative von der NPD. An dem Ziel, 
das Heim doch noch zu verhindern, 
hält sie aber fest. Sie nennt sich jetzt 
„Bürgerinitiative für ein lebenswertes 
Marzahn-Hellersdorf“. Der Initiator 
der Kreideaktion „Nein zum Heim“ ist 
Mitglied im Vorstand der neuen Bür¬ 
gerinitiative. 


Mit der neuen 
Bezeichnung ver¬ 
sucht die neuge¬ 
gründete BI das 
Motto der Ge¬ 
genbewegung ge¬ 
gen die Neonazis 
in Hellersdorf zu 
übernehmen, die 
unter der Losung 
„Schöner leben 
ohne Nazis - am 
Ort der Vielfalt 
Marzahn Hellers¬ 
dorf“ vielfältige 
Veranstaltungen 
im Kampf ge¬ 
gen rechts durch¬ 
führt. So traten 
am Wochenen¬ 
de im Kulturfo¬ 
rum Hellersdorf 
das Herzog-We- 
ber-Musiktheater 
mit ihrem Stück 
„Friederich, der 
Wüterich - Mu¬ 
siktheater gegen 
Rechts“ auf. Da¬ 
bei geht es um den 
Nationalsozialis¬ 
ten Untergrund 
(NSU) und deren 
Verharmlosung 
durch die Politik. 
Das Stück erzählt 
mit Zitaten aus 
dem Struwwelpe¬ 
ter’ und ,Max und 
Moritz’ in Liedern 
und rhythmischen 
Sprechpassagen 
,Streiche’ einer 
Neonazi-Gruppe 
(z.B. einen Brand¬ 
anschlag auf ein 
Flüchtlingsheim, 
einen Überfall 
auf einen afrikani¬ 
schen Mitbürger, 
den Mordanschlag 
auf Silvio Meier). Die musikalischen 
Szenen werden ab und zu unterbro¬ 
chen durch kabarettistische Spielsze¬ 
nen, die rassistisches Gedankengut in 
unserer Gesellschaft unter die Lupe 
nehmen und die jüngsten Enthüllun¬ 
gen über das NSU-Terrortrio verar¬ 
beiten. 

Michael Maercks 


Rechte Hetze geduldet 

Eintausend Dortmunder gegen Neonazis 


Trotz diverser Gründe löste die Poli¬ 
zei einen Aufmarsch von 350 Nazis in 
Dortmund nicht auf. 1 000 Menschen 
protestieren gegen Faschismus und 
Krieg. 

Zum wiederholten Mal ist es in der 
vergangenen Woche in Dortmund zu 
einem Aufmarsch von Neonazis ge¬ 
kommen. Unter dem Motto „Weg mit 
den Verboten nationaler Gruppen 
und Parteien“ hatten sich insgesamt 
350 Anhänger der Partei „Die Rech¬ 
te 44 versammelt, um gegen die Verbo¬ 
te mehrerer nordrhein-westfälischer 
„Kameradschaften“ - darunter auch 
des „Nationalen Widerstandes Dort¬ 
mund“ (NW DO) - zu protestieren, 
die sich Ende August zum ersten Mal 
j ährten. Waren die militanten Neonazis 
in den Vorjahren traditionell aufgrund 
eines von ihnen ausgerufenen „Natio¬ 
nalen Antikriegstages“ in der Ruhrge¬ 
bietsmetropole aufmarschiert, warben 
sie am vergangenen Sonnabend de fac¬ 
to für als verfassungswidrig verbotene 
Organisationen. 

Die Polizei, die die extremen Rechten 
mit mehreren Einsatzhundertschaften 
vor den Protesten von insgesamt mehr 
als 1 000 Nazigegnern schützte, been¬ 
dete den Aufmarsch trotz offensicht¬ 
lich verfassungswidriger Redebeiträ¬ 
ge, in denen gegen das Grundgesetz 
gehetzt und für ein „Deutsches Reich“ 
geworben wurde, nicht. Vielmehr rich¬ 


teten es die Beamten den Neonazis in 
der Ruhrgebietsmetropole so gemüt¬ 
lich wie irgend möglich ein. So duldeten 
sie etwa über mehrere Minuten, dass 
ein Kundgebungsredner der Nazis mit 
einer Sturmhaube vermummt auftreten 
konnte und griffen erst nach der Kritik 


Blockade von der Polizei 
rabiat geräumt 


anwesender Journalisten an besagtem 
Vorgang ein. Zuvor waren die Polizis¬ 
ten mehrfach mit Schlagstöcken und 
Pfefferspray gegen Antifaschisten vor¬ 
gegangen, die an der Aufmarschstrecke 
der Neonazis protestierten, beendeten 
den Aufzug der Rechten jedoch auch 
nicht, als diese sogenannte Polenböller 
auf Gegendemonstranten warfen, wo¬ 
durch fünf Personen - darunter Birgit 
Rydlewski, Landtagsabgeordnete der 
Piraten - verletzt wurden. 

Mehrere antifaschistische Bündnisse 
hatten im Vorfeld angekündigt, den 
Aufmarsch der Nazis blockieren zu 
wollen. Jedoch beließ es das Bündnis 
„Dortmund Nazifrei“, welches maßgeb¬ 
lich aus Mitgliedern der SPD-Jugend¬ 
organisation Jusos und den Gewerk¬ 
schafttsjugenden besteht, bei einer rein 
symbolischen Blockade. Diese wur¬ 
de nach Aufforderung durch die Poli¬ 
zei freiwillig beendet. Einzig Anhän¬ 
gern des antifaschistischen Bündnis¬ 


ses „Dortmund stellt sich quer“ war 
es kurzzeitig gelungen, den Aufmarsch 
der extremen Rechten zu stoppen. Die 
Blockade der rund zwei Dutzend Na¬ 
zigegner wurde jedoch von der Polizei 
rabiat geräumt. 

Der Dortmunder Oberbürgermeister 
Ullrich Sierau (SPD) hat sich hinge¬ 
gen auch in diesem Jahr als Meister 
der Ankündigungen erwiesen. Wie 
schon 2012 hatte der SPD-Politiker 
wortgewaltig angekündigt, sich an 
Blockaden des Naziaufmarsches be¬ 
teiligen zu wollen, sein Versprechen 
jedoch auch am vergangenen Sonn¬ 
abend erneut gebrochen. Der selbst¬ 
ernannte „Arbeitskreis gegen Rechts¬ 
extremismus“ beließ es auch in diesem 
Jahr bei seinen Allgemeinplätzen ge¬ 
gen die Rechten. Hinter den Kulis¬ 
sen machte dessen Sprecher, Pfarrer 
Friedrich Stiller, wie in den Vorjahren 
gegen die politische Linke Dortmunds 
mobil. Zuvor hatte die Lokalpresse 
die Stimmungsmache gegen antifa¬ 
schistische Aktivisten eröffnet und 
von 1 000 gewaltbereiten Nazigeg¬ 
nern schwadroniert, die in die Stadt 
kommen wollen würden. 

An einer Kundgebung des Bündnis¬ 
ses „Dortmund gegen rechts“, nahmen 
über 150 Personen teil. In einem Rede¬ 
beitrag übte Wolfgang Richter (DKP) 
harsche Kritik an der Dortmunder 
Polizei und etablierten Politik. „Eine 


selbstgefällige große Koalition aus der 
Mitte der Gesellschaft sieht sich heute 
wieder erfolgreich in der Auseinander¬ 
setzung mit den alten und neuen Na¬ 
zis. Aber die marschieren auch heute 
wieder wenig behelligt - in Begleitung 
von Polizei-Hundertschaften - durch 
die Straßen der Stadt und skandieren 
ihre verfassungsfeindlichen Parolen 44 , 
kritisierte er. Es gäbe daher „keinen 
Anlass zur Selbstgefälligkeit“, monier¬ 
te Richter weiter. 

Das Bündnis hatte sich in den Tagen 
vor dem Aufmarsch der Rechten auch 
an einem vom Dortmunder DGB ver¬ 
anstalteten Friedensfestival beteiligt 
und dort nicht nur gegen Rassismus 
und Ausgrenzung, sondern auch ge¬ 
gen einen drohenden Angriffskrieg 
gegen Syrien mobil gemacht. „Mit 
größter Sorge blicken wir nach Sy¬ 
rien, dem Militärschläge der westli¬ 
chen Staatengemeinschaft angedroht 
sind. Offizielle Begründung dafür 
sind Giftgasangriffe, die, noch bevor 
sie überhaupt untersucht wurden, der 
Assad-Regierung zugeschrieben wer¬ 
den“, so Bündnissprecherin Ula Rich¬ 
ter, die vor den Konsequenzen für 
„die leidende Zivilbevölkerung“ und 
vor dem „Flächenbrand“ warnte, der 
durch eine Bombardierung von Syri¬ 
en im Nahen Osten ausgelöst werden 
könne. 

Markus Bernhardt 


Friedensrat Markgräflerland 
stellt Strafantrag gegen NPD 

Mit offen rassistischer Hetze gegen 
Sinti und Roma geht die NPD in den 
Bundestagswahlkampf. Flyer, Plakate, 
Aufkleber und Handzettel mit der Pa¬ 
role „Geld für die Oma statt für Sinti 
& Roma“ sollen Ressentiments gegen 
Ausländer und Migranten im Allgemei¬ 
nen und gegen Angehörige der Sinti 
und Roma im Speziellen schüren. Der 
Friedensrat Markgräflerland hat am 
Donnerstag, 12. September um 15.00 
Uhr im Amtsgericht Müllheim Straf¬ 
anzeige wegen Volksverhetzung nach 
§§ 130 StGB gestellt. Bürgerinnen und 
Bürger waren eingeladen, auch an die¬ 
ser Stelle ihren Protest zu artikulieren. 
Darüber hinaus gibt viele Möglichkei¬ 
ten der Hetze der Neofaschisten entge¬ 
genzutreten. Die „Methode Hersfeld“ 
ist allen Städten und Gemeinden zu 
empfehlen: Der Bad Hersfelder Bür¬ 
germeister Thomas Fehling (FDP) 
hat nach Rücksprache mit den ande¬ 
ren Magistratsmitgliedern Mitarbeiter 
des Bauhofs ausgeschickt, um in der 
gesamten Kreisstadt Wahlplakate der 
NPD entfernen zu lassen. Der Slogan: 
„Geld für die Oma statt für Sinti und 
Roma“ habe, so Fehling, nichts mehr 
mit Wahlkampf zu tun, das sei „diskri¬ 
minierend und gehört nicht in unsere 
Stadt“. 

In einem Brief an die Gemeinden in 
der Regio hat der Friedensrat Mark¬ 
gräflerland die Bürgermeisterinnen 
und Verwaltungen aufgefordert, die¬ 
sem Beispiel zu folgen und in ihrem 
Gebiet dafür zu sorgen, dass der Het¬ 
ze begegnet wird. 

Krimineller „Freundes¬ 
kreis“ vor Gericht 

Ihr Name klang harmlos, ihre Taten 
waren es nicht. „Freundeskreis Rade“ 
nannte sich eine Neonazi-Gruppe, die 
im nordrhein-westfälischen Radevorm¬ 
wald zahlreiche Angriffe auf Migranten 
und vermeintliche Linke verübte. 

Seit Freitag vergangener Woche müs¬ 
sen sich acht junge Männer im Alter 
von 18 bis 26 Jahren vor dem Landge¬ 
richt Köln verantworten. Auf der An¬ 
klagebank sitzt auch Tobias R„ der ehe¬ 
malige Fraktionsvorsitzende von „pro 
NRW“ im Rat der Stadt Radevorm¬ 
wald. Die Staatsanwaltschaft wirft den 
Angeklagten die „Bildung einer krimi¬ 
nellen Vereinigung“ (Paragraph 129) 
sowie weitere Straftaten vor. 

Laut Anklageschrift sollen sich die 
Neonazis im Januar 2011 zum „Freun¬ 
deskreis Rade“ zusammengeschlossen 
haben, um rechtsextremes und auslän¬ 
derfeindliches Gedankengut zu ver¬ 
breiten und Straftaten zu begehen. 
Zwar waren in Radevormwald auch 
zuvor Neonazi-Aktivitäten zu verzeich¬ 
nen, aber ab 2011 organisierten sich die 
Neonazis zunehmend. Die Kontakte 
zur militanten Szene in der Nachbar¬ 
stadt Wuppertal wurden ausgebaut. 
Dass der „Freundeskreis Rade“ in 
das Neonazi-Netzwerk integriert war, 
zeigte eine Kundgebung im Mai 2011. 
Rund 45 Neonazis versammelten sich 
nach gerade einmal 15 Stunden Mobi¬ 
lisierungszeit in Radevormwald. Unter 
den anwesenden Rednern befanden 
sich der zurzeit inhaftierte Neonazi- 
Anführer Sven Skoda aus Düsseldorf 
und Kevin Koch aus Wuppertal, (blick 
nach rechts) 

Endlich mehr Geld für Reiche! 

Der freie Zusammenschluss von stu- 
dentlnnenschaften (fzs) e.V. verurteilt 
die Erhöhung des so genannten Bü¬ 
chergeldes der staatlich geförderten 
Begabtenförderwerke von 150 auf 300 
Euro. 

„Der Teufel scheißt wieder auf den 
größten Haufen. Das Büchergeld wird 
nur erhöht, weil es elterneinkommen¬ 
sunabhängig ausgezahlt wird. Das ist 
keine Studienfinanzierungsmaßnah¬ 
me, sondern eine ideelle Förderung für 
Bessergestellte. Die Verdoppelung des 
sogenannten Büchergeldes verfestigt 
unsoziale Förderprinzipien, die nicht 
am Bedarf der Studierenden ausge¬ 
richtet sind. Eine bedarfsunabhängige 
Erhöhung um 150 Euro spottet der Le¬ 
bensrealität der meisten Studierenden, 
die nur mithilfe eines Nebenjobs über 
die Runden kommen“, so Erik Mar¬ 
quardt, Vorstandsmitglied im fzs. 
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774 Millionen Analphabeten 

Das Ziel, die Analphabetenrate bis 
2015 weltweit zu halbieren, werde nicht 
erreicht, teilte die UNESCO anlässlich 
des Welttags der Alphabetisierung mit. 
774 Millionen Erwachsene weltweit 
könnten nicht lesen und schreiben, da¬ 
runter 123 Millionen junge Menschen 
zwischen 15 und 24 Jahren. Zwei Drittel 
der Analphabeten sind Frauen. 

Vergewaltiger verurteilt 

Ein Sondergericht in Neu-Delhi hat ein 
Drei Vierteljahr nach der Gruppenver¬ 
gewaltigung einer 23-jährigen Studen¬ 
tin in Indien die volljährigen Angeklag¬ 
ten schuldig gesprochen. Die vier Män¬ 
ner im Alter von 19 bis 26 Jahren hätten 
am 16. Dezember 2012 „eine hilflose 
Person ermordet“. Das Strafmaß wird 
noch bekannt gegeben, den Tätern 
droht die Todesstrafe. Ein beteiligter 
Jugendlicher war Ende August zu drei 
Jahren Jugendarrest verurteilt worden. 
Ein weiterer Angeklagter, der als An¬ 
führer der Bande galt, wurde erhängt 
in seiner Gefängniszelle gefunden. Die 
Tat hatte in Indien zu wochenlangen 
Protesten geführt, auf die die Regie¬ 
rung mit einer Verschärfung der Straf¬ 
maße für Sexualverbrechen reagierte. 

Regierungswechsel 
in Norwegen... 

Nach der Parlaments wähl in Norwegen 
steht das Land vor einem Regierungs¬ 
wechsel: Das Bündnis der konservativen 
Spitzenkandidatin Erna Solberg errang 
96 von 169 Parlamentssitzen. Minister¬ 
präsident Stoltenberg von der sozialde¬ 
mokratischen Arbeiterpartei räumte die 
Niederlage seiner Koalition ein. Damit 
ist mit einer Regierungsbeteiligung der 
rechtspopulistischen „Fortschrittspar¬ 
tei“ zu rechnen. Den Sozialdemokraten 
wurde im Wahlkampf zur Last gelegt, 
die Attentate Anders Behring Breiviks 
im Juli 2011 nicht verhindert zu haben. 

... und in Australien 

Nach sechs Jahren muss die australi¬ 
sche Labor Party die Regierungsge¬ 
schäfte an die Konservativen abgeben. 
Die liberal-nationale Koalition unter 
ihrem Führer Tony Abbott gewann 91 
der 150 Unterhausmandate. Der bishe¬ 
rige Oppositionsführer Abbott meinte 
in seiner Siegesrede, Australien stehe 
„unter neuem Management“ und sei 
einmal mehr „offen fürs Geschäft“. 

Neuer Premier in Mali 

Der malische Präsident Keita hat den 
Wirtschaftsexperten Oumar Tatam Ly 
zum Regierungschef ernannt. Dem 
49-jährigen Karrierebeamten wurde 
am 5. September der Auftrag zur Re¬ 
gierungsbildung erteilt. Ly, der in seiner 
letzten Funktion die Zentralbank der 
westafrikanischen Staaten BCEAO be¬ 
riet, gilt als politisch unerfahren. Seine 
Karriere begann Ly bei der Weltbank. 

Berlusconi und Mafia 

Italiens Ex-Premier Berlusconi soll fast 
20 Jahre lang unter dem Schutz der sizi- 
lianischen Mafia gestanden haben. Das 
geht aus der Begründung eines Urteils 
gegen einen Vertrauten Berlusconis 
hervor. Nach Angaben des Berufungs¬ 
gerichts in Palermo fungierte der frü¬ 
here Senator Marcello delPUtri „als 
Vermittler eines Paktes zwischen Sil¬ 
vio Berlusconi und der Mafia“. Dem¬ 
nach genoss der „Cavaliere“ zwischen 
1974 und 1992 gegen Bezahlung großer 
Bargeldsummen den Schutz der „Cosa 
Nostra“. 

Glückliches Dänemark 

Die Vereinten Nationen haben die 
Reihe sinnloser Rankings erweitert: 
Die glücklichsten Länder der Welt 
wurden in einer am Montag vorgeleg¬ 
ten Liste aufgezählt. Platz 1 hält Däne¬ 
mark, unter den ersten zehn tummeln 
sich weiterhin Norwegen, Schweden, 
Finnland, die Schweiz, die Niederlan¬ 
de, Kanada, Österreich, Island und 
Australien. Deutschland steht abge¬ 
schlagen auf dem 26. Platz der rund 
160 ausgewerteten Länder, noch hinter 
Oman, den USA, Venezuela, Panama 
und Brasilien. Der Bericht verbindet 
Daten von Sozialsystemen, Lebenser¬ 
wartung und Arbeitsmarkt mit Befra¬ 
gungen über die Selbstwahrnehmung 
der Menschen. 



Die Haupteinpeitscher des Krieges, Francois Hollande und Barack Obama 


Gelingt es Putin Obamas 
Kriegsabenteuer zu stoppen? 

Zu den Ergebnissen des G20-Treffens in Petersburg 

Was das Anliegen von Obamas Wider¬ 
part Putin angeht, so ist es ihm beim 
G20-Gipfel nicht gelungen, Obama 
von seinem Vorhaben eines den völ¬ 
kerrechtswidrigen Krieges gegen Sy¬ 
rien abzubringen. Der russische Präsi¬ 
dent hat jedoch in Petersburg sich und 
sein Land als überzeugende Verfechter 
des Friedens und des Völkerrechts pro¬ 
filiert. Und dabei steht er nicht allein. 
Eine besonders kategorische Position 
gegen das Kriegsabenteuer Obamas 
haben neben Russland China, Indi¬ 
en, Indonesien, Argentinien, Brasilien 
und Südafrika bezogen. Putin erklär¬ 
te zudem, Russland werde Syrien im 
Falle einer ausländischen Intervention 
weiterhin mit Waffenlieferungen und 
Wirtschaftskooperation sowie durch 
die Lieferung von Hilfsgütern für die 
Zivilbevölkerung helfen. 

Mit seinem am Montag unterbreite¬ 
ten und von der syrischen Regierung 
unterstützten Vorschlag, die syrischen 
C-Waffen unter internationale Kon¬ 
trolle zu stellen, ist es Präsident Pu¬ 
tin nun möglicherweise doch noch ge¬ 
lungen, Obama die Lunte am Pulver¬ 
fass des Nahen Ostens aus der Hand 
zu nehmen. „Dieser Vorschlag ist ein 
guter Ausweg aus der komplizierter 
gewordenen Situation für alle inter¬ 
essierten Seiten“, stellte dazu Michail 
Margelow, Vorsitzender des Auswär¬ 
tigen Ausschusses des Föderationsrats 
(Oberhaus des russischen Parlaments) 
fest. Ihm zufolge hat der US-Senat die 
Gespräche über einen Militärschlag 
bereits verschoben und auch Präsident 
Obama Bereitschaft angedeutet, die 
Vorbereitungen militärischer Opera¬ 
tionen auszusetzen, „sollte die Welt¬ 
gemeinschaft die syrischen Chemie¬ 
waffen unter internationale Kontrolle 
stellen“. 

Putins Vorschlag bietet Obama die 
Möglichkeit, der unter dem Druck 
der Friedenskräfte in den USA und 
der weltweiten Proteste gegen den 
Krieg steht - in die sich erstmals auch 
ein Papst offen und unmissverständ¬ 
lich eigereiht hat -, die sich anbahnen¬ 
de Niederlage im US-Kongress zu ver¬ 
meiden und sein Gesicht zu wahren. 
All das ist Ausdruck dafür, dass sich 
die Kräfteverhältnisse in der Welt ver¬ 
ändern. Die Bäume des Weltgendar¬ 
men USA und seiner imperialistischen 
Satelliten wachsen nicht mehr in den 
Himmel. Das darf die Friedenskräfte 
allerdings nicht in Sicherheit wiegen. 
Noch größere Anstrengungen sind not¬ 
wendig um die sich bietende Chance 
zur Verhinderung des Krieges Realität 
werden zu lassen. Willi Gerns 


A ls Schwerpunkt des Meinungs- 
austauschs zwischen den Staats¬ 
chefs der zwanzig wirtschaftlich 
stärksten Länder der Welt waren ei¬ 
gentlich die Probleme der globalen 
kapitalistischen Wirtschaftskrise und 
Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung 
vorgesehen. Die Kriegspläne der Ob¬ 
ama-Administration gegen Syrien ha¬ 
ben dieses Thema dann allerdings total 
überlagert. Obama war mit dem Ziel 
in die Stadt an der Newa gekommen, 
eine breite „Allianz der Willigen“ unter 
Führung der USA für seine unter Miss¬ 
achtung des UN-Sicherheitsrats vorge¬ 
sehene militärische Aggression gegen 
Syrien zu schmieden. Dem Gastgeber 
der Zusammenkunft, dem russischen 
Präsid en ten Putin, ging es dagegen 
darum, dieses Forum noch einmal zu 
nutzen, um den drohenden Krieg 
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möglichst zu verhin¬ 
dern und dem Völkerrecht 
Geltung zu verschaffen. 

Was sind die Resultate dieser Bemü¬ 
hungen? 

Mit Blick auf das Vorhaben Obamas 
kommt „SpiegelOnline“ (6.9.) zu dem 
Schluss: „Die Mission ist gescheitert: 
Nicht nur der russische Gastgeber Pu¬ 
tin erwies sich als störrisch - auch ande¬ 
re Nationen bleiben skeptisch.“ Daran 
ist Richtiges, aber es ist nicht die ganze 
Wahrheit. In der Syrien-Debatte haben 
lediglich der französische Sozialdemo¬ 
krat (!) Hollande, die mittelalterliche 
Feudaldiktatur Saudi-Arabien (Finan¬ 
zier und Waffenlieferant für die Al-Kai- 
da-Terroristen), die Türkei (als Rück¬ 
zugsgebiet und Waffenschleuse für die 
Terroristen bereits am Krieg beteiligt), 
und Kanada klar erkennen lassen, dass 
sie sich an dem völkerrechtswidrigen 
Kriegsabenteuer beteiligen wollen. Das 
war zweifellos ein Misserfolg für Oba¬ 
ma, denn eine breite und repräsentati¬ 
ve „Koalition der Willigen“ ist das nicht 
gerade. 

Allerdings ist es ihm dann doch noch 
gelungen, sich am Rande des Treffens 


von zehn Teilnehmern einen „Persil- 
schein“ für den eigenen „Militärschlag“ 
gegen Syrien unterzeichnen zu lassen. 
Neben den erwähnten Kriegs willigen 
sind dies Australien, Japan, Südkorea, 
Italien, Spanien und Großbritannien. 
Der britische Premier Cameron hätte 
sich dabei gern auch in die „Koaliti¬ 
on der Willigen“ eingereiht. Für dieses 
Vorhaben hatte er sich jedoch bekannt¬ 
lich vom Parlament seines Landes be¬ 
reits eine derbe Klatsche abholen müs¬ 
sen. 

Kanzlerin Merkel hatte das Papier zu¬ 
nächst nicht unterzeichnet. Dies wohl 
angesichts der anstehenden Bundes¬ 
tagswahlen und dem Umstand, dass 
70 Prozent der Deutschen gegen den 
Krieg der USA in Syrien sind. Unter 
dem Druck der USA, aber auch der 
reaktionärsten deutschen Medien, die 
diesen Jersilschein übrigens zur 
Täuschung der Öf¬ 
fentlichkeit zu einem 
„G20-Papier“ umfäl¬ 
schen, hat die Bun¬ 
desregierung dann 
einen Tag später das 
Papier für Obamas 
Krieg dennoch un¬ 
terzeichnet. Auf dem 
Treffen der EU- 
Kriegsminister 
in Vilnius haben 
diese sich eben¬ 
falls für das Pa¬ 
pier ausgesprochen. 

Als Begründung berufen sich die Un¬ 
terzeichner auf angeblich überzeugen¬ 
de Beweise dafür, dass die syrische Re¬ 
gierung Chemiewaffen eingesetzt habe. 
Da stellt sich die Frage, warum denn 
diese nicht der Öffentlichkeit vorgelegt 
werden? Offenbar wurden sie von den 
Geheimdiensten konstruiert und sind 
noch weniger stichhaltig als die beim 
Irakkrieg vorgelegten „Beweise“ über 
Massenvernichtungswaffen Saddam 
Husseins, die sich dann als gefälscht he- 
rausstellten. Zudem fragt jeder Krimi¬ 
nalist bei einem Verbrechen als erstes 
nach dem Motiv. Und Putin hat beim 
Treffen noch einmal überzeugend dar¬ 
auf hingewiesen, dass die syrische Re¬ 
gierung, deren Truppen die Aufständi¬ 
schen mehr und mehr zurückdrängen, 
ein solches Motiv nicht haben kann. 
Zudem, was sollte sie bewegen, ausge¬ 
rechnet bei Anwesenheit der UN-Kon- 
trolleure Chemiewaffen einzusetzen? 
Interesse daran konnten nur die Auf¬ 
ständischen haben, die verzweifelt nach 
einem Vorwand suchen, die westlichen 
Mächte zu ihrer Luft- und Raketenwaf¬ 
fe zu machen. 


Friedensverrat 
schon im Krieg 

Kapitalismus in Griechenland 
mit Mord durchgesetzt 

Evangelia Kladou, eine junge Lehrerin 
aus Anogia (Kreta), wurde 1949 in der 
Höhle Anifantohalara ermordet. Die 
Hinrichtung der Widerstandskämpferin 
am 6. Dezember hatten nicht die faschis¬ 
tischen Besatzer zu verantworten. Vor 
denen hatte sie sich erfolgreich verber¬ 
gen können. Sie wurde vier Jahre nach 
Ende des Krieges von der griechischen 
Reaktion exekutiert. Das Schlachtfeld 
der internationalen und national gepräg¬ 
ten Klasseninteressen hatte sich taktisch 
geändert. 

Ab dem 6. April 1941 wurde Griechen¬ 
land bombardiert und dann besetzt. Die 
Eroberung Kretas folgte am 20. Mai 
1941. Ende Oktober 1944 flüchteten die 
NS-Truppen vom griechischen Festland, 
nicht aber von Kreta. Die kommunisti¬ 
schen Widerstandstruppen der ELAS 
übernahmen die Verwaltung in Athen 
und in weiten Teilen Griechenlands. 

Auf Kreta gab es diesen Wechsel nicht. 
Die deutschen Truppen konnten zwar in 
der Umgebung von Chania zusammen¬ 
gedrängt werden, blieben aber auf dem 
„Festen Platz Kreta“ von den Briten un¬ 
behelligt. Die „bedingungslose Kapitu¬ 
lation“ wurde am 9. Mai um 22.30 Uhr 
von Generalmajor Georg Benthack un¬ 
terzeichnet - aber die Briten ließen ihn 
als „Festungskommandanten“ im Amt. 
Noch am 10. Mai ließ er vier deutsche 
Soldaten erschießen, die sich seinen Be¬ 
fehlen nicht länger unterstellen wollten. 
Benthack wurde in Hamburg angeklagt, 
aber 1953 freigesprochen, weil er befehls¬ 
gemäß gehandelt habe. 

Die Briten legten fest, dass die faschis¬ 
tischen Truppen ihre Waffen behalten 
durften. Die Forderung aus dem griechi¬ 
schen Widerstand, dass die Waffen über¬ 
geben werden müssten, wurde abgelehnt. 
Noch bis in den Juni hinein bedienten 
sich die Briten der Wehrmacht als Ord¬ 
nungsfaktor. Zum Beispiel stellten die 
Deutschen die Begleitfahrzeuge, wenn 
britische Konvois unterwegs waren. 
„Ordnung“ bedeutete für die Briten, dass 
sie die Entwicklung Griechenlands un¬ 
ter innenpolitischen Gesichtspunkten 
im Interesse der nationalen Bourgeoi¬ 
sie und der Monarchisten gegen die do¬ 
minierenden Kommunisten absichern 
wollten. Außenpolitisch und unter geo- 
strategischen Gesichtspunkten war es 
Churchills Ziel, Griechenland für den 
Kapitaleinfluss aus dem Westen einzu¬ 
verleiben. Stalin ließ die Briten und an¬ 
schließend die USA gewähren. 

Nach dem politischen Verrat und der mi¬ 
litärischen Niederlage der ELAS gegen 
die Briten flohen Tausende von Kommu¬ 
nisten ins Exil, wurden auf Gefängnisin¬ 
seln deportiert, wurden ermordet. 
Evangelia Kladou, Mitglied der Füh¬ 
rungsebene der KKE auf Kreta, wurde 
exekutiert. Ihr Kopf wurde vom Körper 
getrennt, aufgespießt und in Chania öf¬ 
fentlich zur Schau gestellt. Erst Jahrzehn¬ 
te später wurden ihre Gebeine in Anogia 
beigesetzt. Eine Tafel auf dem Rathaus¬ 
platz, schräg gegenüber vom KKE-Büro, 
erinnert an sie und an die anderen Er¬ 
mordeten aus der Zeit der Okkupati¬ 
on und der anschließenden Verfolgung 
durch die mörderische Reaktion, die 
sich bei ihren Verbrechen des Schutzes 
und der Unterstützung aus London und 
Washington sicher sein konnte. Bei ihrer 
Abrechnung mit den Kommunisten ging 
die Bourgeoisie Griechenlands, immer 
abgesichert durch britisches und US- 
Militär und den CIA, buchstäblich über 
Leichen. Die KKE wurde 1947 verboten, 
das Verbot erst 1974 aufgehoben. 

Im Zuge der neueren Angriffe der Troi¬ 
ka unter deutschem Kommando sind auf 
dem Syntagma-Platz vor dem Athener 
Parlament hin und wieder griechische 
Protestierende zu sehen, die Merkel mit 
dem Hakenkreuz zeigen oder auf andere 
Weise an die Okkupation erinnern. Dem 
geschichtslosen Fernsehzuschauer mag 
das makaber erscheinen, weil er die Un¬ 
terdrückung Griechenlands vergessen 
hat oder fleißig verdrängt. Wenn es in 
Griechenland nicht um die Absicherung 
der imperialistischen Einflussnahme gin¬ 
ge, könnte man glauben, es ginge um eine 
Tragödie. Aber dies ist kein Theater. 

Uwe Koopmann 
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Sobjanin 


siegt bei Moskauer OB-Wahlen 

Enttäuschendes Ergebnis für die KPRF 



Revolutionäre Pose, reaktionäre Inhalte: Alexej Nawalny 


In acht Regionen und acht Städten 
wurden am Sonntag in Russland Gou¬ 
verneure und Bürgermeister gewählt. 
Die größte Aufmerksamkeit galt und 
gilt dabei dem Urnengang in Moskau. 
Moskau ist die größte Stadt Europas 
und Zentrum der von der Ostgren¬ 
ze der EU bis zum Pazifik reichenden 
Russischen Föderation. Der Oberbür¬ 
germeister dieser Stadt zählt darum 
zum engsten Kreis der Politikerelite 
seines Landes. Die Wahlen am Sonn¬ 
tag erhielten zudem dadurch ein beson¬ 
deres Gewicht, das zum ersten Mal seit 
neun Jahren wieder die Wähler über 
den Oberbürgermeister entscheiden 
konnten. In dieser Zeitspanne hatte es 
aber gerade in Moskau bedeutende po¬ 
litische Entwicklungen gegeben, nicht 
zuletzt die Massenproteste nach den 
Wahlfälschungen bei der Duma-Wahl 
2011. In deren Ergebnis ist eine sich im 
Wesentlichen auf die Mittelschichten 
stützende, besonders in Moskau und 
anderen Großstädten aktive Protest¬ 
bewegung entstanden. Einer ihrer be¬ 
kanntesten Repräsentanten ist der Ju¬ 
rist und Blogger Alexej Nawalny, der 


bei diesen Wahlen gegen den Amtsin¬ 
haber Sergej Sobjanin kandidierte. 
Was sind die Ergebnisse des Urnen¬ 
gangs, bei dem sich noch vier weitere 
Kandidaten dem Wählervotum stell¬ 
ten. Wie die Moskauer Wahlleitung am 
Montag nach Auswertung von 100 Pro¬ 
zent der abgegebenen Stimmen mitteil¬ 
te, siegte Amtsinhaber Sergej Sobjanin 
mit 51,37 Prozent. Den zweiten Platz be¬ 
legte Alexej Nawalny mit 27,24 Prozent, 


i gefolgt von dem 

KPRF-Kandi- 
daten und stell¬ 
vertretenden 
Vorsitzenden 
der KPRF Iwan 
Melnikow mit 
10,69 Prozent, 
Sergej Mitro- 
chin von der 
Partei Jabloko 
mit 3,51 Pro¬ 
zent, Michail 
Degjarjow von 
der LDP Schi¬ 
rinowskis mit 
2,86 Prozent 
und Nikolai Le witsche w von Gerechtes 
Russland mit 2,79 Prozent. 

Der Putin-Intimus Sobjanin wird also 
auch künftig Oberbürgermeister Mos¬ 
kaus sein. Wenn Nawalny den Sieg nicht 
anerkennen will und seine Anhänger 
bereits vor der Bekanntgabe des Wahl¬ 
ergebnisses zu Straßenprotesten auf¬ 
gerufen hat, zeigt er sich als schlechter 
Verlierer. Der Abstand zum Sieger ist 
derart groß, dass Unregelmäßigkeiten 


nichts am Wahlsieg des Amtsinhabers 
ändern würden. Das Ergebnis Nawal- 
nys übertrifft das Resultat, des Oligar¬ 
chen Michail Prochorow im Frühjahr 
2012 in Moskau (20,45 Prozent) nur 
mit etwa sieben Prozentpunkten. Das 
bedeutet, dass trotz der Mobilisierung 
tausender Anhänger für Straßen- und 
Hausagitation und des Einsatzes enor¬ 
mer finanzieller Mittel, die ihm Mos¬ 
kauer Oligarchen zur Verfügung stell¬ 
ten, sein Wählerpotential weitgehend 
ausgeschöpft ist. 

Übrigens hat Nawalny auch nicht da¬ 
vor zurückgeschreckt, primitivste Ins¬ 
tinkte wie Angst vor und Hass gegen 
Migranten zu schüren. So brüstete er 
sich, das schärfste Programm gegen 
Einwanderer zu haben und behaupte¬ 
te, die Hälfte aller Straftaten in Moskau 
werde von Migranten begangen. Über¬ 
raschen kann das nicht. War Nawalny 
doch wiederholt Teilnehmer und sogar 
Mitglied des Organisationskomitees 
des „russischen Marsches“. Es ist dies 
die jährlich am 4. November stattfin¬ 
dende Demonstration nationalistischer 
Kräfte, bis hin zu den offenen Faschis¬ 


ten, die dabei mit Nazi-Symbolen auf- 
treten. 2011 begann er nationalistische 
und rassistische Slogans zu verbreiten. 
So verglich er in einem Video Kauka¬ 
sier mit Kakerlaken, die anders als die 
Schabe nicht mit einer Fliegenklatsche 
oder dem Pantoffel, sondern nur mit ei¬ 
ner Pistole zu bekämpfen seien. 

Zum Schluss soll nicht verschwiegen 
werden, dass das Ergebnis ihres Kan¬ 
didaten für die KPRF enttäuschend ist. 
Liegt es doch weit hinter dem bei den 
Präsidentenwahlen im vergangenen 
Jahr von Genadi Sjuganow in Moskau 
erzielten Resultat (19,18 %). Und dies 
bei einer 2013 wesentlich niedrigeren 
Wahlbeteiligung in Moskau. (2012- 
58,11 %; 2013-32,07 %). Nun ist die 
Präsidentenwahl sicher nicht einfach 
mit der jetzigen Wahl zu vergleichen. 
Zudem ist Moskau angesichts seiner 
Sozialstruktur zweifellos ein besonders 
schwieriges Pflaster für die KPRF. Den¬ 
noch wird sie wohl gründlich analysie¬ 
ren müssen, warum es ihr nicht gelun¬ 
gen ist, größere Teile ihres Wählerpo¬ 
tentials an die Wahlurnen zu bringen. 

Willi Gerns 


Südafrikas Linke halten an „strategischer Allianz“ fest 

Gipfeltreffen bekräftigt Kurs auf „radikale zweite Phase“ des demokratischen Übergangsprozesses 


Die drei tragenden Säulen der süd¬ 
afrikanischen Bündniskonstellation, 
die die Regierung stützen, nämlich der 
Afrikanische Nationalkongress (ANC), 
die Südafrikanische Kommunistische 
Partei (SACP) und der Gewerkschafts¬ 
dachverband COSATU, halten an ihrer 
„revolutionären Allianz“ zur Festigung 
der mit dem demokratischen Umbruch 
von 1994 erkämpften Fortschritte und 
zur Durchsetzung einer „radikalen 
zweiten Phase“ des demokratischen 
Übergangsprozesses fest. 

Das steht in einer gemeinsamen Er¬ 
klärung, die die drei Formationen zu¬ 
sammen mit der neu in die Allianz 
einbezogenen südafrikanischen „Na¬ 
tionalen Bürger-Organisation“ (South 
African National Civic Organisation) 
nach einem zweitägigen Spitzentreffen 
am 1. September veröffentlicht haben. 
Man stimme völlig darin überein, dass 
der von der ANC-Konferenz 2012 in 
Mangaung beschlossene Kurs fortge¬ 
setzt werden müsse, nämlich „eine ra¬ 
dikale zweite Phase unseres demokra¬ 
tischen Übergangs voranzubringen, zu 
vertiefen und zu verteidigen“. Obwohl 
schon bedeutende Fortschritte bei der 
Bekämpfung von Armut, Ungleichheit 
und Arbeitslosigkeit erreicht worden 
seien, könne nur die vereinigte revo¬ 
lutionäre Allianz „eine effektive Füh¬ 
rung gewährleisten und die breitesten 
Volksmassen für die Weiterführung des 
Kampfes mobilisieren“, um die Errun¬ 
genschaften des demokratischen Um¬ 
bruchs von 1994 zu konsolidieren. 

In dem Text wird darauf verwiesen, 
dass es darauf ankomme, den „globalen 
Kontext“ der gegenwärtigen Entwick¬ 
lung „korrekt zu verstehen“. Die zuerst 
in den USA ausgebrochene und rasch 
auf die EU übergeschwappte globale 
Wirtschaftskrise sei nun „in eine zweite 
Phase eingetreten“, in der sie neben der 
Stagnation in den entwickelten Län¬ 
dern auch eine erhebliche Wachstums¬ 
verlangsamung in den Schwellenlän¬ 
dern wie China, Indien, Brasilien und 
auch Südafrika verursacht. Deshalb 
müsse der „Versuch einiger Kreise, die 
Schuld für die Auswirkungen dieser 
Krise auf die südafrikanische Regie¬ 
rung oder auf die Arbeiterbewegung 
(mit angeblich wirtschaftshemmenden 
Forderungen, d. Red.) zu verlagern“, zu¬ 
rückgewiesen werden. Umso notwen¬ 
diger sei es jedoch, entschieden daran 
festzuhalten, „unsere Wirtschaft auf 
einen neuen Wachstumspfad zu brin¬ 
gen, der neben anderen Dingen unse¬ 
re Abhängigkeit von Währungskursen 
und anderen Unbeständigkeiten des 
Marktes verringert“. 

Im weiteren Text werden als Hauptauf¬ 
gaben der nächsten Etappe in der Ent¬ 
wicklung Südafrikas u.a. der weitere 


Ausbau der Infrastruktur und die In¬ 
dustrialisierung des Landes mittels ei¬ 
nes staatlichen Infrastrukturplans, da¬ 
runter der Ausbau der Versorgung mit 
Frischwasser und der Stromversorgung 
sowie die Fortsetzung der Agrarreform, 
hervorgehoben. 

Unter dem Stichwort „Arbeitsmarkt und 
Jugendbeschäftigung“ wird der Grund¬ 
satz bekräftigt, dass das Recht auf flä¬ 
chendeckende kollektive Tarifverträge 
ein wesentlicher Pfeiler der demokra¬ 
tischen Entwicklung ist. Die Kampag¬ 
ne für ein Zurückrollen von demokrati¬ 
schen Errungenschaften im Arbeitsrecht 
müsse entschieden verurteilt werden. 
Die Beschäftigung von Jugendlichen und 
Frauen sei als Priorität zu behandeln. 
Weiter wird betont, dass die Rolle des 
Staates im Wirtschaftsleben zu vergrö¬ 
ßern sei, u.a. durch stärkere Regulie¬ 
rung und Kontrolle des Finanzsektors 
und eine progressive, Umverteilung be¬ 
wirkende Steuerpolitik. Der Staat müs¬ 
se eine Lohn- und Einkommenspolitik 
verfolgen, die auskömmliche Arbeit 
und Wachstum fördert und zum Ab¬ 
bau von Armut und Ungleichheit bei¬ 
trägt. Befürwortet wird auch die Erwei¬ 
terung des staatlichen Eigentums und 
der staatlichen Kontrolle in den strate¬ 
gischen Sektoren der Wirtschaft bei Si¬ 


cherung einer effektiveren Nutzung der 
staatseigenen Unternehmen. Ein Pro¬ 
gramm für die Umgestaltung des Mine¬ 
raliensektors und die Entwicklung der 
eigenen Mineralienverarbeitung sei 
eine „entscheidende Priorität“ für die 
weitere Umgestaltung der Wirtschaft. 
Festgehalten werden soll unbedingt an 
einer langfristigen staatlichen Planung 
der Wirtschaftsentwicklung. Der bis¬ 
herige „Nationale Entwicklungsplan“ 
(NDP) soll im Sinn der erwähnten Ori¬ 
entierungen überprüft werden. Dabei 
wird in dem Text auch festgehalten, 
dass SACP und COSATU zu einigen 
Punkten des NDP einschließlich des 
Wirtschaftsteils Bedenken vorgebracht 
haben, die als legitim anzusehen seien 
und von einem gemeinsamen „Task¬ 
team“ (Arbeitsgruppe) weiter bear¬ 
beitet werden sollen. 

Am Schluss der Erklärung wird das 
Bemühen um die weitere Stärkung der 
Zusammenarbeit zwischen den Kom¬ 
ponenten der Allianz bekräftigt. Dazu 
heißt es, offenkundig veranlasst durch 
gewisse Auseinandersetzungen und 
Probleme, die sich in der jüngsten Zeit 
insbesondere innerhalb der COSATU 
und in deren Verhältnis zur Regierung 
ergeben haben: „Wir sind unabhängi¬ 
ge Formationen, vereinigt in einer Al¬ 


lianz, die tiefe historische Wurzeln in 
den Kämpfen unseres Volkes hat. Das 
Prinzip der Unabhängigkeit unserer 
Formationen basiert auf gegenseiti¬ 
gem Respekt für die internen demo¬ 
kratischen Prozesse jeder Formation 
und der Wertschätzung unserer unter¬ 
schiedlichen, aber sich ergänzenden 
strategischen Rollen. Die lange Tradi¬ 
tion sich gegenseitig ergänzender Un¬ 
abhängigkeit, die wir vereinbart haben, 
ist weder mit mechanischer Konformi¬ 
tät noch mit chronischer Oppositions¬ 
haltung untereinander zu verwechseln. 
Wir stimmen auch darin überein, dass 
Schwächen und Spaltungen innerhalb 
der einen oder anderen Komponente 
sich auf uns alle auswirken. Alle Al¬ 
lianzpartner bekräftigten die Bedeu¬ 
tung einer gutorganisierten und kämp¬ 
ferischen COSATU; eine gezähmte, am 
Gängelband gehaltene Arbeiterverei¬ 
nigung wird uns allen schaden.“ 

Alle beteiligten Formationen bekräf¬ 
tigten zum Schluss, dass sie alle in der 
nächsten Zeit einen aktiven Wahl¬ 
kampf führen werden, um „einmal 
mehr einen überwältigenden Sieg des 
ANC und der breiten Bewegung, die 
er anführt“ bei den im nächsten Jahr 
anstehenden Wahlen zu sichern. 

Dirk Grobe 


Wechselkurs-Test 

Chinas Regierung treibt den Wandel 
des Wirtschaftssystems voran: Erstmals 
will Peking den Wechselkurs der Lan¬ 
deswährung Yüan komplett freigeben - 
wenn auch zunächst nur regional stark 
begrenzt. Die Regierung plant ein Zoll¬ 
freigebiet in der Wirtschaftsmetropole 
Shanghai, wo der Yüan frei gehandelt 
werden soll, wie aus Plänen des Staats¬ 
rates hervorgeht. 

Bislang kontrolliert China die Geschäf¬ 
te mit seiner Währung eng: Die Zent¬ 
ralbank gibt täglich einen fixen Wech¬ 
selkurs für den Yüan vor. Der Wert des 
Yüan - offiziell: Renminbi - wird somit 
nicht wie bei den meisten anderen Wäh¬ 
rungen durch Angebot und Nachfrage 
bestimmt. Westliche Staaten kritisieren, 
der Yüan sei dadurch unterbewertet. 
Das mache chinesische Exporte beson¬ 
ders billig und damit konkurrenzfähig. 
In den vom Staatsrat im August gebillig¬ 
ten Plänen zum Zollfreigebiet Shanghai 
heißt es, China wolle den Yüan „letzt¬ 
lich“ freigeben. Die Einführung einer 
von Angebot und Nachfrage bestimm¬ 
ten Währung in einem Zollfreigebiet sei 
ein Test „unter der Bedingung, dass das 
Risiko kontrolliert werden kann“. 

Eine Freigabe des Yüan-Wechselkur- 
ses hätte auch für China Vorteile: Die 
Volksrepublik würde vom Dollar un¬ 
abhängiger, wenn Waren einfacher in 
Yüan handelbar wären. Der Staat hat 
bereits gigantische Dollar-Reserven. 

Kritik am deutschen 
Lohndumping 

Frankreichs Regierungschef Ayrault 
hat am 6. September deutliche Kritik 
am Lohn- und Sozialdumping geäu¬ 
ßert, das insbesondere von Deutsch¬ 
land praktiziert wird, und sich für die 
Einführung eines europaweiten Min¬ 
destlohns ausgesprochen, um „Wett¬ 
bewerbsverzerrungen“ zu vermeiden. 
„Ich hoffe sehr, dass wir vorankommen 
werden, dass die Deutschen vorankom¬ 
men werden in ihren politischen Ent¬ 
scheidungen“, sagte der französische 
Sozialdemokrat offenbar in dem Be¬ 
streben, dem SPD-Kandidaten Stein¬ 
brück zu der Bundestagswahl ein wenig 
Schützenhilfe zu leisten. Er hob dessen 
Eintreten für einen Mindestlohn her¬ 
vor, fügte aber hinzu, eine Regelung auf 
EU-Ebene sei nötig, „sonst kommt man 
nicht dahin und ergeben sich Wettbe¬ 
werbsverzerrungen, und dabei werden 
in der Tat unsere Unternehmen bestraft“. 
Zwar seien die Arbeitskosten in der In¬ 
dustrie in Deutschland und Frankreich 
jetzt „quasi auf dem gleichen Niveau“, 
dank der jüngsten Maßnahmen zur „Fle¬ 
xibilisierung“ von Tarifabschlüssen, die 
die französische Regierung durchgesetzt 
hat. Aber auf anderen Gebieten wie der 
Landwirtschaft seien deutliche Unter¬ 
schiede vorhanden. Frankreich habe 
aber nicht die Absicht, sich auf einen 
„Verfolgungswettlauf“ einzulassen. 


Goldminenarbeiter erkämpften Lohnerhöhung 


Die südafrikanischen Goldminen-Ar- 
beiter haben nach drei Tagen Streik 
am 6. September mehrheitlich die 
Arbeit wieder aufgenommen, nach¬ 
dem die überwiegend in den Händen 
des Auslandskapitals befindlichen 
Minenunternehmen eine Erhöhung 
der Grundlöhne um 7,5 bis 8 Prozent, 
rückwirkend ab 1. Juli, zugestanden 
haben. Außerdem gab es die Zusiche¬ 
rung, dass die jetzige Tarifvereinbarung 
nur bis zum 1. Juli 2014 gilt und dann 
eine neue Anpassung an die gestiege¬ 
nen Lebenshaltungskosten vorgenom¬ 
men wird. Ferner wurde eine Erhöhung 
von Wohnungszuschüssen und anderen 
Beihilfen vereinbart. 

Die Erhöhung liegt allerdings nur 1-1,5 
Prozent über dem ursprünglichen Un¬ 
ternehmerangebot von 6,5 Prozent 
und erheblich unter den ursprüngli¬ 
chen gewerkschaftlichen Forderungen. 
Die starke Bergarbeitergewerkschaft 
NUM, die Mitglied des gewerkschaftli¬ 
chen Dachverbands COSATU ist, hatte 
ursprünglich eine Forderung bis zu 60 
Prozent erhoben. Die von ihr abgespal¬ 
tene „linksradikale“ AM CU verlangte 
sogar 150 %. Die aktuelle Inflationsrate 
in Südafrika liegt bei 6,3 Prozent. Die 
erreichte Lohnerhöhung ergibt also nur 
wenig mehr als den Inflationsausgleich. 


Dennoch war das Unternehmerange¬ 
bot, das die NUM den Belegschaften 
zur Entscheidung vorgelegt hatte, in 
den meisten Unternehmen angenom¬ 
men worden, insbesondere beim größ¬ 
ten Konzern AngloGold Ashanti. Nur 
bei dem Unternehmen Harmony Gold 
war der Streik am letzten Wochenende 
noch fortgesetzt worden. 

In den südafrikanischen Medien war 
vor allem Erleichterung darüber zu 
verzeichnen, dass dieser Streik ohne 
gewaltsame Zusammenstöße verlief 
und ein langanhaltender Konflikt ver¬ 
mieden wurde. Die Erinnerung an die 
schrecklichen Vorgänge bei einem „wil¬ 
den Streik“ von Platinminen-Arbeitern 
bei der Firma Lonmin in Marikana vor 
einem Jahr, bei dem die Polizei nach 
mehrtägigen Zusammenstößen 34 
streikende Arbeiter erschossen hatte, 
ist noch sehr lebendig. Die ANC-Re- 
gierung hatte offenbar in Erinnerung 
daran zur Ausübung des Streikrechts 
„ohne Gewalt“ aufgefordert. Außer¬ 
dem sprach sie sich, ohne sich unmit¬ 
telbar in die Verhandlungen einzumi¬ 
schen, für eine möglichst schnelle Ei¬ 
nigung der Tarifparteien aus, da ein 
langdauernder Streik sicherlich nega¬ 
tive Auswirkungen auf die wirtschaft¬ 
liche Gesamtlage Südafrikas hätte, die 


bereits unter den Auswirkungen der in¬ 
ternationalen Wirtschafts- und Finanz¬ 
krise leidet. Von Unternehmerseite war 
mit der verschlechterten Situation des 
südafrikanischen Goldbergbaus infol¬ 
ge des krisenbedingten Absatz- und 
Erlösrückgangs durch den Preisverfall 
an den Goldmärkten, die gestiegenen 
Strompreise und den Kursverfall der 
südafrikanischen Währung, des Rand, 
gegenüber Dollar und Euro argumen¬ 
tiert worden. 

Der Streik der Goldminen-Arbeiter ist 
nicht die einzige soziale Bewegung, die 
Südafrika in der jüngsten Zeit erlebte. 
In der zweiten August-Hälfte hatte eine 
Streikwelle die Produktion in allen sie¬ 
ben Konzernen der südafrikanischen 
Autoindustrie (VW, BMW, Daimler, 
Ford, General Motors, Toyota, Nissan) 
stillgelegt. Die Zeit des zu Ende gehen¬ 
den Winters auf der Südhalbkugel der 
Erde ist in Südafrika traditionell die 
Saison von Lohnverhandlungen und 
sozialen Auseinandersetzungen. Der¬ 
zeit stehen außer dem Bergbau und 
der Autoindustrie Lohnverhandlungen 
und entsprechende soziale Bewegun¬ 
gen auch im Bauwesen, in der staatli¬ 
chen Fluggesellschaft SAA und in der 
Textilindustrie an. 

D.G. 
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Ja, wir können Kriegstreibern 
in den Arm fallen! 
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A der Erdbevölkerung 
5 verbraucht- Vs der 
Welfressourcen und 
verursachtes der 
Vermittlung der Erde 

« und der Klima verande- 
v rung 


Karikatur: Bernd Bücking 


Warum „Die Linke“ wählen? 

Politiker der Partei „Die Linke“ zur Kandidatur ihrer Partei 


Massen können etwas bewegen, auch 
das kann man aus den aktuellen Ent¬ 
wicklungen entnehmen. Ein schon ter¬ 
minierter Waffengang des US-Impe- 
rialismus und seiner Verbündeter ge¬ 
gen Syrien ist verschoben. Natürlich 
ist das nicht die einzige Ursache. Die 
Unkalkulierbarkeit dieses Krieges, in¬ 
nerimperialistische Widersprüche und 
eine aktuell nicht unkluge Diplomatie 
Syrien und Russlands sind Vorausset¬ 
zung dafür. 

Trotzdem: Das Massenbewusstsein 
und eine Massenbewegung gaben 
vielleicht den Ausschlag dafür, dass 
das englische Parlament sich anders 
entschied. Damit war aber der Partner 
des US-Imperialismus weg, der in den 
letzten Jahren seine Interessen vor al¬ 
lem durch das Spielen der amerikani¬ 
schen Karte vertrat. Der französische 
Imperialismus unter dem sogenannten 
Sozialisten Hollande setzte zwar dann 
auf diese Karte, aber das Lager war ge¬ 
spalten. Keine Illusion sollte man sich 
über die Beweggründe für die „Zu¬ 
rückhaltung“ des deutschen Imperia¬ 
lismus machen, Friedfertigkeit war es 
nicht, eher wohl ein anderer Weg zur 
Vertretung der eigenen Interessen. 
Aber die Kriegsgefahr ist riesig und 
eigentlich läuft er schon, der imperia¬ 
listische Krieg, noch durch die Unter¬ 
stützung der FSA und anderer Kräfte, 
jederzeit mit der Gefahr der weiteren 
Eskalation. Es geht um geostrategi- 
sche Vorteile, es geht um den Nahen 
Osten aber es geht auch gegen Russ¬ 
land und China. Dabei liegen Lunten 
an Sprengsätzen von riesiger Dimensi¬ 
on. Da ist der Libanon als langjähriger 
Spielball der Interventionen, die Tür¬ 
kei mit Erdogan, der sich aus eigenen 
Interessen (innenpolitisch und gegen 


Der syrische Journalist und Schriftstel¬ 
ler Louay Hussein gehört zu den füh¬ 
renden Persönlichkeiten der innersyri¬ 
schen demokratischen Opposition ge¬ 
gen das Assad-Regime. Im Gegensatz 
zu dem in den westlichen Medien hoch¬ 
geschriebenen „Syrischen Nationalrat“, 
dessen Hauptakteure sich vorwiegend 
im Ausland betätigen und nach einer 
Militärintervention der Großmächte 
rufen, erklärte Louay Hussein in einem 
aktuellen Zeitungsinterview: „Wir sind 
entschieden gegen jede ausländische 
Militärintervention, denn sie wird die 
Situation weiter verkomplizieren und 
dem Konflikt im Land keineswegs ein 
Ende setzen“. 

Der heute 53-jährige Politiker war 1984 
als Student unter dem Vater des jetzi¬ 
gen syrischen Staatschefs Hafiz al-As- 
sad als Mitglied der „Kommunistischen 
Aktionspartei“ verhaftet und für sieben 
Jahre als politischer Häftling gefangen 
gehalten worden. Nach seiner Freilas¬ 
sung 1991 betätigte er sich in Syrien als 
Verleger und demokratischer Opposi¬ 
tionspolitiker. Als im Frühjahr 2011, of¬ 
fenbar beflügelt vom „arabischen Früh¬ 
ling“ in Tunesien und Ägypten, auch in 
Syrien erste Demonstrationen gegen die 
Regierung von Baschar al-Assad began¬ 
nen, der nach dem Tod seines Vaters im 
Juli 2000 die Macht übernommen hatte, 
wurde Louay Hussein erneut verhaftet. 
Er hatte eine Solidaritätserklärung für 
die Demonstranten von Deraa unter¬ 
zeichnet, die von den Sicherheitskräf¬ 
ten rigoros unterdrückt worden waren. 
Allerdings dauerte die erneute Inhaftie¬ 
rung nur wenige Tage. So konnte er im 
Sommer 2011 zu den Organisatoren der 
„Semiramis“-Konferenz gehören, zu der 
rund 200 syrische Oppositionelle, vor¬ 
wiegend Intellektuelle, zusammenge¬ 
kommen waren. Aus dieser Konferenz 
ging die Vereinigung „Aufbau des sy¬ 
rischen Staates“ („Building the Syrian 
State“) hervor, die sich als politische 
Partei konstituierte und deren Vorsit¬ 
zender Louay Hossein heute ist. 


die Kurden) als Kriegstreiber betätigt. 
Und vor allem, da ist Israel, mit dem 
Finger auf dem Auslöser und atomarer 
Bewaffnung. Die Zerschlagung Syri¬ 
ens wird dabei einkalkuliert. 

Diesem gefährlichen und explosiven 
Gemisch muss Einhalt geboten wer¬ 



den. Die Heuchelei in unserem Land 
muss entlarvt werden. Solange deut¬ 
sche Patriot-Raketen in der Türkei ste¬ 
hen, ist auch unser Land Kriegspartei. 
Es ist richtig für den Tag X gewappnet 
zu sein, es ist falsch abzuwarten. 
Massenbewusstsein muss zur Massen¬ 
bewegung werden, überall, hier haben 
wir in unserem Land großen Nachhol¬ 
bedarf. Eine politische Lösung wird 
in Syrien nur möglich sein, wenn die 
laufenden Kriegsvorbereitungen und 
die jetzt schon laufenden imperialis¬ 
tischen Einmischungen gestoppt wer¬ 
den. Für unser Land heißt das mindes¬ 
tens „Weg mit den Patriot-Raketen 
aus der Türkei“ - eine gute Forderung 
um Bewusstsein zur materiellen Kraft 
werden zu lassen und auf die Straße 
zu tragen. 


In dem am 4. September veröffentlich¬ 
ten Interview mit der französischen 
kommunistischen Tageszeitung „Hu- 
manite“ unterstrich der Politiker, dass 
die von ihm geführte Partei die erste 
gewesen sei, die schon vor zwei Jahren 
die Bildung einer Übergangsregierung 
aus Regimevertretern und Oppositi¬ 
on vorgeschlagen hat, noch bevor der 
Konflikt das heutige Ausmaß angenom¬ 
men hatte. „Infolgedessen sind wir der 
Meinung, dass keinerlei Lösung der ge¬ 
genwärtigen Krise möglich ist außer¬ 
halb eines Dialogs zwischen den Prot¬ 
agonisten dieses bewaffneten Konflikts. 
Das schließt außer dem Regime und der 
Opposition auch die in der einen oder 
anderen Weise verwickelten Staaten ein. 
Der einzige Ausweg beruht auf der Bil¬ 
dung einer Regierung der nationalen 
Einheit, zusammengesetzt aus Persön¬ 
lichkeiten des Regimes, der Opposition 
und eventuell von unabhängigen Per¬ 
sönlichkeiten. Sie würde als eine Über¬ 
gangsregierung von begrenzter Dau¬ 
er agieren, begrenzt auf die Zeit, freie 
Wahlen zu organisieren. 

Auf eine weitere Frage, ob er als einer 
der wichtigsten Vertreter eines welt¬ 
lichen (nicht-religiösen) Staates dem 
„politischen Islamismus“ in einem zu¬ 
künftigen demokratischen syrischen 
Staat einen Platz einräume, antwor¬ 
tete er: „Ich glaube nicht an die Mög¬ 
lichkeit, einen demokratischen Staat 
in Syrien außerhalb eines weltlichen 
Rahmens aufzubauen. Das schließt ein, 
dass dieser Staat neutral sein muss ge¬ 
genüber allen Religionen und allen geis¬ 
tigen Glaubensrichtungen. Eine positive 
Neutralität, die alle Konfessionen und 
alle religiösen Glaubensgemeinschaf¬ 
ten respektiert und schützt.“ Folglich 
könnten Strömungen des extremisti¬ 
schen politischen Islamismus in einem 
multikonfessionellen Land wie Syrien 
keinen Platz in einem demokratischen 
Staat beanspruchen, weil sie selbst nicht 
demokratisch sind. 

Pierre Poulain 


Bernd Riexinger, Vorsitzender 
der Partei „Die Linke“ 

Gerecht geht - 
mit uns 

Deutschland ist eines der reichs¬ 
ten Länder der Welt - und gleichzei¬ 
tig sind immer mehr Menschen arm. 
Nicht nur jene in der Hartz-IV-Mühle. 
Armut macht nicht einmal mehr halt 
vor regulär Beschäftigten. Jeder Vier¬ 
te muss heute für einen Niedriglohn 
arbeiten. So wie viele - insbesondere 
weibliche - Beschäftigte im Einzel¬ 
handel, denen die Konzerne die Tarif¬ 
verträge gekündigt haben. Die Bran¬ 
che ist ohnehin schon geprägt durch 
befristete Jobs mit geringer Arbeits¬ 
zeit, durch Arbeit am Abend, am Wo¬ 
chenende oder Feiertagen. Jetzt wol¬ 
len die Unternehmen, die Milliarden 
gescheffelt haben, neue Niedriglohn¬ 
gruppen einführen, Spät- und Wochen¬ 
endzuschläge kürzen. 

Das passt ins Bild. Finanziell haben 
in den vergangenen Jahren fast aus¬ 
schließlich die Unternehmen und 
Reichen profitiert. Konzerne mach¬ 
ten Rekordgewinne und durften sich 
dennoch bei der Steuer arm rechnen. 
Immer mehr Manager erhalten Sum¬ 
men, die beim Rest der Gesellschaft 
Schwindelgefühle erzeugen. Doch 
Vorsicht: Während uns noch schwin¬ 
delig ist, sehen viele Reiche zu, wie sie 
ihr Geld in sonnige oder verschneite 
Oasen schaffen und dem Gemeinwe¬ 
sen vorenthalten. Vermögen ist bei uns 
noch ungleicher verteilt als Einkom¬ 
men. Diese Vermögenskonzentration 
ist das Ergebnis einer gigantischen 
Umverteilung von unten nach oben. 
Dazu gehörten Steuerreformen, die 
Reiche und Unternehmen beschenkt 
haben, aber auch das Ende der Ver¬ 
mögensteuer. 

„Die Linke“ ist angetreten, um die ge¬ 
sellschaftlichen Verhältnisse in die¬ 
sem Land nach links zu verschieben. 
Mindestlohn, Mindestrente, sankti¬ 
onsfreie Mindestsicherung, die Re¬ 
gulierung von Arbeitsverhältnissen, 
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Steuergerechtigkeit. Wir haben diese 
Themen im Zusammenspiel mit sozi¬ 
alen Bewegungen in die Diskussion 
gebracht. Es ist doch kein Zufall, dass 
heute alle Parteien von sozialer Ge¬ 
rechtigkeit reden, ohne allerdings zu¬ 
zugeben, dass sie das Wort sozial ohne 
unseren Druck nicht einmal buchsta¬ 
bieren könnten. Jetzt gilt es, den zwei¬ 
ten Schritt zu machen - auf die sozia¬ 
le Rhetorik muss eine soziale Politik 
folgen. Ohne unseren parlamentari¬ 
schen und außerparlamentarischen 
Druck wird auch dies nicht gelingen. 
Deshalb braucht es wieder eine starke 
„Linke“ im Bundestag, die den ande¬ 
ren Parteien und diesem Land mehr 
soziale Gerechtigkeit abverlangt. 

Sahra Wagenknecht, MdB, 
Stellvertretende Vorsitzende 
der Partei „Die Linke“ 

„Die Linke“ steht für eine 
grundlegend andere Politik 

Die Sommerferien sind fast überall 
vorbei, und es gibt kaum einen La¬ 
ternenmast in diesem Lande, an dem 
nicht mindestens ein Plakat hängt. 
Es ist beim besten Willen nicht mehr 
zu übersehen: Der Bundestagswahl¬ 
kampf geht in seine heiße Phase. Ob 
die Plakate immer zur Verschöne¬ 
rung der Landschaft beitragen, sei 
dahingestellt. Sie erfüllen aber einen 
wichtigen Zweck: Sie erinnern daran, 
dass in Kürze die Bundestagswahl an¬ 
steht. Und, auch wenn die Plakate, die 
Dauerbeschallung, die vielen Sonder¬ 
sendungen so manchen nerven - der 
22. September ist tatsächlich ein wich¬ 
tiger Termin. Und zwar gerade weil 
CDU/CSU, FDP, SPD und Grüne in 
den letzten Jahren eine fast austausch¬ 
bare Politik gemacht haben. 

Aber es gibt eine Alternative zu die¬ 
ser Politik des neoliberalen Einerleis: 
„Die Linke“ steht für eine grundle¬ 
gend andere Politik in diesem Land! 
Nur „Die Linke“ sagt klar NEIN zu 
dem Kurs der Bankenrettung und So¬ 
zialkürzungen, den die anderen Par¬ 
teien im Bundestag vertreten. Unser 
Programm steht konsequent für so¬ 
ziale Gerechtigkeit. Wir wollen den 
Reichtum umverteilen und Armut be¬ 
kämpfen, statt Banken zu retten und 
Vermögende zu unterstützen. Wir for¬ 
dern eine Millionärsteuer für Super¬ 
reiche und ein Steuersystem, das Nor¬ 
mal- und Geringverdiener entlastet. 
Wir wollen die wachsende Kluft zwi¬ 
schen Arm und Reich in diesem Land 
überwinden: Es ist unwürdig, dass im¬ 
mer mehr Menschen zum Aufbessern 
ihres kargen Einkommens Flaschen 
sammeln müssen. Wir fordern eine 
Mindestrente von 1 050 Euro und 
eine Rückkehr zum Renteneintritt mit 
65 Jahren. Den Lobbysumpf, in dem 
dieses Land zu versinken droht, wollen 
wir austrocknen, indem wir Unterneh¬ 
mensspenden an Parteien verbieten. 


Und natürlich steht „Die Linke“ wei¬ 
terhin als einzige Partei für eine kon¬ 
sequente Friedenspolitik: Wir wollen 
die Bundeswehr aus den Auslandsein¬ 
sätzen zurückziehen und Rüstungsex¬ 
porte verbieten. 

Noch einmal zurück zu den Plakaten: 
Sicher, auch mir gefällt es besser, wenn 
man Bäume sieht statt Parteiwerbung. 
Und ich bin auch ganz gewiss nicht un¬ 
parteiisch. Aber ich finde tatsächlich, 
dass die Plakate der „Linken“ im Ge¬ 
gensatz zu denen der anderen Parteien 
aussagekräftig sind. Insofern: Achten 
Sie bitte auf den Inhalt. Und wenn Sie 
sich über die Plakatflut ärgern, dann 
denken Sie daran, dass Sie bei der 
„Linken“ wenigstens sicher sein kön¬ 
nen, dass sie auch nach der Wahl am 
22. September für das eintritt, was auf 
den Plakaten steht! Denn jede Stimme 
für „Die Linke“ ist eine Stimme für so¬ 
ziale Gerechtigkeit und macht Druck, 
damit die Politik in diesem Land bes¬ 
ser wird. Und das ist doch eine vor¬ 
übergehend bunte Landschaft wert, 
oder? 

Ellen Brombacher, Bundesspreche¬ 
rin der Kommunistischen Plattform 

Ein Hauch Hoffnung 

Am 27. August schrieb Fidel Castro im 
Kontext mit den US-Angriffsdrohun¬ 
gen gegen Syrien: „In unserer Epoche 
vergehen keine zehn oder fünfzehn 
Jahre, ohne dass unsere Spezies in die 
reale Gefahr ihrer Auslöschung ge¬ 
rät. Weder Obama noch sonst jemand 
könnte etwas anderes garantieren. 
Das sage ich aus Realismus, denn nur 
die Wahrheit könnte uns etwas mehr 
Wohlstand und einen Hauch Hoffnung 
verschaffen.... Wir haben kein Recht, 
andere oder uns selbst zu betrügen. 
Die Öffentlichkeit weiß in ihrer über¬ 
wältigenden Mehrheit von dem neuen 
Risiko, das vor ihrer Tür lauert.“ 
Vielleicht ist es gerade dieses Wis¬ 
sen, welches die Mehrheit des briti¬ 
schen Parlaments veranlasste, gegen 
eine Beteiligung des Landes an einem 
möglichen Angriff auf Syrien zu stim¬ 
men. Vielleicht vertieft sich endlich 
auch bei einem Teil der Herrschen¬ 
den - nicht nur in Großbritannien - 
die Erkenntnis über die reale Gefahr 
der Auslöschung. Vielleicht schwindet 
deshalb auch die Bereitschaft so man¬ 
cher bürgerlicher Politiker, sich durch 
jede Lüge manipulieren zu lassen. 
Vielleicht liegt in diesem wachsenden 
Realismus eine Chance. 

Allerdings - Illusionen wären fehl am 
Platze. Ohne das Erstarken der Frie¬ 
densbewegung gibt es auf Dauer kaum 
Hoffnung. 


Aus: Mitteilungen der Kommunisti¬ 
schen Plattform der Partei „Die Linke“; 
Heft 9/2013 


Syrischer Oppositioneller gegen 
ausländische Intervention 

Der einzige Ausweg ist der Dialog zwischen Regime und Opposition 


























Umfairteilen! 


Allein die privaten Vermögen des 
reichsten einen Prozents der Bundes¬ 
bürger sind höher als alle Schulden von 
Bund, Ländern und Kommunen zusam¬ 
mengenommen. 

Auf der anderen Seite werden beson¬ 
ders junge Menschen und Frauen in 
prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
gezwungen. Durch den zunehmenden 
Arbeitsdruck in den Betrieben steigt 
die Belastung und die Zahl der kran¬ 
ken Menschen. 

Während die Banken und Konzerne 
Milliarden an Dividenden und Boni 
ausschütten, nimmt die Zahl der Ar¬ 
menküchen - heute verschämt „Tafeln“ 
genannt - immer mehr zu. 
Steuergeschenken in unvorstellbarem 
Ausmaß an Kapitalbesitzer und Ver¬ 
mögende stehen Schikanen gegen Ar¬ 
beitslose gegenüber. Zugunsten von 
noch mehr Profit werden Mieten und 
Preise in die Höhe getrieben, während 
die Einkommen der Arbeiter und An¬ 
gestellten stagnieren oder sogar sinken. 
Belegschaften werden zu immer grö¬ 
ßeren Zugeständnissen erpresst, feste 
Arbeitsplätze werden zu Tausenden 
vernichtet. Die Schere zwischen Reich 
und Arm in Deutschland klafft immer 
weiter auseinander. 

Steuergeschenke für die Reichen, Sozi¬ 
alabbau, Rentenkürzungen und prekä¬ 


re Arbeitsverhältnisse für uns Lohnab¬ 
hängige und Erwerbslose - das ist die 
Politik der Bundesregierung, die allein 
den Banken und Konzernen verpflich¬ 
tet ist. 

Um die Forderungen des Umfairteilen- 
Bündnisses nach einer Vermögensab¬ 
gabe durchsetzen zu können, ist Wi¬ 
derstand nötig. Dabei kann weder auf 
die Fairness der wirtschaftlichen Eliten 
noch ihrer politischen Vollstrecker in 
der gegenwärtigen Bundesregierung 
gebaut werden. 

Und es ist immer wieder nötig, daran zu 
erinnern, dass es SPD und Grüne wa¬ 
ren, die massive Steuersenkungen für 
die Kapitalseite in ihrer Regierungszeit 
durchgesetzt haben. 

Egal, welche Parteien nach der Bun¬ 
destagswahl an der Regierung sind: Zur 
Durchsetzung der Umfairteilen-Forde- 
rungen braucht es außerparlamentari¬ 
schen Widerstand, Druck von der Stra¬ 
ße und die Einbindung in die Ausein¬ 
andersetzung in den Kommunen gegen 
die Durchsetzung der Schuldenbremse. 
Entscheidend wird dabei sein, dass alle 
DGB-Gewerkschaften sich in das Um- 
fairteilen-Bündnis einreihen. 

Die Forderung nach einer Vermögens¬ 
abgabe muss eingebunden sein in den 
gemeinsamen Abwehrkampf gegen die 
Angriffe der Kapitalseite in den Betrie¬ 


ben und in den Kommunen, die mit Hil¬ 
fe der verordneten sogenannten Schul¬ 
denbremse kaputt gespart werden. 

(Siehe auch Seite 1) 


14. September 
Berlin und Bochum 

Kurz vor der Bundestagswahl wird 
die Forderung „UmFAIRteilen - 
Reichtum besteuern!“ lautstark und 
unübersehbar in die Öffentlichkeit 
getragen: mit einer Großdemonstra¬ 
tion in Bochum und einer Demons¬ 
tration mit UmFairteilen-Kette in 
Berlin. 

Berlin: 

11:00 Uhr Auftakt Hackescher Markt 
(Berlin-Mitte) 

Bochum: 

11:30 Uhr Sternmarsch - Auftakt¬ 
kundgebungen in der Massenberg¬ 
straße am HBF, am Jahrhunderthaus 
und vor dem Schauspielhaus. 


Treffpunkt der DKP um 10:30 Uhr, 
Massenbergstraße 19 (vordem Park- 
Inn-Hotel) 


Aufruftext des Bündnisses Umfairteilen 

In den letzten Jahren haben die Regierenden mit Steuersenkungen und Bankenrettung massiv von unten 
nach oben umverteilt. Wir wollen nicht, dass die Schere zwischen Arm und Reich immer weiter auseinander 
geht und öffentliche und soziale Leistungen weiter verschlechtert werden. Es gibt eine Alternative: 
Umfairteilen! 

Jetzt muss endlich übergroßer Reichtum stärker besteuert werden! Wir fordern 

• eine dauerhafte Vermögensteuer und eine einmalige Vermögensabgabe - möglichst europaweit koordi¬ 
niert; 

• einen konsequenten Kampf gegen Steuerbetrug und Steueroasen, auch auf internationaler Ebene. 

Wir brauchen Geld für Investitionen in mehr Bildung und Soziales, Pflege und Gesundheit, in bessere öffent¬ 
liche Infrastruktur, sozialen Wohnungsbau und die Energiewende. Wir brauchen finanzielle Spielräume für 
den Schuldenabbau und internationale Armutsbekämpfung. 

Und es geht um gelebte Solidarität in unserer Gesellschaft. 




UM O TEILEN 

rur sozialen ■ 




































10 Freitag, 13. September 2013 


Politisches Buch / Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Tatort Auswärtiges Amt 

Hans Coppi und Sabine Kebir haben die erste deutschsprachige Biographie der Widerstandskämpferin Ilse Stöbe (1911-1942) vorgelegt 


I n der Sowjetunion war, in der Russischen Fö¬ 
deration ist sie die bekannteste deutsche An¬ 
tifaschistin. 

In der Bundesrepublik Deutschland trägt keine 
Schule, keine Straße, keine Einrichtung ihren Na¬ 
men, nicht einmal ein „Stolperstein“ liegt vor der 
Ahornallee 48 in Berlin-Westend, wo sie zuletzt 
gewohnt hat. 

Ilse Stöbe wurde nur 31 Jahre alt, aber eine aus¬ 
führlichere Schilderung ihres bewegten Lebens 
würde den Rahmen dieses Artikels sprengen. 
Eine 2004 in Moskau erschienene Abhandlung 
von Vladimir Lota über sie und ihre Mitkämp¬ 
fer („Alta protiv Barbarossy“) umfasst über 400 
Seiten. 

Aufgewachsen in der Weimarer Republik, gelang 
es der jungen Frau, nach dem Besuch einer Han¬ 
delsschule Anstellung beim „Berliner Tageblatt“ 
zu finden, wo sie aufgrund ihrer Attraktivität, In¬ 
telligenz und ihres unbezähmbaren Ehrgeizes bin¬ 
nen kurzem zur Sekretärin des Chefredakteurs 
Theodor Wolff avancierte. Sie sympathisierte be¬ 
reits mit der KPD, der sie jedoch niemals angehör¬ 
te. In der Redaktion lernte sie den gleichgesinnten 
jungen Journalisten Rudolf Herrnstadt kennen, 
mit dem sie sich anfreundete und der sie 1931 für 
den sowjetischen Geheimdienst GRU anwarb, für 
den sie bis 1941 tätig war. Nach der Machtüber¬ 
nahme Hitlers lebte sie einige Jahre in Warschau 
und baute sich eine Existenz oder wenigstens eine 
bürgerliche Fassade als Journalistin auf. 

1940 erhielt sie mit Hilfe des ebenfalls von Herrn¬ 
stadt angeworbenen Diplomaten und Nazigegners 
Rudolf von Scheliha Arbeit in der Informations¬ 
abteilung des Auswärtigen Amts in Berlin. Sche¬ 
liha war es, der die brisantesten Nachrichten über 
die deutschen Kriegsvorbereitungen und Kriegs¬ 
verbrechen lieferte - ohne allerdings zu wissen, 
dass diese an die Sowjetunion gingen. 

Ilse Stöbe (Deckname „Alta“) war nun Leite¬ 
rin einer kleinen Agentengruppe, „Residentur“ 
genannt. Ihre größte Leistung, für die sie heu¬ 
te noch in Russland verehrt und gefeiert wird, 
war die frühzeitige Ankündigung des geplanten 
Überfalls auf die Sowjetunion, des „Unterneh¬ 
mens Barbarossa“. Stalin schenkte ihr und ande¬ 
ren Informanten jedoch keinen Glauben. Es wur¬ 
de deshalb auch versäumt, die Berliner Agenten 
für den Kriegsfall zu instruieren, und als dieser 



Ilse Stöbe (geboren am 17. Mai 1911 in Berlin; 
ermordet am 22. Dezember 1942 in Berlin- 
Plötzensee) 


im Juni 1941 eintrat, gingen sämtliche Verbindun¬ 
gen verloren. Im hektischen oder verzweifelten 
Bemühen, sie wieder zu knüpfen, wurden Fehler 
gemacht, die zur Verhaftung fast aller beteilig¬ 
ten Personen aus dem Schulze-Boysen-Harnack- 
Komplex führten. 

Ilse Stöbe - die nicht zu dieser Gruppe gehör¬ 
te - wurde im September 1942 festgenommen, 
am 14. Dezember 1942 mit Scheliha vom Reichs¬ 
kriegsgericht zum Tode verurteilt und schon am 
Abend des 22. Dezember, kurz vor Weihnachten, 
zusammen mit ihm und neun weiteren Antifa¬ 
schisten hingerichtet. 

Im Nachkriegsdeutschland war die Erinnerung an 
die von der Gestapo als „Rote Kapelle“ subsu¬ 
mierten Widerstandsgruppen geteilt. Im Westen 
galten sie als „Sowjetspione“ und Vaterlandsver- 
räter, deren Biographien man in groß aufgemach¬ 
ten „Enthüllungsstories“ allenfalls pikante Details 


und antikommunistische Verschwörungstheori¬ 
en abzugewinnen vermochte. In der DDR wur¬ 
den sie als Antifaschistin gewürdigt und zugleich 
politisch vereinnahmt, aber die Darstellung ihrer 
Lebenswege blieb meist verkürzt und eindimen¬ 
sional. 

Dass der Name Ilse Stöbes auch in der DDR, wo 
zumindest eine Berufsschule in Lichtenberg nach 
ihr benannt war, zu den am wenigsten bekann¬ 
ten des Widerstands gehörte, lag u.a. daran, dass 
ihr engster Mitarbeiter Rudolf Herrnstadt, nach 
dem 17. Juni 1953 als Chefredakteur des „Neuen 
Deutschland“ gefeuert, zur persona non grata ge¬ 
worden war. 

Da half es wenig, dass sie 1969 von der Sowjet¬ 
union posthum mit dem Rotbannerorden aus¬ 
gezeichnet wurde. Die heute über 100-jährige 
DDR-Schriftstellerin Elfriede Brüning, die als 
junge Frau für das „Berliner Tageblatt“ geschrie¬ 
ben hatte, wollte ein Buch über sie schreiben und 
hat jahrelang Material gesammelt. Schließlich re¬ 
signierte sie jedoch angesichts des komplizierten 
Stoffs und der schwierigen Quellenlage. 

Ein im Militärverlag der DDR erschienener Ro¬ 
man von Kurt Zimmermann, „Die große Un¬ 
bekannte“, erreichte 1981 schon in der zweiten 
Auflage eine Auflage von 60 000 Exemplaren. 
Allerdings geht er in vielem am Leben und am 
Charakter Ilse Stöbes vorbei. 

Um so begrüßenswerter ist es, dass nun endlich, 
über 70 Jahre nach ihrer Hinrichtung, eine eigen¬ 
ständige nichtfiktionale Publikation über diese 
Heldin vorliegt, die bisher bekannte und auch 
neue Informationen über sie zusammenfasst. 
Hans Coppi, selbst durch seine Familie in die Ge¬ 
schichte der „Roten Kapelle“ involviert, hat unter 
dem Titel „Haltet die Augen offen ...“ eine span¬ 
nenende biographische Skizze geschrieben und 
sich dabei u.a. auf das oben erwähnte Werk Lotas 
gestützt. Der russische Historiker hatte Zugang 
zum Zentralarchiv des Verteidigungsministeri¬ 
ums der Russischen Föderation ZAMO, in dem 
sich bisher unbekannte Dokumente zur „Roten 
Kapelle“ befinden. 

Die Literaturwissenschaftlerin Sabine Kebir re¬ 
sümiert in einem zweiten Teil des Buchs die über 
Stöbe verfassten Texte, wie den 1937 erschiene¬ 
nen Exilroman „Die Schwimmerin“ von Theodor 
Wolff, und stellt Dokumente aus ihrem Leben, 


darunter erstmals wiederveröffentlichte Artikel 
und Briefe, vor. 

Dem Buch ist eine breiteste Leserschaft zu wün¬ 
schen, damit diese außergewöhnliche Frau, die 
bis heute im Schatten von Kundschaftern wie Ri¬ 
chard Sorge und Ruth Werner steht, endlich die 
ihr zustehende Anerkennung erfährt. So bemüht 
sich die Bundestagsfraktion der Partei „Die Lin¬ 
ke“ seit 2011 darum, dass sie neben dem in der 
BRD lange Zeit umstrittenen Rudolf von Sche¬ 
liha eine Gedenktafel im Auswärtigen Amt er¬ 
hält. Das Amt zeigt sich aufgeschlossen, hat aber 
vorsichtshalber erst einmal ein Gutachten beim 
Institut für Zeitgeschichte München (Zweigstel¬ 
le Berlin) in Auftrag gegeben. Als bedürften der 
Widerstand Ilse Stöbes und ihr Märtyrertod noch 
eines Beweises .... 

Cristina Fischer 

Hans Coppi/Sabine Kebir: Ilse Stöbe, Wieder im 
Amt. Eine Widerstandskämpferin in der Wil¬ 
helmstraße, Vorwort von Johanna Bussemer und 
Wolfgang Gehrcke, 160 Seiten mit Abbildungen, 
14,80 Euro 



Hans Coppi /Sabine Ke brr 

Hse Stöbe: Wieder im Amt 



Mil einem Vorwort von Johanna Bussemer 
undWolfgang Gehrcke 
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„Wohnungsmarkt und Finanzspekulation“ 


... ist der Schwerpunkt des Heftes Nr. 95 der Z. - 
Zeitschrift Marxistische Erneuerung. Daneben 
behandelt das Heft aktuelle Gewerkschafts fragen 
(Gesellschaftsbild von Vertrauensleuten, Betriebs- 
und Personalräten; gender-Aspekte der Auster itäts- 
politik in der EU; arbeitspolitische Erweiterung der 
Arbeitszeitdebatte). Weitere Themen: Werttheorie, 
China-Studien, Georg Büchner, 1848er Revoluti¬ 
on und Blockupy. Dazu Berichte, Diskussion und 
Rezensionen. 

Aus dem Editorial 

Wer meinte, die Wohnungsfrage sei ein längst ent¬ 
schärfter Aspekt der sozialen Frage, sieht sich ei¬ 
nes Besseren belehrt: Sie ist in den letzten Jahren 
mit unerwarteter Wucht auf die politische Tages¬ 
ordnung der BRD zurückgekehrt. Die „neolibera¬ 
le Stadt“ (vgl. Z 83, September 2010) wird zuneh¬ 
mend von Konflikten um Mieten, Immobilienspe¬ 
kulation und Gentrifizierung geprägt. Dabei zeigt 
sich, dass sich darin viele Aspekte der wirtschaftli¬ 
chen und sozialen Entwicklung der letzten 30 Jah¬ 
re bündeln: Von der klassischen Frage bezahlba¬ 
rer Mieten für die unteren Einkommensschichten 
über Stadtentwicklung und Raumgestaltung bis zu 
den Ursachen und Folgen der aktuellen Finanz¬ 
marktkrisen - all dies ist eng mit der Wohnungs¬ 
frage verknüpft. Eine Schlüsselfrage, das Verhält¬ 
nis von Wohnungsmarkt und Finanzspekulation, 
steht im Mittelpunkt des vorliegenden Heftes. 
Hans-Dieter Frieling gibt einen Überblick zum 
aktuellen Wohnungsmarkt, zu Trends der Miet¬ 
belastungen und räumlichen Differenzierungspro¬ 
zessen (Metropolenwachstum). Er geht vom be¬ 
sonderen Charakter des kapitalistischen,Marktes 4 
für Wohnungen aus, dessen Funktionieren eine 
politische Steuerung von Angebot und Nachfra¬ 
ge erfordert. Vor diesem Hintergrund stellt er die 
Frage, ob die derzeit zu beobachtenden räumli¬ 
chen Veränderungen (Stichwort: Gentrifizierung) 
einem gezielten politischen Programm oder viel¬ 
mehr ,spontanen 4 Marktprozessen geschuldet 
sind. Seiner Ansicht nach ist beides richtig: Da 
die herrschende Politik sich der kapitalistischen 
Profitlogik unterordnet, fördert sie alle jene Pro¬ 
zesse aktiv, von denen sie (zu Recht oder zu Un¬ 
recht) glaubt, dass sie der Akkumulation von Ka¬ 
pital dienlich wären. 


Wohnungen als langfristige Kapitalanlagen wa¬ 
ren schon immer eng mit der Kreditwirtschaft 
verbunden. Dass sie, wie Knut Unger zeigt, heu¬ 
te dem neuen Prozess der Finanzialisierung der 
Wirtschaft unterliegen, kann daher nicht überra¬ 
schen: Immer mehr ehemals gemeinnützige Woh¬ 
nungen geraten in die Hand internationaler Fi¬ 
nanzinvestoren, die weniger am Bau und an der 
Verwaltung als vielmehr am Handel mit Woh¬ 
nungen bzw. mit entsprechend unterlegten Fi¬ 
nanzprodukten verdienen und die inzwischen in 
aufstrebenden Ballungsgebieten den Wohnungs¬ 
markt maßgeblich beeinflussen. Insofern spiegelt 
der Wohnungsmarkt grundlegende Strukturver¬ 
änderungen des finanzmarktgetriebenen Kapi¬ 
talismus wider. 

Günter Bell macht darauf aufmerksam, dass 
die Mietprobleme sich in bestimmten Regionen 
konzentrieren; sie sind eng mit räumlichen Ver¬ 
änderungen der Produktionsstrukturen verbun¬ 
den. Angesichts des sich gerade in aufstrebenden 
Ballungsgebieten stellenden Problems knapper 
Flächen muss es notwendig zur Verdrängung von 
Bevölkerungsgruppen kommen. Mit den beste¬ 
henden wohnungspolitischen Instrumentarien 
könnten die Kommunen diesen Prozessen zwar 
entgegenwirken, sie aber nicht stoppen oder um¬ 
kehren. Notwendig sei daher die Neubelebung 
einer gemeinwohlorientierten Wohnungswirt¬ 
schaft. 

Hier knüpft der Beitrag von Andrej Holm an. Sei¬ 
ner Ansicht nach muss Wohnen zu einem Teil der 
Sozialen Infrastruktur werden, d. h. Wohnungen 
müssen zu öffentlichen, für alle unabhängig von 
ihrem Einkommen zugänglichen Gütern werden. 
Er begründet diese bewegungsorientierte Forde¬ 
rung und untersucht ihre Voraussetzungen, beste¬ 
hende Kräfteverhältnisse und Realisierungsmög¬ 
lichkeiten. Entsprechende soziale Bewegungen 
und Modelle existieren, bleiben allerdings bis¬ 
lang lokal und thematisch fragmentiert. 

Sozialen Bewegungen mit Bezug zum Wohnungs¬ 
problem widmen sich drei weitere Beiträge. Am 
Beispiel Hamburg zeigt Michael Ziehl, dass der 
Kampf gegen oft spekulativ verursachte Gebäu¬ 
deleerstände beträchtliches Mobilisierungspo¬ 
tential birgt. Ein effizientes Instrument der Mobi¬ 
lisierung kann dabei ein internet-basierter „Leer¬ 


standsmelder“ sein, durch den die Existenz von 
Gebäudeleerständen öffentlich gemacht wird. 
Jürgen Ehlers schildert den langen Kampf ge¬ 
gen die Privatisierung der gemeinnützigen Woh¬ 
nungsbaugesellschaft „Nassauische Heimstätte“ 
in Hessen. Sowohl rot-grüne als auch schwarz¬ 
gelbe Landesregierungen und Kommunen haben 
versucht, den lokalen Wohnungsbestand der NH 
an Finanzinvestoren zu verkaufen. Mieteriniti¬ 
ativen haben diese Pläne immer wieder durch¬ 
kreuzt. Diese Bewegungen sind bislang allerdings 
immer lokal beschränkt geblieben. Fred Schmid 
befasst sich am Beispiel München mit dem Mie¬ 
terwiderstand gegen die Übereignung von Wohn- 
raum an Finanzinvestoren. Er zeigt, wie die Aus¬ 
wirkungen der Finanzmarktkrise den Druck auf 
die öffentliche Wohnungswirtschaft erhöht ha¬ 
ben. Immer wieder gelingt es aber lokalen Mie¬ 
terinitiativen, kommunale Privatisierungspläne 
zu durchkreuzen. 


★ 

Gewerkschaftsprobleme (zuletzt Z 92, Dezem¬ 
ber 2012) werden in drei Beiträgen behandelt. 
Die Ergebnisse einer qualitativen Befragung von 
Vertrauensleuten, Betriebs- und Personalräten 
vor allem aus der Metall- und Elektroindust¬ 
rie sowie aus der Krankenpflege und dem Er¬ 
ziehungssektor stellen Richard Detje, Wolf gang 
Menz, Sarah Nies, Dieter Sauer und Joachim 
Bischoff vor. Im Vergleich zur Vorgängerstudie 
von 2010 (Z 87, September 2011, S. 46 ff.) spie¬ 
len jetzt die Erfahrungen des Aufschwungs der 
Nach-Krisen-Zeit eine stärkere Rolle. Abgenom¬ 
men hat das Gefühl der Arbeitsplatzgefährdung, 
zugenommen hat das Gefühl der Arbeitskraftge¬ 
fährdung - die Sorge, steigenden Leistungsanfor¬ 
derungen nicht standhalten zu können. 
Gegenwehr entfaltet sich im exportorientierten 
Industriesektor zögerlicher als im Dienstleis¬ 
tungsbereich. Trotz Kritik bleiben die Gewerk¬ 
schaften die Institution, die das größte Vertrauen 
genießt, an die aber auch hohe Anforderungen 
gestellt werden. Völlig delegitimiert ist dagegen 
die institutioneile Politik. Der Staat wird nicht 
als neutral, sondern als feindliche Institution der 
"anderen Seite" wahrgenommen. Einverständ¬ 


nis herrscht darüber, dass nur kollektives Han¬ 
deln Verbesserungen erreichen kann. Die Be¬ 
reitschaft, in diesem Sinne auch aktiv zu werden, 
entspricht dieser Einsicht aber nicht. 

Die Auswirkungen der Euro-Krise und der Aus- 
teritätspolitik unter gender-Aspekten erörtert 
Roman George. Er konstatiert eine verstärkte 
Benachteiligung der Frauen durch eine restrik¬ 
tive Mindestlohnpolitik; sie betrifft Frauen mehr 
als Männer, weil sie häufiger im Niedriglohnsek¬ 
tor arbeiten. Die staatlichen Ausgabenkürzungen 
haben ebenfalls eine Geschlechterdimension: der 
Frauenanteil im öffentlichen Sektor ist höher als 
der von Männern; entsprechende Kürzungen be¬ 
einflussen ihre Lebenssituation daher stärker. Ri¬ 
chard Detje, Klaus Pickshaus und Sybille Stamm 
setzen sich kritisch mit der Initiative Arbeitfair¬ 
teilen auseinander, die die 30-Stunden-Woche als 
neue Normarbeitszeit fordert. Sie plädieren für 
eine arbeitspolitische Erweiterung der Arbeits¬ 
zeitdebatte. Angesichts der massiven Flexibilisie¬ 
rung von Arbeitszeiten und der fortschreitenden 
Deregulierung von ArbeitsVerhältnissen ist aus 
ihrer Sicht eine generelle Wochenarbeitszeitver¬ 
kürzung nicht der überall wirksame Hebel für 
Gegenkonzepte. (...) 

Bestellungen der Z. — Zeitschrift Marxistische Er¬ 
neuerung sind über eine kurze Mitteilung an die 
Mailadresse: redaktion@zme-net.de möglich. 
Informationen über die Zeitschrift und über die 
bisher erschienenen Ausgaben finden Sie unter: 
www.zme-net.de 

Kostenlose Probeexpemplare des Heftes 3/2013 
der „Marxistischen Blätter“ zum Thema „Um¬ 
fairteilen Arbeit + Wohnen = Menschenrecht?“ 
können angefordert werden beim Neuen Impul¬ 
se Verlag, Hoffnungstraße 18, 45127 Essen (Tel.: 
0201-2486482 - Fax: 0201-2486484, info@ 
neue-impulse-verlag.de) 


Achtung: Krisendebatte! 

Die Krisendebatte in der UZ wird in der kom¬ 
menden und übernächsten Ausgabe mit einem 
ersten Resümee und weiteren Beiträgen fort¬ 
gesetzt. 
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Psychoanalyse, Gehirnwäsche und 
dialektischer Materialismus 


„Der Fall Wilhelm Reich im „Land of the Free 


schaftskonzept des US-Imperialismus 
in ihrem Buch „Die Schock-Strategie“ 
sehr eindrücklich dar. Ihre Anwen¬ 
dung bspw. in Guantanamo und Abu 
Ghuraib unterstreicht, dass es sich bei 
MKUltra natürlich keineswegs um re¬ 
aktive Konzepte im Kalten Krieg han¬ 
delt, wie ihre Propagandisten behaup¬ 
teten. 

Im Film sucht Cameron den Häftling 
Reich in seiner Gefängniszelle auf. 


Feuerbach-Thesen versucht er seinen 
„Gegenstand, die Wirklichkeit, Sinn¬ 
lichkeit (...) als sinnliche menschliche 
Tätigkeit, Praxis“ zu fassen. Das „Än¬ 
dern der Umstände und der mensch¬ 
lichen Tätigkeit oder Selbstverände¬ 
rung“ als revolutionären Prozess zu 
verstehen. 

Dabei sei das Freudsche Realitätsprin¬ 
zip, welches das Lustprinzip pathogen 
einschränke, keine „absolute Gege¬ 



Die Hoover, Dulles und McCarthys hatten ihre Gründe gegen Wilhelm Reich vorzugehen. 


Z ugegeben, es sieht etwas seltsam 
aus. Ein Mann experimentiert 
mit metallausgeschlagenen, wär¬ 
megedämmten Kisten, mit einer Bat¬ 
terie langer Rohre, die er in den Him¬ 
mel richtet. Er sucht etwas zu finden, 
dass er Orgon nennt, einen Stoff, den 
er als kosmische Energie vermutet. 
Ein etwas kauziger, freundlicher, äl¬ 
terer Herr (rundlich-gemütlich: Klaus 
Maria Brandauer) - könnte man mei¬ 
nen. Doch die Zeiten sind 
Anfang der 1950er-Jahre 
nicht freundlich. Die US-Ge- 
sellschaft begann („Duck and 
Cover“) zunehmend der eige¬ 
nen Propaganda zu glauben. 

Der bekannte Russe stand 
vor der Tür. Dass dem dazu 
alle Mittel fehlten, störte die 
McCarthy-Paranoiker nicht. 

Edward Teller hatte mit sei¬ 
ner Wasserstoffbombe dem 
atomaren Roll-Back einen 
neuen Megatonnen-Schub 
verliehen. 

Der Mann ist der Psychiater 
Wilhelm Reich. Regisseur 
Antonin Svoboda konzen¬ 
triert sich auf seine letzten 
Lebensjahre. Seine Orgon- 
Forschung, Einsteins ent¬ 
täuschende Ablehnung, sei¬ 
ne zerbrechende Ehe, seine 
unvermutet auftauchende 
Tochter (Julia Jentsch), die 
Ablehnung seiner Umwelt. 
Während der Alltag auf Or- 
gonon, seiner Forschungssta¬ 
tion in Rangeley, Maine, eher 
unspektakulär verrinnt, selbst 
der Auszug seiner Frau (Jea¬ 
nette Hain) geschieht bemerkenswert 
nüchtern, wird der Zugriff der Staats¬ 
organe zunehmend härter. Reich, die 
Brisanz fortgesetzt ignorierend, soll 
sich vor Gericht verantworten. In sei¬ 
nem Labor platzieren die „Dienste“ 
eine Agentin (Birgit Minichmayr). 
Richter Clifford (Michael Shannon 
II) beauftragt den jungen Analytiker 
Hamilton (Jamie Sives) mit einem 
Gutachten zu Reich. Hamiltons Ana¬ 
lyseversuche geben Svoboda die Mög¬ 
lichkeit einigen Hintergrund zu Reich 
zu entwickeln. Das existentielle „Wer- 
wen?“ im Zeitalter der Atombombe 
prägt auch den Konflikt Reichs mit 
Einstein und mit der US-amerika¬ 
nischen Psychologenzunft. Während 
Reich nach einer stofflichen Grund¬ 
lage für seine orgiastische Kraft der 
Befreiung forscht, befürwortet Ein¬ 
stein die Bombe und Psychologen wie 
Donald Ewen Cameron entwickelten 
für die OSS/CIA seine Diving-Experi- 
mente zur Bewusstseinskontrolle und 
-Veränderung. Ab 1953 wurde Came¬ 
ron Leiter des hochgeheimen CIA- 
Projektes MKUltra. 

Umprogrammierungsfolter 

Die Experimente unter Drogenein¬ 
fluss, Hypnose, Totalisolation, schwe¬ 
ren Elektroschocks, sensorischer 
Deprivation oder sonstigen massi¬ 
ven körperlichen Schädigungen, wie 
künstlichen Gehirnerschütterungen, 
operativen Eingriffen (Lobotomie) 
u.ä. führten teilweise zu völligem Ge¬ 
dächtnisverlust, Regression auf Klein¬ 
kindniveau, teilweise auch zum Tod. 
Testobjekte des 25 Mio.-Dollar-Pro¬ 
gramms waren Tausende unfreiwillige 
wie „wehrlose“ Personen, psychiatri¬ 
sche Patienten, Häftlinge, Prostituier¬ 
te, und auch Kinder. 44 Universitäten 
und zwölf Krankenhäuser arbeiteten 
mit an dem Programm und ausgewie¬ 
sene „Fachleute“ auf diesem Gebiet 
wie die KZ-Ärzte Blome und Schrei¬ 
ber, dazu eigens entnazifiziert und im¬ 
portiert (Projekt Paperclip), fanden 
hier neue Betätigung. Ken Kesey ver¬ 
arbeitete seine MKUltra-Erlebnisse 
in dem Roman „Einer flog über das 
Kuckucksnest“ (1975 von Milos For- 
man verfilmt). Naomi Klein stellte die 
Entwicklung der „wissenschaftlichen“ 
Foltermethoden im Aufträge der CIA 
sowie ihre aktuelle Funktion im Herr¬ 


Drohend verkündet dieser Spitzen¬ 
funktionär des US-amerikanischen, 
kanadischen und Welt-Psychiatrie- 
Verbandes, Reich werde sein gerechtes 
Urteil erhalten. Reich kam zwei Wo¬ 
chen vor seiner möglichen Haftentlas¬ 
sung durch Herzversagen ums Leben. 
Eine Obduktion zur Klärung der ge¬ 
nauen Todesursache fand nicht statt. 
Svoboda arbeitet am Bespiel des Anta¬ 
gonismus Cameron-Reich den Gegen¬ 
satz zwischen einer sich bedingungslos 
in den Dienst imperialistischer Macht¬ 
politik stellenden Wissenschaftsper¬ 
version und einem dem menschlichen 
Emanzipationsinteresse verpflich¬ 
teten Forscherdrang heraus. Leider 
bleibt die verdienstvolle Aufklärung 
zu MKUltra, aus der Dramaturgie des 
Films heraus, rudimentär. Gravieren¬ 
der aber: Durch die recht konsequen¬ 
te Ausblendung von Reichs theoreti¬ 
schem und empirisch-therapeutischen 
Background erscheint Reich als ein 
gutmütiger Esoteriker, dessen Orgon- 
akkumulatoren und Cloudbuster eher 
in Richtung Parawissenschaften zielen, 
denn als Instrumente eines, wenn auch 
gescheiterten, wissenschaftlichen Kon¬ 
zeptes aufzutreten. Um den Gegensatz 
zur repressiven US-Staatsmacht zu 
schärfen, betont Svoboda Reichs ei¬ 
gensinnig-freundliche Harmlosigkeit. 
Mehr nebenbei gelingt es ihm, einem 
unter dem Puritanismus leidenden, 
kinderlos gebliebenen Farmerehe¬ 
paar zu einem erfüllten Miteinander 
und dem ersehnten Kind zu verhelfen. 
Die ländliche Idylle wird dem weiträu¬ 
migen Denker Reich allerdings nicht 
gerecht. 

„Diamat“ 

Nach der blutigen Niederschlagung 
der Wiener Julirevolte 1927 mit offizi¬ 
ell 89 toten Demonstranten, trat Wil¬ 
helm Reich in die KPÖ ein. Sein poli¬ 
tisches Engagement konzentrierte sich 
vor allem auf die Arbeit in verschiede¬ 
nen von ihm gegründeten Sexualbe¬ 
ratungsstellen in Wiens proletarischen 
Vierteln. 1929 sucht Reich („Dialekti¬ 
scher Materialismus und Psychoana¬ 
lyse“), die metaphysische Freudsche 
Todestrieb-Hypothese in Frage stel¬ 
lend, eine dialektisch-materialistische 
Fundierung der Psychoanalyse zu be¬ 
ginnen. Im Sinne einer positiven Wen¬ 
dung der von ihm zitierten ersten drei 


benheit“ sondern das „Prinzip der 
kapitalistischen bzw. privatwirtschaft¬ 
lichen Gesellschaft“ (16). Es diene 
der Aufrechterhaltung der Macht der 
herrschenden Klasse: „Konkret: Das 
Realitätsprinzip des kapitalistischen 
Zeitalters fordert vom Proletarier äu¬ 
ßerste Einschränkung seiner Bedürf¬ 
nisse, nicht ohne sich dabei auf reli¬ 
giöse Forderungen nach Demut und 
Bescheidenheit zu berufen. Es fordert 
auch die monogame Sexualform und 
anderes mehr.“ (16) Die einer kon¬ 
servativen Einstellung entsprechende 
Fassung des Realitätsprinzips stehe 
„im Gegensatz zum objektiv revolu¬ 
tionären Charakter der Psychoanaly¬ 
se“ (16). Anders formuliert: Wenn es 
eine Art Massenneurose der Gesell¬ 
schaft gibt, so ist dem nicht individu¬ 
al-therapeutisch, sondern nur durch 
gesellschaftliche Veränderung beizu¬ 
kommen. Nicht das Individuum, son¬ 
dern die Gesellschaft ist zu therapie¬ 
ren. Ein Ansatz, der trotz einer media¬ 
len Zwangsentblößung angesichts der 
sprunghaft wachsenden psychischen 
Erkrankungen in einer Welt des neo¬ 
liberal verschärften Klassenkampfes 
von oben auf neue Weise Aktualität 
gewinnt. 

Massenpsychologie 

Ende 1930 nach Berlin übergesie¬ 
delt und in die KPD eingetreten, ver¬ 
suchte Reich im Rahmen von Sexpol 
(Deutscher Reichsverband für prole¬ 
tarische Sexualpolitik) seinen orgas¬ 
mustheoretischen Ansatz (das Errei¬ 
chen orgiastischer Potenz als Thera¬ 
pieziel) praktisch umzusetzen. Nicht 
ohne Konflikte mit seiner Partei, wie 
sich vorstellen lässt. 1934 entwickelt 
Reich in „Die Massenpsychologie 
des Faschismus“ den Gedanken, dass 
eine sexuell repressive Gesellschafts¬ 
ordnung nicht nur psychopathogen 
auf ihre Individuen wirke, sondern 
auch umgekehrt die kleinbürgerlich- 
autoritären Charaktere“ (Fromm, 
Horkheimer) erzeuge, auf welche die 
faschistische Ideologie aufsetzen kön¬ 
ne, und welche sich in die vorgegebe¬ 
nen, autoritären Strukturen freiwillig 
masochistisch-unterwürfig, im Streben 
nach Ordnung, Strenge und verliehe¬ 
ner Autorität einordneten. „Der deut¬ 
sche Faschismus versucht es mit aller 
Macht, sich in den psychischen Struk¬ 


turen zu verankern (...) er hat kein 
Mittel zur Verfügung, als Weckung 
und Pflege der Hörigkeit zur Autori¬ 
tät, deren Grundvoraussetzung aske¬ 
tische, sexualverneinende Erziehung 
ist.“ (179) Der Geist von „Zucht und 
Gehorsam“ habe „die Aufgabe, die 
Brutalität zu entfesseln und im imperi¬ 
alistischen Kriege nutzbar zu machen, 
Sadismus entstammt unbefriedigter 
orgiastischer Sehnsucht.“ (179) Eine 
konsequente „Sexualökono¬ 
mie“ habe dagegen „die gro¬ 
ße sexuelle Entbehrung ins 
rechte Licht zu rücken“ und 
würde dabei „auf den lebhaf¬ 
testen Widerhall bei den jun¬ 
gen Menschen rechnen kön¬ 
nen.“ (180) Mit rund 40 Jahren 
Verzögerung schien die The¬ 
se Plausibilität zu entwickeln, 
allerdings nicht ohne gleich¬ 
zeitig die Begrenzungen des 
Konzeptes deutlich werden zu 
lassen. Der Text enthält aber 
ebenso eine (in den späteren 
Überarbeitungen verschärfte) 
Kritik an der politischen und 
„sexualökonomischen“ Praxis 
der Sowjetunion. Damit trieb 
Reichs ohnehin angespanntes 
Verhältnis zur Partei auf einen 
Bruch zu. Eine Entwicklung, 
die ohne die beschleunigten 
Kriegsvorbereitungen in der 
SU und den sich abzeichnen¬ 
den Strategiewechsel des VII. 
Weltkongresses wohl nicht zu 
verstehen ist. 

Im Kapitel „Masse und Staat“ 
spitzt Reich diesen Gedanken 
zu einer Absicht zu: Die sexu¬ 
elle Revolution sei „in der Sowjetuni¬ 
on nicht nur gebremst, sondern wie 
absichtlich unterdrückt worden (...) 
Die Sexualunterdrückung dient nun, 
wie wir wissen, der Mechanisierung 
und Verunselbstständigung der Men¬ 
schenmassen.“ (198) Diese Thesen sind 
in „Die Sexualität im Kulturkampf“ 
(1936) weiter ausgeführt, und nicht 
zuletzt sie boten der „68er-Generati- 
on“ in ihrer Neuauflage „Die sexuel¬ 
le Revolution“ (1966) willkommenen 
Stoff, ihren von der Nazi-Generation 
ererbten Antikommunismus bruchlos 
in revolutionärer Pose konservieren zu 
können. 

Grenzen 

Reich gebührt das Verdienst, die Psy¬ 
choanalyse politisiert, ihre gesell- 
schaftlich-emanzipatorische Kraft im 
Sinne einer materialistischen Dialek¬ 
tik stark gemacht zu haben. Reich hat 
die Versuchungen, die darin stecken, 
selbst angerissen: „Sobald man den 
eigentlichen Boden der Psychoana¬ 
lyse verlässt und insbesondere ihre 
Anwendung auf Probleme der Ge¬ 
sellschaft versucht, wird sie sofort zur 
Weltanschauung ausgebaut; sie tritt 
dann etwa als psychologische Weltan¬ 
schauung, die die Herrschaft der Ver¬ 
nunft predigt, der marxistischen ent¬ 
gegen mit dem Anspruch, durch ver¬ 
nünftige Regelung der menschlichen 
Beziehungen, durch Erziehung zur 
bewussten Beherrschung des Trieb¬ 
lebens ein besseres gesellschaftliches 
Dasein vorbereiten zu können. Dieser 
utopische Rationalismus, der überdies 
eine individualistische Auffassung des 
gesellschaftlichen Geschehens verrät, 
ist weder originell noch revolutionär 
und geht fraglos über die Befugnisse 
der Psychoanalyse hinaus.“ (DMuP, 6) 
Es gab im antikommunistischen Wahn 
der Hoover, Dulles und McCarthys 
durchaus Gründe gegen Wilhelm 
Reich vorzugehen, wie bei vielen an¬ 
deren auch, die in ihre Fänge gerie¬ 
ten. Auch wenn sie nicht unbedingt in 
Reichs Forschung nach dem Orgon, 
der alten Freudschen Suche nach dem 
organischen, physiologischen Funda¬ 
ment der Psychoanalyse (DMuP, 13) 
oder, im weiteren Sinne, nach den ma¬ 
teriellen Grundlagen des Seelischen 
lagen. 

Klaus Wagener 


„Kulturnation 

Deutschland?“ 

Streitschrift wider die modernen 
Vandalen von Peter Michel 

Kunstwissenschaftler Peter Michel - 
auch UZ-Lesern gut bekannt - stellte 
am 31. August mit dem Verleger Wil- 
jo Heinen seine aktuelle Streitschrift 
„Kulturnation Deutschland?“ vor. Die 
nicht nur in der „angeschlossenen“ 
Ex-DDR einsetzende Bilderstürme¬ 
rei, vom Autor schon früh fortlaufend 
publiziert, liegt jetzt zusammengefasst 
in Paperback vor, ergänzt um zahlrei¬ 
che Rechercheergebnisse und Bilddo¬ 
kumentationen. Urheberrecht wie „Ei¬ 
nigungsvertrag“ gleichermaßen miss¬ 
achtend, kennzeichnet die Spur der 
Schande den Umgang mit der verra¬ 
tenen sozialistischen Alternative der 
deutschen „Kulturnation“ durch alte 
und neue politische Eliten. Der publi¬ 
zierte ästhetische Angriff gegen Inhal¬ 
te und Werte von vorher breit rezipier¬ 
ter Kunst und Literatur, Hand in Hand 
mit typologisch einzuordnendem Van¬ 
dalismus und Zerstörung, trifft selbst 
westdeutsche Künstler oder anerkann¬ 
te DDR-Kunstwerke im Westen. Doch 
meist erniedrigt sich der Sieger selbst. 
Mit dem Autor diskutierten darüber 
Gäste des internationalistischen Som- 
merfests der DKP in Berlin-Neukölln. 
Peter Michel resümierte etwa im Hin¬ 
blick auf die Weltfestspiele 1973 in Ber¬ 
lin und auf die Hoch-Zeiten der Frie¬ 
densbewegung einen kritischen linken 
Verständigungsprozess, in dem politisch 
engagierte Kunst die einigenden Bän¬ 
der zum Diskurs geteilte Nation - ge¬ 
meinsame Sprache darstellten. Der an¬ 
tikommunistische Paradigmenwechsel 
ignoriert oder bagatellisiert vielfach 
insbesondere marxistisch geprägte Kul¬ 
turwerte, um sie im Denken und Füh¬ 
len der Menschen möglichst zu tilgen. 
Eben wie es dem in Straßburg verord- 
neten „europäischen Geschichtsbild“ 
entspricht. 

Seit 23 Jahren sind Angriffe nicht bloß 
auf Großplastiken im sozialistischen 
Städtebau, sondern mit sehr wenigen 
Ausnahmen auf alle politischen Denk¬ 
mäler „legitim“. Das Startsignal, bei 
vorherigem Ausschluss einer breiten 
Öffentlichkeit, war der Abriss des Ber¬ 
liner Lenin-Denkmals. Jetzt steht das 
ebenfalls von Lew Kerbel für Berlin 
geschaffene Thälmann-Monument der 
profitableren „Bodenverwertung“ im 
Weg. Am Standort Greifswalder Stra¬ 
ße wurden Ruthild Hahnes Thälmann- 
Skulpturentwürfe in den 70er/80er Jah¬ 
ren nicht ausgeführt. Nach 1990 wur¬ 
den diese Entwürfe, Zeugnisse einer 
versuchten Synthese von Architektur 
und bildender Kunst, „wie Abfall“ be¬ 
seitigt. Vandalenakten an Fritz Cremers 
bekanntem Buchenwald-Denkmal und 
eines Stelen-Diebstahls von seinem 
Ehrengrab folgten anhaltend Neona¬ 
zi-Anschläge auf das von Jo Jastram 
gestaltete Ehrenmal in Wöbbelin (für 
KZ-Opfer), auf Ehrenmale in Köpenick 
(für Opfer der Blutwoche) oder in Pan¬ 
kow (für den ermordeten Julius Fucik). 
Mit dem geschleiften „Palast der Repu¬ 
blik“ verschwand die ehemals repräsen¬ 
tative Sammlung von Auftragswerken 
namhafter Maler von der Bildfläche. 
Das monumentale, derzeit umgesetzte 
Marx-Engels-Forum kommt allerdings 
nicht auf den Friedhof der Sozialisten. 
Der Großkoalitionär Klaus Wowereit 
möchte, dass es nach dem Bau einer U- 
Bahn-Station wieder an seinen alten 
Standort zurückkehrt - auf Sichtachse 
mit der näherrückenden Errichtung ei¬ 
ner Hohenzollern-Schlossfassade. 
Hoffnungen auf eine an Menschen¬ 
möglichkeiten reiche Welt werden fort- 
bestehen, so sehr die Angriffe auch re¬ 
aktionäre Meinungsverschiebungen 
bezwecken. Neben dem verdienstvol¬ 
len enzyklopädischen „Was hat es ge¬ 
geben, was ist daraus geworden?“ gilt 
auch „Was kann sich unter Umstän¬ 
den anderswo weiterentwickeln?“. An¬ 
sätze des an den Klassikern orientier¬ 
ten Denkens in Kunstwissenschaft und 
-forschung sind noch lebendig. Peter 
Michel dokumentiert derzeit die Her¬ 
ausbildung einer spezifischen Kunst der 
DDR: „Begegnungen mit Künstlern 
und Kunstwerken von 1970 bis heute“. 

Hilmar Franz 
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Erklärung des Sekretariates des Parteivorstandes der DKP 


A uf der 1. Tagung des 20. Parteita¬ 
ges der DKP Anfang März wur¬ 
de eine neue Leitung der Partei 
gewählt, auf der 2. Tagung Ende Mai 
in Hannover wurde dann der Haupt¬ 
antrag „Antworten der DKP auf die 
Krise“ mit Veränderungen - vor al¬ 
lem im Forderungsteil, aber auch zur 
Krisenanalyse usw. - mit deutlicher 
Mehrheit angenommen. Auf dieser 
2. Tagung wurde zudem ein Beschluss 
zur Europäischen Linkspartei gefasst, 
der eine endgültige Entscheidung auf 
dem 21. Parteitag unserer Partei und 
zuvor eine gründliche Prüfung sowie 
eine Diskussion in der Partei vorsieht. 
Einige Mitglieder der Partei sehen die 
Ergebnisse des Parteitags - Personal¬ 
entscheidungen, Beschluss „Antwor¬ 
ten der DKP auf die Krise“, Beschluss 
zur Europäischen Linkspartei u.a. - 
sehr kritisch. Für manche Genossin¬ 
nen und Genossen bedeuten einige 
Beschlüsse zudem einen Bruch mit 
bisheriger DKP-Programmatik und 
-Politik. Auf dem Internetportal www. 
kommunisten.de spiegelt sich dieses 
Herangehen in einer Reihe von Bei¬ 
trägen wider. 

Wieder andere Mitglieder haben die 
Entscheidungen des Parteitags mit 
Erleichterung aufgenommen und äu¬ 
ßern die Erwartung, dass die Partei in 
eine neue Etappe ihrer Entwicklung 
eintritt, hoffen auf neue Impulse, auf 
eine Stärkung der DKP im Sinne von 
Programm sowie Statut und auf Ver¬ 
größerung ihres gesellschaftlichen Ein¬ 
flusses. 

Über die unterschiedlichen Einschät¬ 
zungen und Erwartungen muss offen - 
vor allem jedoch miteinander - geredet 
werden. 

Das Sekretariat - in dem es unter¬ 
schiedliche Einschätzungen des Partei¬ 
tags gibt - bzw. der Parteivorsitzende 
haben mehrfach betont, dass die Dif¬ 
ferenzen in der Partei durch den Par¬ 
teitag nicht ausgeräumt sind und sein 
können, dass sich Differenzen nur in 
der gemeinsamen Diskussion und in 
der politischen Praxis überwinden las¬ 
sen. Die Debatte um Streitpunkte muss 
weiter geführt und organisiert werden. 
Die Diskussion in der UZ, momentan 
zur Krisenanalyse, und die gewerk¬ 
schaftspolitische Konferenz im Okto¬ 
ber bieten dazu eine Chance. 


Gleichzeitig haben Sekretariat und 
Parteivorstand an verschiedenen Punk¬ 
ten begonnen, die mit großer Mehrheit 
gefassten Parteitagsbeschlüsse umzu¬ 
setzen. Auch hier gibt es Zustimmung, 
aber auch Kritik und Ablehnung. 

★ 

Es gibt jedoch Entwicklungen in un¬ 
serer Partei, die darüber hinausgehen 
und Sorgen bereiten. 

Es ist zumindest ungewöhnlich, dass 
sich am 15. und 16. Juni Genossinnen 
und Genossen außerhalb der Struktu¬ 
ren der DKP trafen, um über ihre Po¬ 
sitionen und ihr Herangehen an die Si¬ 
tuation nach dem Parteitag zu beraten. 
Im Statut heißt es im Artikel 2: 

„Alle Mitglieder haben gleiche Rechte. 
Dazu gehören das Recht 

* an der Erarbeitung der Politik der 
Partei und ihrer Beschlussfassung mit¬ 
zuwirken; 

* seine Meinung in allen die DKP be¬ 
treffenden Angelegenheiten frei zu 
äußern und sie im Rahmen der Mög¬ 
lichkeiten in Parteipublikationen zu 
vertreten; 

* Kritik an Beschlüssen, Gremien und 
Mitgliedern der Partei zu üben; 

* seine Meinung zu allen politischen 
Fragen in der Öffentlichkeit zu vertre¬ 
ten. Dabei muss öffentliche Kritik an 
der Partei und einzelnen ihrer Mitglie¬ 
der oder Gremien solidarisch erfolgen 
und darf die Umsetzung gefasster Be¬ 
schlüsse nicht gefährden; 

* einzeln oder in Verbindung mit ande¬ 
ren Mitgliedern politische Positionen, 
Kritik und Vorschläge zu entwickeln, 
in den Zusammenkünften und Publi¬ 
kationen der Partei alternative politi¬ 
sche Positionen zu vertreten und da¬ 
für in unserer Partei um demokratische 
Mehrheiten zu werben; (...)“ 

Auf dem Treffen wurden laut www. 
kommunisten.de „alternative politi¬ 
sche Positionen diskutiert und Vor¬ 
schläge entwickelt, wie diese darge¬ 
stellt werden und wie dafür in der DKP 
um demokratische Mehrheiten gewor¬ 
ben“ werden kann. 

Zu diesem Treffen wurde jedoch nicht 
öffentlich eingeladen und nur das Re¬ 
ferat (von Bettina Jürgensen) auf www. 
kommunisten.de veröffentlicht. Erst 
nachträglich wurde bekannt, dass die 
Einlader/innen die PV-Mitglieder Det¬ 
lef Fricke, Uwe Fritsch, Bettina Jürgen¬ 


sen, Volker Metzroth und Leo Meyer 
sowie Michael Maercks waren. Nach 
Aussage der Einladerinnen wurden 
keine Beschlüsse gefasst, aber es wur¬ 
de verabredet, sich weiterhin zu tref¬ 
fen. 

★ 

Sorge bereitet in diesem Zusammen¬ 
hang auch, dass zuvor in Südbayern 
auf einer Auswertungsveranstaltung 
der 1. Tagung des Parteitages in der 
Diskussion gefordert wurde: 

• unsere am Parteiprogramm orientier¬ 
te Strömung (zu) organisieren und (zu) 
vernetzen, 

• dazu werden wir das Nachrichtenpor¬ 
tal kommunisten.de nutzen 

• Politik entwickeln auf Grundlage des 
Programms der DKP, der Fragestellun¬ 
gen, die mit den Politischen Thesen 
aufgeworfen wurden, und der Stellung¬ 
nahme der Geschichtskommission des 
PV der DKP zum Thema Stalinismus 
vom 12.5.1994 

• wir brauchen Angebote zur theoreti¬ 
schen Debatte - klären, welcher Bezirk 
macht was 

• wir müssen den jugendpolitischen 
Ratschlag fortführen: Welcher Bezirk 
mit welchem Thema? 

• wir müssen die Gewerkschafter und 
Betriebsarbeiter für uns gewinnen 

• wir werden unsere Bündnispolitik 
weiterführen und ausbauen, denn es 
geht um die Bildung einer pluralen, ge¬ 
sellschaftlichen und politischen Kraft, 
die in der Lage ist, Widerstand zu or¬ 
ganisieren und für Veränderung zu ar¬ 
beiten, d.h. auch: 

• wir arbeiten weiter in der EL 

• wir versuchen, die Beziehungen zu 
Marxistinnen in anderen Organisatio¬ 
nen zu intensivieren 

• wir brauchen einen politisch-kultu¬ 
rellen „Bezugspunkt, wie unser „Fest 
der Solidarität“ in München am 6. Juli; 
aber möglichst auch überregionaler 

• wir werden dazu auch unsere Positi¬ 
onen im PV nutzen“ 

(.zitiert aus dem Auswertungsreferat 
zum 20. Parteitag aus Südbayern, An¬ 
hang Diskussion). 

Geäußert wurde bei diesem Auswer¬ 
tungstreffen in Südbayern auch, „mit 
den anderen“ lohne sich die Debatte 
nicht. Gemeint ist die Mehrheit der 
neuen Parteiführung, die Mehrheit der 
Delegierten des 20. Partei¬ 
tages und gemeint sind jene 
in der Partei, die die Ergeb¬ 
nisse des Parteitages begrü¬ 
ßen. 

Wenn dies „Programm“ 
und über unterschiedli¬ 
che Einschätzungen nicht 
mehr gemeinsam diskutiert 
wird, wenn zudem auch 
Beschlüsse - des Parteita¬ 
ges, des neuen Parteivor¬ 
standes - in Frage gestellt 
werden, ohne sich in die 
derzeitigen Debatten um¬ 
fassend einzumischen, die 
eigenen Fragen, Zweifel 
und Vorstellungen in Dis¬ 
kussionsrunden und Ver¬ 
öffentlichungen der Partei 
einzubringen, dann wird 
ein leninistisches Grund¬ 
prinzip unserer Partei in 
Frage gestellt. Dies betrifft: 
die streitbare Debatte, die 
Suche nach gemeinsamen 
Lösungen und auf dieser 
Grundlage das einheitliche 
Handeln, das unsere Stärke 
als Kommunistische Partei 
ausmacht. 

In Frage gestellt wird auch 
das Statut, wenn damit (sie¬ 
he das Zitat oben aus Ar¬ 
tikel 2) die Umsetzung ge¬ 
fasster Beschlüsse gefähr¬ 
det wird. 

Wann immer in unserer 
Parteigeschichte sich sol¬ 
che Entwicklungen voll¬ 
zogen, wuchs die Gefahr 
einer Verfestigung von 
Standpunkten. 

Nicht selten entwickelten 
sich im Laufe solcher Aus¬ 
einandersetzungen eigene 
Strukturen mit eigener Dis¬ 


ziplin und eigenem politischen Auftre¬ 
ten. Die DKP hat dies vor allem in der 
Erneuererauseinandersetzung Ende 
der 80er Jahre sowie in Auseinander¬ 
setzungen Anfang der 90er Jahre erle¬ 
ben müssen. 

Immer wurde die Partei in solchen 
Auseinandersetzungen schwächer. 
Deshalb wurde - aus Kenntnis sol¬ 
cher Gefahren - in das Statut in Arti¬ 
kel 3 die Formulierung aufgenommen: 
„Kommunistinnen und Kommunisten 
halten die innere Ordnung der Par¬ 


tei als für jedes Mitglied verbindlich. 
Sie verstehen die Bildung von Frakti¬ 
onen, d.h. Gruppen mit eigener Dis¬ 
ziplin, eigenen Strukturen und politi¬ 
schen Plattformen, als Gefahr für den 
Bestand der Partei.“ 

★ 

Sorgen machen uns auch Auseinan¬ 
dersetzungen und Abspaltungsten¬ 
denzen in dem mit uns eng verbun¬ 
denen Jugendverband SDAJ, in die 
auch Parteimitglieder involviert sind. 
Nicht hinnehmbar ist, wenn einige jun¬ 
ge DKP-Mitglieder jetzt einen neuen 
Jugendverband neben der SDAJ grün¬ 
den wollen. 

★ 

Sorgen bereitet uns auch, dass sich 
Genossinnen und Genossen durch In¬ 
ternetveröffentlichungen zunehmend 
persönlich angegriffen und diffamiert 
sehen. Das hat es auch in früheren Jah¬ 
ren gegeben, entsprach niemals dem 
Selbstverständnis von Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten. 

Wir rufen die Verantwortlichen der 
Seite www.kommunisten.de auf, Veröf¬ 
fentlichungen entsprechend zu prüfen 
und Diffamierungen nicht zuzulassen. 
Wir appellieren an alle Gliederungen 
und Mitglieder der Partei, verantwor¬ 
tungsbewusst und im Sinne der ganzen 
Partei, ihres Programms, ihres Status, 
im Internet wie auch bei Veröffentli¬ 
chungen in anderen Medien zu han¬ 
deln! 

Wir fordern jene Genossinnen und 
Genossen, die das nicht durch die Par¬ 
tei organisierte und beschlossene Fa- 
cebook-Portal „Freunde der DKP“ 
betreiben bzw. moderieren, entspre¬ 
chende Debattenbeiträge nicht zu ver¬ 
öffentlichen und auf die Verursacher 
einzuwirken. 

★ 

Die Handlungsfähigkeit und Stärke 
unserer Partei ergibt sich aus der Fä¬ 
higkeit, Debatten offen auszutragen, 
unterschiedliche Standpunkte auszu¬ 
tauschen und dennoch die gefassten 
Beschlüsse gemeinsam umzusetzen. 
Das ist unser Organisationsprinzip, das 
Organisationsprinzip einer kommunis¬ 
tischen Partei. Wir können einen Zu¬ 
stand, in dem dies Stück für Stück auf¬ 
geweicht wird nicht akzeptieren. 

Wir sehen aber durchaus den un¬ 
terschiedlichen Entwicklungsstand 
der Gruppen, ihre unterschiedlichen 
Schwerpunkte, die Altersstruktur usw. 
Also wird nicht alles, was zentral be¬ 
schlossen wurde, auch überall direkt 
und umfassend umgesetzt werden 
können. Aber zumindest darum rin¬ 
gen müssen wir und zwar gemeinsam. 
Die DKP ist keine Strömungs- oder 
pluralistische Partei, sondern eine 
Kommunistische Partei, die sich die 
Prinzipien des demokratischen Zen¬ 
tralismus zu eigen gemacht hat: Der 
schließt die lebendige Demokratie von 
unten, die Mitwirkung aller Mitglieder 


bei der politischen Meinungsfindung 
und Beschlussformulierung, die Mitbe¬ 
stimmung bei der Wahl der Gremien 
ebenso ein wie die Beschluss Verbind¬ 
lichkeit. 

Im Parteiprogramm heißt es dazu: 
„Die Gemeinsamkeit der Weltan¬ 
schauung und der politischen Ziele 
bestimmt die Prinzipien des innerpar¬ 
teilichen Lebens der DKP. Sie schafft 
die Voraussetzung dafür, dass sich die 
DKP als eine einheitliche und solida¬ 
risch handelnde Kampfgemeinschaft 


von Gleichgesinnten entwickelt. Mei¬ 
nungsvielfalt, streitbare Diskussion 
und gemeinsame Aktion bilden eine 
Einheit. Die Mitglieder der DKP las¬ 
sen sich von dem Grundsatz leiten, 
dass nur ein einheitliches, von der 
ganzen Partei getragenes Handeln das 
Unterpfand ihrer Aktionsfähigkeit und 
Stärke ist. Voraussetzung dafür ist die 
solidarische Diskussion und die Erar¬ 
beitung von Übereinstimmung. Dar¬ 
um verbindet sich in der DKP breite 
innerparteiliche Demokratie mit dem 
Grundsatz der einheitlichen, zentrali¬ 
sierten Aktion. 

Zu den Grundsätzen des innerparteili¬ 
chen Lebens gehören: die Wählbarkeit 
aller Leitungen von unten nach oben, 
die Rechenschaftspflicht, die Einbezie¬ 
hung der ganzen Partei in die Entwick¬ 
lung der Politik und Programmatik, 
zentralisiertes, einheitliches Handeln 
durch die Verbindlichkeit der Be¬ 
schlüsse der übergeordneten gewähl¬ 
ten Parteiorgane für die nach geordne¬ 
ten Leitungen und die Mitgliedschaft, 
die Organisierung der Partei in Grund¬ 
organisationen und die Pflicht eines je¬ 
den Mitglieds, in einer Grundorgani¬ 
sation mitzuarbeiten, sich im Rahmen 
der persönlichen Möglichkeiten in ge¬ 
sellschaftliche Auseinandersetzungen 
einzubringen und sich theoretisch wei¬ 
terzubilden. 

Kommunistinnen und Kommunisten 
wirken dafür, dass das Leben der Partei 
bestimmt wird durch Kollektivität des 
Handelns bei gleichzeitiger persönli¬ 
cher Verantwortung des einzelnen.“ 

★ 

Das Sekretariat appelliert an alle Mit¬ 
glieder, die Diskussionsmöglichkei¬ 
ten in der Partei zu nutzen, offen, aber 
sachlich, bei Achtung der anderen, Kri¬ 
tik und weitere Vorschläge für die Or¬ 
ganisierung der kollektiven Parteidis¬ 
kussion zu äußern, und dabei gleich¬ 
zeitig die Beschlüsse des Parteitages 
und des Parteivorstandes gemeinsam 
umzusetzen 

Wie rufen alle Mitglieder der Partei 
dazu auf, die Handlungsfähigkeit und 
Einheitlichkeit der DKP auf der Ba¬ 
sis unserer Organisationsprinzipien zu 
verteidigen und möglichen Parallel¬ 
strukturen, die die Gefahr der Entste¬ 
hung von Fraktionen und Tendenzen 
der Spaltung mit sich bringen abzu¬ 
lehnen. 

Wir müssen einen Weg finden, die 
Meinungsverschiedenheiten zu über¬ 
winden. 

Wir appellieren an jene Genossinnen 
und Genossen, die die Diskussion und 
eine eigene Praxis zur Zeit neben oder 
gar außerhalb unserer Strukturen or¬ 
ganisieren, zu unseren Organisations¬ 
prinzipien zurückzukehren und die in¬ 
nerparteiliche Diskussion und gemein¬ 
same Arbeit wieder aufzunehmen. 



Liebe Genossinnen und Genossenl 

Bis Jahresende wird die ÜZ mehrere Themen- 
Schwerpunkte aufgreifen. Diese UZ-Ausga- 
hen eignen sich besonders für Verkaufs- oder 
Verteilaktionen vor Betrieben & Berufsschu* 
len, Schulen & Universitäten, für infostände & 
Demos. Vielleicht kann sogar eine thematisch 
passende MV oder eine öffentliche Veranstal¬ 
tung organisiert werden ... die UZ hilft bei der 
Refere ntena u s wa h I. 

UZ 13.09.13: Aktionswachenende 
Um FAIR teilen 

UZ 11.10,13: Bildung / Ausbildung, 

Schule & Universität 
UZ 08.11.13: Kommunale Haushalte / 

Antworten der DKP auf die Krise 
UZ22.1 Ti3: Arbeitszeitverkürzung/ 
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UZ 06.12.13: Energie & Ökologie 
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1000 x UZ: 150,00 € 
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Bestellungen bitte an: 

CommPress Verlag GmbH ] Hoffnungstraße 18 
45127 Essen ] Mail: info@unsere-zeitde 
Tel.: 0201 17788923 Fax.: 0201 17788928 










m unsere zeit _ Hintergrund _ Freitag, 13. September 2013 13 


Parlamentarischer Weg und linke Selbstkritik 

Von der Tageskonferenz der „jungen Welt“, der GBM, der Marx-Engels-Stiftüftg 
und der DKP Berlin zum 40. Jahrestag des faschistischen Putsches in Chile 


Foto: Biblioteca del Congreso Nacional de Chile/ 
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11. September 1973: Der Präsidentenpalast in Santiago wird beschossen. 


A m Tag des faschistischen Mili¬ 
tärputsches in Chile, am 11. Sep¬ 
tember vor vierzig Jahren, ver¬ 
teidigten Präsident Salvador Allende 
und jene, die ihn mit Leib und Leben 
schützten, im Bombenhagel auf die 
Moneda die stürzende Volksfrontre¬ 
gierung. Bis zum bitteren Ende. Auch 
unkoordinierte und spontane bewaff¬ 
nete Widerstandsaktionen um Fabriken 
und Armenviertel, mitunter unterstützt 
von loyalen Polizei- und Armeeange¬ 
hörigen, wurden mit Kampfflugzeugen, 
Hubschraubern und schweren Waffen 
niedergewalzt. Trotz des ungeheuren 
Blutzolls kam es bis in die 80er Jahre 
hinein noch zu sporadischen Aktionen 
einzelner Widerstandsgruppen, berich¬ 
teten ehemalige Mitarbeiter der DDR- 
Auslandsaufklärung. 

Anders 2002 in Venezuela. Dort fegte 
ein von Millionen getragener Volks¬ 
aufstand konservative Militärs von 
der Straße, die gleichfalls im Interesse 
der USA putschten. Doch unter dem 
Schutz von Soldaten, die ihre Herkunft 
aus dem Volk nicht vergessen haben, 
holte eine Großdemonstration binnen 
48 Stunden die demokratische Regie¬ 
rung Chävez ins Amt zurück. Das Volk 
hatte auch eine bolivarianische Verfas¬ 
sung zu verteidigen, die es sich selbst 
gab. Diese Lektion einer neuen Demo¬ 
kratie, schrieb die kubanische „Gran- 
ma“, in der das Volk sein Eigentum 
durchsetzt und die Staatsstreiche be¬ 
siegt, kann auch anderen dienen. 

Den Umbrüchen in Bolivien und in 
Ecuador wurden solche neuen Verfas¬ 
sungen der Tat zwecks demokratisch 
fester Verwurzelung vorangestellt. 
Günter Pohl erinnerte daran in seiner 
Tagungseinführung. „Andererseits sind 
die Ergebnisse der Veränderungen dort 
bis heute weit zurückgeblieben, gemes¬ 
sen an Chile 1970 bis 1973.“ Die Diskus¬ 
sion der drei Vortragsblöcke sollte zei¬ 
gen, was letztlich aus der chilenischen 
Niederlage und heute auch aus dem 
Scheitern der neoliberalen Variante 
des Kapitalismus gelernt werden kann. 
Pohl: „Stimmt Lenins Vermutung, dass 
eine Revolution, die sich nicht verteidi¬ 
gen kann, keine ist? Jedenfalls ist es im 
Nachhinein leicht, zu kritisieren, dass 
die chilenische Variante militärisch zu 
schwach war, dass der Widerstand nach 
dem 11.9. keine Dimension hatte errei¬ 
chen können, dass er in der Lage gewe¬ 
sen wäre, den Faschismus zu stoppen.“ 

Chile - der parlamentarische 
Weg zum Sozialismus 

Für den erkrankten chilenischen Gast 
Jorge Insunza Becker kam Ivan Quin¬ 
tana Miranda nach Berlin. Er ist Mit¬ 
glied des ZK der KP Chiles. Beiden 
Aussagen stimmte er zu, führte aber 
die historische Situation an. Innerhalb 
der Unidad Populär (UP) wuchsen sich 
damals Differenzen aus. Sie spalteten 
die Volksfrontregierung in einen re¬ 
formistischen und in einen revolutio¬ 
nären Flügel. Die außerhalb des Bünd¬ 
nisses agierende Bewegung der Revo¬ 
lutionären Linken (MIR) ging, Günter 
Pohl zufolge, nicht wie die regierende 
UP davon aus, dass man auf parlamen¬ 
tarischem Weg zum Sozialismus kom¬ 
men könne, sondern bewaffnet kämp¬ 
fen werde. Ivan Quintana tat den MIR 
mit seinen Forderungen als ultralinke 
Gruppierung ohne größeren Einfluss 
ab. Seiner Kennzeichnung als „anar- 
chistisch-trotzkistische Splittergrup¬ 
pe“ wurde jedoch widersprochen. Die 
UP hätte lediglich 2 000 Männer zum 
Kämpfen gehabt und rund 10 000 Men¬ 
schen zur Verteidigung in den Betrie¬ 
ben, nur mit Handfeuerwaffen. „Wäre 
damit eine militärische Bewegung ge¬ 
gen die Junta möglich gewesen?“, fragte 
Quintana, gestützt auf eine nachträgli¬ 
che Moskauer Erklärung von KPCh- 
Generalsekretär Luis Corvalän, der 
kraft weltweiter Solidarität freige¬ 
kämpft wurde. 

Rechtzeitig Arbeitermilizen oder an¬ 
dere paramilitärische Strukturen auf¬ 
zubauen, das war für die Allende-Re¬ 
gierung aufgrund bindender Kompro¬ 


misse mit den Christdemokraten in 
der UP unmöglich, schätzen Gotthold 
Schramm und Rudolf Herz von der da¬ 
maligen Auslandsaufklärung des MfS 
ein. Dennoch wirkte der UP-Politiker 
und Generalsekretär der Sozialisti¬ 
schen Partei (SPCh) Carlos Altamira- 
no am konsequentesten auf die bewaff¬ 
nete Verteidigung des revolutionären 
Prozesses hin. Er forderte dies offiziell, 
wenn auch immer wieder erfolglos ein 
und näherte sich darin dem MIR an. 
Die SP zählte vielleicht 1 000 bis 1 500 
im Ausland ausgebildete Kämpfer, die 
im Ernstfall allenfalls auf leichte Waf¬ 
fen zurückgreifen konnten. 

Chile-Solidarität Ost und West 

Die Junta hatte Altamirano als einen 
der meistgesuchten Männer auf ih¬ 
rer Liste. Der verstorbene Leipziger 
Wissenschaftler Prof. Dr. Eberhard 
Hackethal wirkte mit großem per¬ 
sönlichen Einsatz an der verdeckten 
Ausschleusung Altamiranos aus der 
DDR-Botschaft mit und beförderte 
ihn bis zum dramatischen Grenzüber¬ 
tritt in den Anden. Karlheinz Möbus 
war 1971-73 Botschaftsrat in Chile. 
Auf der Konferenz berichtete er auch 
als Gründungsmitglied des Chile-So¬ 
lidaritätskomitees der DDR über die 
umgehende und großzügige materielle 
Hilfe für viele andere. Für längere Zeit 
fanden rund 2 000 chilenische Emig¬ 
ranten eine zweite Heimat in der DDR. 
In Berlin wurde Altamirano von Erich 
Honecker begrüßt, er unterhielt bald 
ein Koordinierungsbüro. Ivan Quinta¬ 
na erinnert sich gern an die beeindru¬ 
ckende Solidarität der DDR und erleb¬ 
te später auch mit, wie sie nikaraguani¬ 
schen Genossen zuteil wurde. 

In der Bundesrepublik setzte sich ein¬ 
zig der Parlamentarische Staatssekre¬ 
tär Matthöfer, SPD, intensiv für die 
Freilassung von Clodomiro Almeyda, 
dem UP-Außenminister, ein. Das ge¬ 
lang, doch Matthöfer allein konnte 
kein bundesdeutsches Asyl für Almey¬ 
da erreichen. So ging dessen Reise nach 
Bukarest weiter. Die BRD-Botschaft 
von Santiago durfte erst sieben Wo¬ 
chen nach dem Putsch die ersten po¬ 


litisch Verfolgten aufnehmen. Die auf 
der Konferenz verlesenen, von Carsten 
Söder zusammengefassten Erkenntnis¬ 
se aus der Studie „Gegen Freund und 
Feind - Der BND: Geheime Politik und 
schmutzige Geschäfte“ verweisen auf 
die Auswahlkriterien. Genommen wur¬ 
den demnach junge, gut ausgebildete, 
demokratische Sozialisten, doch keine, 
die vorher eine Waffe in die Hand ge¬ 
nommen hatten. Bislang abgewiesene 
Flüchtlinge blieben unter Umständen 
weiter draußen in Gefahr. 

Ein Jahr früher, 1972, war der Militärat¬ 
tache in der BRD-Botschaft, Loyo, mit 
Argumenten nicht zimperlich. Zirka 
40 000 bewaffnete Kräfte der Linken 
stünden in Chile zum Kampf bereit. 
Deshalb empfahl er dem Auswärtigen 
Amt zusammen mit dem damaligen 
Botschafter Lahn, den Verkauf von 70 
Kampfpanzern vom Typ Leopard I an 
das chilenische Heer zu unterstützen. 

Chile heute 

Was ist in Chile aus der Einheit der 
Kommunisten/Sozialisten geworden? 
Für den ehemaligen DDR-Diplomaten 


Möbus sind auch Fragen interessant, 
an die sich keiner herantraut. 1990 hat¬ 
ten die Sozial- und Christdemokraten 
eine gemeinsame Regierungskoalition, 
später wurde die Sozialistin Michelle 
Bachelet Präsidentin, und nun kandi¬ 
diert sie erneut für dieses Amt. Wird 
sie politische Erfahrungen aus dem 
Exil einbringen? Eine Zeitschriften¬ 
überschrift verheißt, über ihrem der¬ 
zeitigen Wahlkampf hänge der „Schat¬ 
ten der DDR“. Wird Chile nach Bache- 
lets Wahlsieg zu den Staaten mit links 
orientierten Regierungen gehören oder 
nicht? Mit den regierenden Sozialisten 
blieb Chile bisher jedenfalls ein treuer 
Verbündeter der USA. 

Ivan Quintana Miranda stellte kurz 
Bachelets neues Mitte-Links-Bündnis 
Nueva Mayoria (Neue Mehrheit) vor. 
Darin arbeitet auch die Kommunisti¬ 
sche Partei mit. Bachelet verspricht 
eine Reform des Bildungssektors, die 
eine kostenfreie und hochwertige Bil¬ 
dung garantieren soll. Für die Verän¬ 
derungen der Steuerstruktur liegt noch 
kein endgültiger Entwurf vor. Arbeit¬ 
nehmerrechte sollen verbessert, Ein¬ 
heitsgewerkschaften in Betrieben ver¬ 
ankert, beim Streikrecht nachgebessert 
werden. Z.B. soll 
es verboten sein, 
Streikbrecher ein¬ 
zustellen. 

Quintana hofft, dass 
die abermals ver¬ 
sprochene Einrich¬ 
tung einer Verfas¬ 
sunggebenden Ver¬ 
sammlung diesmal 
zustande kommt. 
Die 1980 vom Pino¬ 
chet-Regime einge¬ 
führte Verfassung 
muss weg. Sie ba¬ 
siert auf Teilen der 
spanischen Ver¬ 
fassung aus Fran- 
cos Zeiten, ist aber 
hauptsächlich das Werk eines stock¬ 
konservativen Würzburger Völker¬ 
rechtlers, des Schutzpatrons der „Su¬ 
detendeutschen Landsmannschaft“ in 
Bayern, Prof. Dr. Dieter Blumenwitz. 
Die Aufarbeitung von Verbrechen der 
Pinochet-Diktatur, sagt Quintana, dau¬ 
ert noch an. Bisher wurden 50 bis 60 
Täter abgeurteilt. Sie sitzen ihre Stra¬ 
fen meist unter privilegierten Haftbe¬ 
dingungen ab. Wie sich Einzelne, Par¬ 
teien- und Firmenvertreter, im Gefol¬ 
ge des Putsches und des neoliberalen 
Vormarschs persönlich bereicherten, 
bewegt sich immer noch in einer Grau¬ 
zone. 

Volksfront und/oder 
sozialistische Revolution 

Den letzten, gelegentlich zuspitzenden 
Tagungsblock zu Grundfragen der Re¬ 
volutionstheorie bestritt der marxisti¬ 
sche Faschismusforscher Werner Röhr. 
„Dem Revolutionshistoriker muss es 
zugestanden werden, linke Selbstkri¬ 
tik an der Unidad Populär unter dem 
Blickwinkel der zukunftsträchtigsten 
Fragen zur Diskussion zu stellen. Die 


linke kritische Analyse wird die Leis¬ 
tungen der Unidad Populär zum He¬ 
rankommen an den Sozialismus nie¬ 
mals in den Schatten stellen können. 
Von Anfang an wurden diese Leistun¬ 
gen dominiert durch die unmittelbare 
Verbesserung der Lebensmittelversor¬ 
gung und von praktischen Verbesserun¬ 
gen für die Bevölkerung. In relativ kur¬ 
zer Zeit wurde die Arbeitslosigkeit in 
Chile halbiert, die Nationalisierung von 
sämtlichen Rohstoffen vorangetrieben. 
Die weltgeschichtliche Bedeutung war 
so groß, dass der Mobilisierungseffekt 
des Anlaufs gar nicht ernst genug ge¬ 
nommen werden kann.“ 

Röhr hatte sich in Diskussionsbeiträ¬ 
gen zu den anderen Programmblöcken 
der Konferenz schon als hinreichend 
unbequem ausgewiesen. Dennoch for¬ 
derte er jetzt beharrlich dazu auf, sich 
notwendiger Manöverkritik nicht zu 
verschließen und theoretische Schluss¬ 
folgerungen herbeizuführen. Er fragte: 
Wer übt die Kritik, wer verlangt Analy¬ 
sen, wer müsste daran interessiert sein? 
und führte als mögliche Antworten an: 
Der Imperialismus wohl nicht, er will 
seine Verbrechen nicht aufgearbeitet 
sehen. Evtentuell die Kommunistische 
Partei Chiles? Sind die großen Volks¬ 
massen für Kritik empfänglich? 

Nicht nur Präsident Allende gebühre 
Respekt, sondern auch den Kämpfern 
seiner Leibgarde, von der Bewegung 
der Revolutionären Linken. SP-Gene- 
ralsekretär Altamirano habe zum MIR 
nur geringe Meinungsunterschiede, je¬ 
doch grundlegende zum sozialistischen 
Präsidenten Allende gehabt. Gegen 
den MIR braucht es keine Neuaufla¬ 
ge von alten Schlammschlachten. Der 
Klassengegner kann durchaus auch mit 
den eigenen Waffen, denen des bürger¬ 
lichen Rechtsstaats, geschlagen werden. 
Dann erst recht, wenn er seine „unan¬ 
tastbare“ Verfassung nach Belieben 
selbst mit Füßen tritt. 

Die Illusion, einen Teil der Macht er¬ 
obert zu haben, habe auch einen gewis¬ 
sen Dogmatismus befördert. Die UP 
sei bei Durchsetzung der nationalen Ei¬ 
gentumsfrage nicht konsequent gewe¬ 
sen. Sie habe sich selbst geschwächt, als 
sie strikt an der Verpflichtung festhielt, 
die bürgerliche Verfassung um jeden 
Preis einzuhalten und die Autonomie 
der Streitkräfte im Wesentlichen nicht 
anzutasten. So sei die Verteidigungsfä¬ 
higkeit der Revolution schon im letzten 
Drei Vierteljahr gefährdet und endgül¬ 
tig im Juli 1973 preisgegeben worden. 
Dabei hatten Sympathisanten immer 
wieder über konkrete Putschvorberei¬ 
tungen berichtet. Erst nach fünf Tagen 
Illegalität sei es zum Versuch einer be¬ 
waffneten Gegenbewegung gekom¬ 
men. Anhand der heute zugänglichen 
CIA-Akten wiesen chilenische Histo¬ 
riker nach, auf welche verlässlichen mi¬ 
litärischen Kräfte und Kommandeure 
sich die UP rechtzeitig hätte stützen¬ 
können, wenn sie nur den legitimen 
Versuch zur militärischen Verteidigung 
unternommen hätte. Das Nichthandeln 
in dieser Frage sei tödlich gewesen. 
Auch loyale, kampfbereite Militärs fie¬ 


len Folter, Totschlag und tödlichen At¬ 
tentaten zum Opfer. 

Arbeiter, die Betriebe besetzt hielten 
und Verwaltungsstrukturen von un¬ 
ten gründeten, wurden immer häufiger 
von eigenmächtigen Carabinieros und 
Streitkräften nach Waffen durchsucht, 
manchmal zu Unrecht beschuldigt. In 
solchen Fällen wurden sie gezwun¬ 
gen, der mutwilligen Zerstörung ihrer 
Produktionsanlagen ohne geringstes 
Hindernis zuzusehen. Nicht nur die 
selbstmobilisierten Arbeiter, sondern 
auch subproletarische Schichten und 
die Bauern habe die UP unterschätzt. 
Bauern besetzten mehr Güter als von 
der bürgerlichen Verfassung zugestan¬ 
den, daher zwang man sie zur Rück¬ 
gabe. Rohrs Fazit: Es kam zu keinem 
Generalstreik, sondern zur faktischen 
Demobilisierung. Die immer schärfe¬ 
ren Konflikte beförderte die Lagerbil¬ 
dung polarisierter Klassen und erzeug¬ 
te landesweiten Hass: pro Revolution, 
pro Reaktion. Selbst die Streitkräfte 
wurden davon erfasst. 

Pinochet gegenüber zeigte sich die UP 
sorglos, so Röhr. Entgegen den ein¬ 
dringlichen Warnungen Altamiranos 
ernannte Allende erst wenige Tage 
vor dem Putsch Pinochet zum Ober¬ 
befehlshaber der Streitkräfte. Des¬ 
sen Konterfei stand dann bald für den 
Putsch, als Verkörperung des Regimes 
überhaupt. Dass das Problem dieser 
Personalisierung beim Abgang Pino¬ 
chets fortbestehen würde, wurde da¬ 
mals nicht bedacht. 

Aus all dem logische Konsequenzen zu 
ziehen, ist das Anliegen Werner Rohrs. 
Die Grundfehler der Arbeiterbewe¬ 
gung in den letzten 150 Jahren dürfen 
sich nicht wiederholen: „Hekatomben 
von Blut sollen nicht umsonst geopfert 
worden sein.“ 

Offenbar waren nicht nur Sprachbarri¬ 
eren daran schuld, dass Ivan Quintana 
und Werner Röhr aneinander vorbei 
redeten, sich aber auch gegenseitig ver¬ 
letzten. Gestützt auf seine eigene politi¬ 
sche Biografie und Grundüberzeugung, 
bekennt sich Quintana als Kommunist. 
1976 kam er nach anderthalbjähriger 
Gefangenschaft mit seiner Familie in 
die BRD. Er erinnert sich an damals 
kursierende irrelevante Konstrukte, 
wonach in Chile Hunderte bewaffne¬ 
te Basiskomitees gegen die Junta ge¬ 
kämpft haben sollen. Linke dürften 
auf so etwas nicht hereinfallen. „Un¬ 
sere Genossen erreichte in dieser Zeit 
scheinbar viel Unterstützung - aller¬ 
dings von Antikommunisten.“ Immer 
hätten westdeutsche Parlamentarier 
zuerst nach der Militanz der Unidad 
Populär gefragt und eine Gleichsetzung 
von nicht vergleichbaren Tatsachen be¬ 
trieben. „Die jeweiligen Linien der of¬ 
fiziellen Parteien in der BRD waren 
doch straff antikommunistisch ausge¬ 
legt. Wir bewegten uns dort im Grenz¬ 
feld der Demokratie. Als Kommunisten 
wurden wir faktisch ausgegrenzt.“ 
Leider ist es Werner Röhr nicht gelun¬ 
gen, den Dialogpartner auch emotional 
zu erreichen. 

Hilmar Franz 



Ivan Quintana Miranda (r.) und Hans Modrow, der die 
Diskussion interessiert verfolgte. 
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Am 30. Juli verstarb unsere ehemalige Vorsitzende 

Hilde Benthien 

im Alter von 93 Jahren 

Wir danken und gedenken ihr. 

Team und Vorstand von Heideruh 


f \ 

Sonntag, 15. September, 16 Uhr im Z, Oesterholzstraße 27 

„El pueblo unido jamas sera vencido!“ 

★ 

11. September 1973: Putsch der faschistischen Junta gegen 
die vom Volk gewählte Allende-Regierung. 

Einführende Worte von unserem chilenischen Genossen 

Ricardo Yanez 

Film über Pablo Neruda, Musik von Victor Jara, 
chilenische Spezialitäten. 

No habra olvido! Es wird nicht vergessen werden! 

DKP Dortmund 

_/ 


Marx Engels 
Stiftung 


Zu den jüngsten Entwicklungen in der Türkei 

Veranstalter: Marx-Engels-Stiftung in Zusammenarbeit mit der Rosa- 
Luxemburg-Stiftung Hessen und der Redaktion „Infobrief Türkei“. 

Samstag, 28. September, 11.00-18.00 Uhr 

Kassel, Cafe Buch-Oase, Germaniastr. 14 

• Murat Cakir, RLS Hessen: Aufstand gegen Erdogan 

• Axel Gehring, Marburg: Rejim Istifa? Über AKP, (Gezi-)Proteste 
und die Krise der neoliberalen Formation in der Türkei 

• Ismail Karatepe, Kassel: Bauwirtschaft, Islamismus und die 
türkische Bourgeoisie 

• Gülsen Celebi, Düsseldorf: Frauen- und LBGT-Initiativen im Protest 

• Michael Backmund, München: Kommune vom Gezi-Park und 
der Klassenkampf in der Türkei und in Kurdistan 

Unkostenbeitrag: 10 €; ermäßigt 7 €. 

Da wir einen Mittagsimbiss vorbereiten wollen, wären wir um 
Voranmeldung dankbar: marx-engels-stiftung@t-online oder 
0211-6802828 (Hermann Kopp) 


DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 

lädt zum gruppenübergreifenden Bildungsabend zum Thema: 

45 Jahre DKP - 45 Jahre SDAJ 

herzlich ein. 

Er findet am Sonnabend, dem 21. September 2013 um 11 Uhr im 

Kiek In (Jugendgästehaus) Neumünster, Gartenstr. 32, statt und soll um 
16.30 Uhr beendet sein. 

Als Referenten zum Thema Neukonstituierung der DKP haben wir den 
Genossen Georg Polikeit, Wuppertal gewonnen. Er war Mitglied des 
Bundesausschusses zur Neukonstituierung und langjähriger Chef¬ 
redakteur der UZ. 

Für ein Mittagessen ist bei Anmeldung gesorgt. Dafür und zur Deckung 
der Kosten wird ein Teilnehmerbeitrag von 10 Euro erhoben. 

Anmeldung bitte per E-Mail: christian.koberg@t-online.de - oder per 
Telefon: 0431 -786515, oder 0160-97904989 


Einladung zur 
Podiums- 
diskussiom 


BiisGlfl 

Unke Gesprächsrunde 






am Montag, dem 23 .September 2013 
um 18:00 Uhr in der Medien-Galerie, 
Dudenstr. 10, Berlin-Kreuzberg (nahe 
U-Bahnhof Platz der Luftbrücke) 


mit Dn Arnold Schöizei, Chefredakteur 
der Tageszeitung „Junge Weit u 
zum Thema: 

„Am 22.09.2013 gewählt oder gewür¬ 
felt? - Oie Bundesregierung weiter mit 
oder ohne Merkel?“ 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
Neue Internetseite: www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 12 ./ 13 . Oktober 2013 

Zur Arbeit von Kommunistinnen und 
Kommunisten in Kommunalvertretungen, 
in Parlamenten und in Wahlkämpfen 

In der bürgerlichen Gesellschaft wird der Parlamentarismus mit der 
Teilnahme an Wahlen als der einzige Ort dargestellt, wo es um Po¬ 
litik und Demokratie geht. Wir haben da ein grundsätzlich anderes 
und umfassenderes Verständnis von Politik. Trotzdem nehmen wir 
an Wahlen teil und nutzen Kommunalvertretungen als Feld, auf dem 
wir politisch kämpfen. Im Seminar wollen wir unser Verständnis der 
Ansprüche an diese Arbeit prüfen und auf der Grundlage gegenwärti¬ 
ger Entwicklungen weiterentwickeln. Dazu wollen wir an marxistische 
Ansätze zur Kommunalpolitik in der Geschichte erinnern, unsere mit 
anderen politischen Ansätzen in der Kommunalpolitik vergleichen 
und die Veränderungen des Kampffelds Kommune beobachten und 
zur Grundlage für unsere Arbeit machen. Wir wollen die Erfahrungen 
aus der Praxis der DKP vor Ort einbringen und so Kritik und Weiter¬ 
entwicklung ermöglichen. Als Ziel setzen wir uns das Stärken unseres 
Eingreifens in die Kommunalwahlen 2014. 

Mit Beiträgen von Michael Gerber (Bottrop), Arno Grieger (Rein¬ 
heim), Wolfgang Richter (Dortmund) und Tunia Erler (Direktkandi¬ 
datin der DKP für die Bundestagswahl in Berlin-Mitte). 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen 
nur, wenn es sich um Absagen handelt. Die Anreise kann bereits Frei¬ 
tag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 10.30 Uhr. 
Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25€. Ab Freitag 
30€. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 


PapyRossa Verlag | LuinmtLrccr str. jk 150917 
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Hier könnte Ihre Anzeige stehen... 



• gewerblich oder privat 

• zur Ankündigung von Terminen 
und Veranstaltungen 

• für Mitteilungen und Grüße 


• von Genossinnen und Genossen 
der DKP 

• von zahlreichen Abonnentinnen 
aus dem gesamten linken Spektrum 


Die UZ wird gelesen... 


Die Anzeigen werden gestaltet... 


• von einem neuen Team 

• kostenlos, nach Ihren Wünschen und Ideen 


Nutzen Sie die UZ-Anzeiqenseite... 


• und unterstützen Sie die UZ damit auch finanziell. 

• Die Auftragserteilung an uns ist unkompliziert; 
einfach die Anzeige per Mail, Post oder Telefon 
übermitteln. 


CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 -17 78 89 - 23 / - 24 Fax: 0201 -17 78 89 - 28 
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Entschleunigung: 

Ruhe fit Natur satt ira Mtlritz- 
Nationalpark, 2 Fe Wo je 2-3 Pera. 
gauEjähiig in Kratzcbuxg-Granzin. 
Havel & HaveLseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel.: 0331/87 07 96 (AB) 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566. 81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusch, WC). Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



unsere zeit 

Wochenzeitung der DKP 


Jetzt 4 Wochen kostenlos probelesen! 


Tel.: 0201 - 17 78 89 23 
info@unsere-zeit.de | www.dkp.de 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128 
Tel.: 06249 - 67263 


Schöne Ferienwohnung 
in der Eifel 

im 3-Länder-Eck Luxemburg- 
Belgien-Deutschland. 
Ruhig gelegen am Waldrand, 
Nähe Prüm, für 2 Personen. 
Komplett eingerichtet, 

Tel 0211 -70 82 84 
(Walter Weber) 


Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 

immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnung in der 
TOSCANA-SEGGIANO 

Bei Gunter & Sibylle 

Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393381539818 
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UZ-Pressefest 2014 

Betr.: „Voraussetzungen prüfen, 
aber sie auch schaffen! 66 , UZ vom 
30.08.2013 

Ich möchte auf unserem Fest den po¬ 
litischen Teil, den Nina präzise ver¬ 
deutlicht hat, unbedingt wiederfinden! 
Dieses dann verbunden mit dem kul¬ 
turellen Programm, wie Wera schreibt, 
schafft das Volksfest der Kommunis¬ 
ten. 2014 geht es wieder einmal um die 
Wurst, welche wir uns nicht nehmen 
lassen dürfen. Aber auf unserem Brat¬ 
fest muss sich die Reaktion am Spieße 
drehen! 

Peter Horchers , Sprockhövel 

Gesichertes Wissen aller 
Mitgieder...? 

Betr.: Krisendebatte in der UZ 

(...) Die Krise, wie wir sie heute er¬ 
leben, hat (...) Dimensionen,Formen 
und Erscheinungen, die uns Anlass 
sein müssen sie zu analysieren, (...) 
den Menschen und allen unseren 
Mitgliedern verständlich zu machen, 


wie, woraus (...) sie entstehen und 
führen. So wäre mit Lenin zu sagen: 
„Die Formen, die Aufeinanderfolge, 
das Bild der einzelnen Krisen wan¬ 
delten sich, doch die Krisen blieben 
ein unvermeidlicher Bestandteil der 
kapitalistischen Ordnung.“ Oder mit 
Engels gesagt: „Der erste Schritt beim 
Herantreten an die bestimmten kon¬ 
kreten Verhältnisse der Gesellschaft 
besteht doch wohl darin, dass man sie 
kennenlernt, dass man sie nach ihrem 
bestehenden ökonomischen Zusam¬ 
menhang untersucht.“ 

(...) Alle mehr oder weniger ökono¬ 
misch belesenen Politiker, sogenannte 
Wirtschaftsexperten und elitären Ba¬ 
nausen in diesem Lande führen heute 
das Wort Krise im Munde, die sie bis 
vor wenigen Jahren noch vehement 
leugneten, und tischen den Menschen 
die abenteuerlichsten Märchen dazu 
auf, suchen Sündenböcke und schü¬ 
ren Hass und Feindschaft - und was 
tun wir? Wir führen den höchst-the¬ 
oretischen Streit um den Krisencha¬ 


rakter, während wir so tun als seien 
die einfachsten, ursächlichen Krisen¬ 
zusammenhänge, die Mechanismen 
und Funktionen, ihre Objektivität 
und Wurzeln im Grundwiderspruch 
des Kapitalismus usw. (nachlesbar 
aktuellst und erfrischend bei Marx 
und Engels noch heute) gesichertes 
Wissen aller unserer Mitglieder und 
des gebildeten Teils aller sich zumin¬ 
dest links verstehenden Menschen im 
Lande. 

(...) Man wünschte sich doch sehr 
eine Auseinandersetzung zum Thema 
Krise, so wie es unsere Vordenker oft 
taten und dabei auch ihre Irrtümer 
eingestanden. 

Roland Winkler ; Aue 

Fragen 

Betr.: UZ-Extra - Wahlextra 2013, 
DKP Berlin 

Bezüglich der hier angeführten Grün¬ 
de für eine eigenständige DKP-Kan- 
didatur, stellen sich für mich folgende 
Fragen: 


• Inwieweit unterscheiden sich die 
von Tunia Erler (Berlin) formulier¬ 
ten (richtigen) Forderungen, die sich 
„grundlegend“ von denen „aller an¬ 
deren Parteien“ unterscheiden sollen, 
denn von denen der Partei „Die Lin¬ 
ke“? 

• Und zählt jede „Stimme für Tunia“ 
wirklich „ doppelt“, weil sie den ande¬ 
ren Parteien fehlt und die „Kräfte, die 
wirkliche Veränderung wollen“ stärkt? 
Ist es nicht vielmehr so, dass die „Stim¬ 
me für Tunia“ den „anderen Parteien“ 
vor allem der „Linken“ fehlt (woher 
kommen denn unsere Wähler?), und 
wollen wir der Partei „Die Linke“ 
wirklich absprechen, dass sie „wirkli¬ 
che Veränderungen“ will? 

Hans Schmidy München 

Keine DKP in Bayern? 

Betr.: Landtagswahlen in Bayern 

Es ist gut, dass die beiden DKP-Be- 
zirksverbände eine eigene Stellung¬ 
nahme zu den Landtags- und Bezirks¬ 
tagwahlen herausgegeben haben. Bei 


der Verteilung wurde ich jedoch zwei¬ 
mal gefragt: Gibt es in Bayern noch die 
DKP - da in dem Wahlhinweis keine 
Adresse der DKP in Bayern zu fin¬ 
den ist. Wenn wir schon einen Wahl¬ 
vorschlag für die Partei „Die Linke“ 
machen, sollten wir trotzdem unsere 
Adressen oder Ansprechmöglichkei¬ 
ten der DKP in Bayern auch angeben 
und nicht nur die Anschrift des Partei¬ 
vorstandes in Essen. Wir haben doch in 
beiden Bezirken Büros und brauchen 
uns doch vor niemandem verstecken - 
oder? 

Erich Schreier ; Röthenbach/Peg. 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 14 . SEP 


Krefeld: 8. Fest ohne Grenzen des Krefelder 
Bündnisses für Demokratie und Toleranz mit 
Straßeninfocafe, ab 13.00 Uhr. 

Hamburg: „Chile - der andere 11. Septem¬ 
ber“ Veranstaltung anlässlich des 40. Jah¬ 
restages des Militärputsches in Chile. Es 
sprechen Vertreterinnen der Solidarität mit 
Chile in Hamburg. Resistencia und Sindicato 
Latino. Salvador-Allende-Platz, 13.00 Uhr bis 
15.00 Uhr._ 

Stuttgart: „Der andere 11. September - 
Hommage an Salvador Allende“. Konzert der 
Gruppe „musikandes“. Die Sänger, begleitet 
von Gitarre, Quena, Charango und Cuatroa, 
stellen eigene Stücke vor und vergegen¬ 
wärtigen Lieder von Victor Jara und Violeta 
Parra. Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fock- 
Straße 26,16.00 Uhr._ 

Frankfurt a. Main: Bildungsveranstaltungen 
der DKP-Frankfurt- Gruppe Mitte, Sep¬ 
tember-Thema: „Unser Parteiverständnis“, 
Kernaussagen und Lehren aus „Was Tun?“ - 
10:00 Uhr bis 16:00 Uhr, Saalbau Dornbusch, 
Frankfurt, Eschersheimer Landstr. 248 

Wuppertal: „Auf den Spuren von Wolfgang 
Abendroth“ 

• Norman Paech, Wertewandel oder Struktur¬ 
veränderung. Wolfgang Abendroths Stellung in 
der gegenwärtigen Demokratiedebatte. 

• Demokratie - Staat, Wolfgang Abendroth - 
Leben und Werk 1906-1948 

• Richard Heigl, Wolfgang Abendroth und die 
Entstehung der Neuen Linken 

Tagung der Marx-Engels-Stiftung. 10:00— 
18:00 Uhr, Alte Feuerwache, Gathe 6, Wup¬ 
pertal 


SO ★IS. SEP 


Dortmund: 16.00 Uhr im Z, Veranstaltung 


zur Erinnerung an den faschistischen 
Putsch der Junta in Chile 


Dl ★ 17 . SEP 


Freiburg: Vor 40 Jahren: Faschistischer 
Putsch in Chile. Die gebürtige Chilenin Vero¬ 
nika Koehler erzählt aus ihren Erinnerungen. 
DKP Freiburg, Linkes Zentrum „Adelante“, 
Glümerstr. 2 


Ml ★ 18 . SEP 


Stadtlohn: „Verfolgung von Kommunis¬ 
ten und anderen Andersdenkenden in der 
BRD“ Filmveranstaltung der DKP Borken. 
Vredenerstraße 54 bei Tenbusch, 19.15 Uhr. 
Dortmund: DKP-Seniorenarbeitskreis, The¬ 
ma: Syrien, 14.30 Uhr im Z 


DO ★ 19 . SEP 


Grafing bei München: Freiheit für die 
Cuban 5! Solidaritätsveranstaltung der DKP 
Ebersberg, Referent: Rainer Schulze (Mün¬ 
chen), , Taverne Odysseus, 19:30 Uhr 


SA ★ 21 . SEP 


Neumünster: „45 Jahre DKP - 45 Jahre 
SDAJ“, Veranstaltung der DKP Schleswig- 
Holstein mit Georg Polikeit und Dieter Keller. 
Kiek, Gartenstraße 32,11.00 Uhr. Teilneh¬ 
merbeitrag (auch für Essen und Getränke) 
10,00 Euro. 

Stadtlohn: Parteifest der DKP im Kreis 
Borken im Garten. Vredenerstraße 54 bei 
Tenbusch, 15.00 Uhr. 


MO ★ 23 . SEP 


Köln: Mitgliederversammlung DKP-Köln 
Kalk, im Naturfreundehaus Kalk, Kapellenstr 
Beginn: 19:00 Uhr 


Dl ★ 24 . SEP 


Düsseldorf: „Neoliberalismus - Was ist das 
eigentlich?“ - Vortrag und Diskussion. Was 
steckt hinter dem Wörtchen „neoliberal“ 
und wie ist der Bezug zum Putsch in Chile 
vor 40 Jahren? Veranstalter: jAlerta! - La¬ 
teinamerika Gruppe Düsseldorf. Linkes 
Zentrum, Corneliusstr. 108,19.00 Uhr. 


Ml ★ 25 . SEP 


Krefeld: Mitgliederversammlung der DKP 
Linker Niederrhein. Brauhaus Wienges, 
Neusser Str. 55,19.30 Uhr. 


DO ★ 26 . SEP 


Dortmund: DKP-Mitgliederversammlung im 
Z, Thema: Flucht und Migration, 19.00 Uhr 


FR ★ 27 . SEP 


Darmstadt: Internationales Sommerfest 
der DKP Darmstadt-Dieburg - Thema: 

„Viva Cuba Socialista!“, mit Berichten von 
Teilnehmern der SDAJ-Solibrigaden und 
ihren Erfahrungen in Cuba. Bürgerhaus Kra¬ 
nichstein, Luise-Büchner-Saal, Grundstr. 10, 
18.00 Uhr. 


MO ★ 30 . SEP 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP Darmstadt-Bergstraße. LinksTreff 
„Georg Fröba“, Landgraf-Philipps-Anlage 32, 
19.30 Uhr. 


SA ★ 5 . OKT 


Bochum: Festveranstaltung zum 64. Jah¬ 
restag der Gründung der DDR. Neben 
Kultur u.a. mit der Schalmeienkapelle „Kurt 
Weineck“ wird es interessante Diskussionen 
und Vorträge geben u.a. mit KurtAndrä zum 
Leben von Wilhelm Pieck und mit Dieter 


Winderlich zum 100. Geburtstag von Fried¬ 
rich Dickel. Die Moderation wird Peter Wolter 
(Junge Welt) leiten. Veranstalter: DDR- 
Kabinett-Bochum e.V. Pestalozzi-Realschule, 
Graf-Adolf-Straße 40, Einlass und Essen ab 
12.00 Uhr, Beginn 14.00 Uhr. Eintritt ist frei. 
Um Spenden wird gebeten. Voranmeldung 
unter: info@ddr-kabinett-bochum.de. 


SA/SO ★ 12 . 13 . OKT 


Leverkusen: „Zur Arbeit von Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten in Kommu¬ 
nalvertretungen, in Parlamenten und in 
Wahlkämpfen“ - Wochenendseminar der 
Karl-Liebknecht-Schule. Mit Beiträgen von 
Michael Gerber (Bottrop), Arno Grieger (Rein¬ 
heim), Wolfgang Richter (Dortmund) und 
Tunia Erler (Direktkandidatin der DKP für die 
Bundestagswahl in Berlin-Mitte). Anmeldung 
unter www.karl-liebknecht-schule.org. Karl- 
Liebknecht-Schule der DKP, Am Stadtpark 
68,10.30 Uhr. 


MO ★ 14 . OKT 


Marburg: Drohnenkrieg und Cyberwar- 
Neue Kriegsbilder und Neue Weltordnung, 
Referent: Rainer Rupp, Veranstalterin: DKP 
Marburg, Technologie- und Tagungszent¬ 
rum (TTZ), Marburg, Softwarecenter 1-5, 
20:00 Uhr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe der 
UZ, möglichst auch mit Angabe des Themas 
der Veranstaltung an termine@unsere-zeit. 
de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. 
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Meine progressive Woche 

Vom 31 . August bis 6 . September 



Am 31. August 1939 überfielen als polnische Freischärler verkleidete SS-Leute den 
damaligen deutschen Sender Gleiwitz (polnisch Gliwice). Es war die bekannteste 
einer Reihe von deutschen Provokationen, die den Vorwand für den deutschen 
Überfall auf Polen, den Auftakt des Zweiten Weltkrieges hergaben. 

Zum diesjährigen Jahrestag besuchte unser Genosse Thomas Knecht die 
Gedenkstätte in Gliwice und legte Blumen nieder. Von dort schickte er uns das 
obige Foto. 


ix Pest, 2 x Cholera - oder umgekehrt 

Olympia 2020 geht ins Umland von Fukushima 


Sonntag 

Es ist schwer am Bildschirm zu bleiben, 
wenn man sich mit so gar keiner/m iden¬ 
tifizieren kann. Immerhin gibt es bei den 
beiden Kandidatinnen und den vier Be¬ 
fragerinnen unterschiedliche Grade von 
Antipathie. Das wechselt bei mir auch 
noch während des Kanzlerduells. Qua 
Amt ist natürlich Frau Merkel eigent¬ 
lich von vornherein Spitzenreiterin der 
Unbeliebtheitsskala. Anne Will aber 
kämpft. Das notorische Dazwischen¬ 
reden, die aggressive Parteinahme für 
möglichst reaktionäre Inhalte lassen 
erkennen, dass Frau Will sich das US- 
amerikanische Krawallfernsehen von 
Fox-News zum Vorbild nimmt. Dort 
werden selbst prominente Politiker von 
den Moderatoren einfach niederge¬ 
schrieen und persönlich verunglimpft, 
wenn sie den Pfad des rechten Weltbil¬ 
des zu verlassen drohen. 

Will und Raab als politsche Meinungs¬ 
führer - das nenne ich auf den Hundt 
gekommen. 

Dienstag 

Die Sterblichkeit von Frühgeborenen 
liegt im Osten deutlich niedriger als im 
Westen. Eine Nachricht, an der nur ver¬ 
wundert, dass bei soviel Zerschlagung 
der DDR im Bereich der Frühgebore- 
nenversorgung das Prinzip der Konzen¬ 
tration erhalten geblieben ist. In „nur“ 
drei Kliniken werden Frühchen im Os¬ 
ten anscheinend bestens versorgt. Aus¬ 
rüstung und Fachpersonal sind hervor¬ 
ragend. Im Westen sind es wesentlich 
mehr Kliniken, offensichtlich zu Fas¬ 
ten der Qualität. 

Angesichts der politischen Verhältnisse 
wird es späteren Generationen Vorbe¬ 
halten bleiben, die Rechnung aufzuma¬ 
chen, was die Wiedervereinigung uns 
tatsächlich „gekostet“ hat. Aber eins ist 
sicher, diese Rechnung wird aufgemacht 
werden. Es gibt ein allgemein menschli¬ 
ches Interesse daran. 

Freitag 

Im hohen Alter von 87 Jahren wird 
„Oma Gertrud“ aus Ennepetal zum 
Medienstar. Von Blöd bis Express stürzt 
sich der Boulevard auf die „notorische 
Schwarzfahrerin“ Im Juni war die alte 
Dame nach Informationen der „ deut¬ 
schen Direkthilfe“bereits ins Gefängnis 
gesteckt worden, weil sie einen Straße¬ 


fehl von 360 Euro nicht bezahlen konn¬ 
te. Im Bahnhof Wuppertal war sie von 
der Bundespolizei verhaftet, ins Gelsen- 
kirchener Frauengefängnis verbracht 
und anschließend in das Justizvollzugs- 
krankenhaus Fröndenberg verlegt wor¬ 
den. Im Zuge der Aktion musste sie sich 
vollständig ausziehen; ihr persönliches 
Gebetbuch und Privatfotos wurden ein¬ 
gezogen. Diese Informationen verdan¬ 
ken wir der Bildzeitung, die „ Wind“ von 
der Sache bekommen hatte und „ Oma 
Gertrud“ publikumswirksam „befrei¬ 
te“ - durch Zahlung der 360 Euro. 

An eine dauernde Außesserung der 90 
Euro, von denen die arme Frau nach 
Abzug aller Kosten leben muss, hatte 
man beim Springerblatt wohl nicht ge¬ 
dacht. Obwohl der eigene Imagegewinn 
doch sicher nicht unerheblich war. 

So kam es wie es kommen musste. Wie¬ 
der ist ein Straßefehl wegen Schwarz¬ 
fahrens anhängig - diesmal über 474 
Euro. Im Fand der Bußgelder und 
Zinseszinsen kommt eine solche Sum¬ 
me schnell zusammen. Nun wird die 
Straftäterin wieder polizeilich gesucht! 
Die Justiz ist darob anscheinend in eine 
Sinnkrise geraten. Der Richter hat den 
Haftbefehl nur „schweren Herzens“ un¬ 
terzeichnet und der Sprecher des Justiz¬ 
ministeriums findet die Sache gar „ wi¬ 
dersinnig“. Da hat er recht. Aber seine 
Gründe sind falsch. Er sagt, den Staat 
würde die Frau pro Hafttag 115 Euro 
kosten. Hinzu komme auch noch die 
medizinische Überprüfung ihrer Haft¬ 
fähigkeit. Altersarmut, Recht auf Mobi¬ 
lität und Gerechtigkeit mit Maß sind für 
den alerten Herrn anscheinend Fremd¬ 
worte. 

Der Fall wirft ein grelles Ficht auf ein 
Fand, in dem Nahverkehrs System, Al¬ 
tersversorgung und Justizwesen immer 
weniger den Bedürfnissen der Men¬ 
schen entsprechen. Das Profitdenken 
bestimmt, einher geht eine Verrohung 
aller Febensbereiche. Wie weit die geht, 
zeigt der „ Lösungsvorschlag“. Er meint, 
Gertrud müsse nicht in den Knast, „ die 
rüstige Dame kann als Strafe doch viel 
besser Parks oder Kirchen säubern “ 
Ich weiß nicht, wie alt die Mutter von 
Justizminister Thomas Kutschaty (45), 
SPD, ist. Hoffentlich rüstig genug, um 
ihren Bengel mal richtig übers Knie zu 
legen. 

Adi Reiher 


Zur Wahl standen einmal Pest und 
zweimal Cholera - oder umgekehrt. To¬ 
kio, Istanbul und Madrid, die Olympia¬ 
bewerber der letzten Runde stehen - 
wie fast alle Metropolen des Kapitals - 
mit unterschiedlicher Gewichtung für 
Umweltkatastrophen, Krieg und so¬ 
ziales Elend. Zu wählen hatte das In¬ 
ternationale Olympische Komitee als 
Sachwalter von Sport-, Medien- und 
anderen Konzernen. Die Bereitschaft 
mit den Mädchen zu tanzen, die da wa¬ 
ren, konnte also vorausgesetzt werden. 
In diesen Kreisen kennt man nur ein 
Risiko: den Ausfall von Profit. So gese¬ 
hen war die Wahl von Tokio geradezu 
unausweichlich. 

Der Tanz auf dem Vulkan von Kom¬ 
merz, Krieg und guter Laune geht also 
auch im Segment Olympia weiter. Nur 


die Umdrehungen werden schneller, 
weil der Boden immer heißer wird. 
Das gilt für das Projekt Kapitalismus 
insgesamt, aber auch für den Weltsport. 
Die Frage, ob Olympia in dieser Form 
noch zeitgemäß ist, wird immer drän¬ 
gender. Selbst für eine Wirtschaftsme¬ 
tropole wie Tokio, selbst für ein Land 
wie Japan bedeutet die Übernahme des 
größten Sportereignisses der Welt ein 
Risiko. Der Anstieg der Börsenkurse 
und der Fall des Yen markieren, wor¬ 
in dieses liegt. Einige Kapitalisten vor 
Ort können auf großen Gewinn hoffen, 
der dem Steuerzahler abzupressen ist. 
Für Griechenland war das mehr als der 
Tropfen, der das Fass zum Überlaufen 
brachte - Olympia 2004 ist eine we¬ 
sentliche Ursache für die Zerschlagung 
des griechischen Sozialstaates. 


Woanders geht es glimpflicher ab, viel¬ 
leicht, aber nicht wahrscheinlich in Ja¬ 
pan, ganz sicher nicht in Rio de Janeiro 
und Brasilien, wo sich das in- und aus¬ 
ländische Kapital den „Spaß“ erlaubt, 
ein Schwellenland zweimal hinterein¬ 
ander zur Kasse zu bitten - bei Olym¬ 
pia 2016 und der Fußball-WM 2014. 
Im Ernst geht es darum, den Sport - 
und nicht nur den - vom Kommerz zu 
befreien, um ihn zu retten. Die Fußball- 
Europameisterschaft in verschiedenen 
Ländern auszurichten, ist vielleicht 
nicht schlecht. Olympia an immer dem 
gleichen Ort auszurichten, wäre auch 
eine Idee. Tatsächlich aber geht es um 
grundsätzliche gesellschaftliche Verän¬ 
derungen weltweit, bevor der Vulkan, 
auf dem wir alle tanzen, ausbricht. 

Siggi Emmerich 


Fortschritt 

Von Hermann Glaser-Baur 


Der Mann kommt aus Belfast, geboren 
und aufgewachsen zwischen den Fa¬ 
brikschloten der einst größten Spinne¬ 
reien und Webereien Europas und den 
gigantischen Kränen am Hafen. Von 
dort wurden die Leinenballen in die 
ganze Welt verschifft. Die Geschichten, 
die ihm seine Mutter erzählte, handel¬ 
ten von den „Millies“ die die Webstüh¬ 
le beaufsichtigten, den „Duffing girls“ 
die die Schiffchen befüllten, den „Ree¬ 
lers“ die Berge von Garn auf Spulen 
wickelten. In den Liedern, die sie ihm 
sang, hatten die Mädchen flachsene 
Haare, die Männer waren in nobles 
Tuch gekleidet. 

Jetzt geht er durch eine enge Straße im 
Getto von Denpasar auf Bali. Er trägt 
heute Leinen, es fühlt sich kühl an, an¬ 
genehm bei der schwülen Hitze. Seine 
Arbeit hat, wie die seiner Mutter und 
seines Vaters, mit Textilien zu tun. Diese 
werden heute in die Gegenrichtung ver¬ 
schifft, ihre Herstellung sichert Arbeits¬ 
plätze im armen Bali und sie machen 
die Menschen im reichen London, in 
Belfast und in Paris glücklich. Er ist 
zufrieden mit seiner Aufgabe - Frauen 
werden diesmal die Kunden sein, der 
Chefeinkäufer ßr eine britische Textil¬ 
kette ist dabei Damenunterwäsche zu 
erwerben. Wie auf den Märkten in der 
guten alten Zeit, kommt es ihm in den 
Kopf. Ein prüfender Blick des Ken¬ 
ners, ein Handschlag - so werden echte 
Deals gemacht. 

Frei ist er in seinen Entscheidungen, 
kein Vorarbeiter, keine Fabriksirene, 
die den Lebensrhythmus diktieren. 


Es gibt nur eine Vorgabe seitens der 
Firma: Nicht mehr als zehn Pence darf 
ein Stück der besten Qualität kosten - 
kein Problem bei dem großen Ange¬ 
bot direkt von den Erzeugern. Kann er 
günstiger kaufen, so geht die Diffe¬ 
renz auf sein Konto - zusätzlich zum 
Gehalt und steuerfrei. Das ist sehr 
notwendig im Moment, zwei Töchter 
hat er, und die sollen schließlich eine 
gute Ausbildung erhalten. Oxford ist 
angedacht. 


„Gersha geht jetzt nicht 
mehr in die Schule, 
sie arbeitet den ganzen Tag 
bei mir.“ 


Vier Töchter hat der erste Anbieter, der 
ihn in die Hütte aus Wellblech bittet. 

„ Unsere Jüngste ist elf und schon eine 
sehr gute Näherin. Zeig dem Gentle¬ 
man, was du kannst, Shari.“ 

Das schmächtige Mädchen rückt den 
Hocker näher an die Nähmaschine, 
versucht, etwas mehr Ficht von der 
Glühbirne in der Mitte des Raums zu 
erhaschen. Ihre kleinen Finger legen 
die Spitze auf das winzige Dreieck aus 
Polyester-Stoff, - rrrr - in weniger als 
10 Sekunden ist eine Naht fertig. 

„ Gutes Arbeitstier, die alte Singer, ech¬ 
te britische Wertarbeit war das noch.“ 
„Ja, sie lief früher in der Hemdenfa¬ 
brik von Tillie & Henderson in Ihrem 
Heimatland. Wir konnten sechs Stück 
günstig erwerben. Dadurch sind wir in 
der Lage, die von Ihnen gewünschten 


Höschen für 9,5 Pence pro Stück her¬ 
zustellen. Benötigen Sie wieder 10 000? 
„Ja, mindestens, aber warten Sie noch 
etwas, ich muss noch zwei weitere An¬ 
bieter besuchen.“ Um den nächsten 
Näher zu finden, muss er lediglich dem 
Verlängerungskabel folgen, das auf 
dem Gehweg liegt, der Abzweig geht 
nach links in einen Holzschuppen. 
„Herzlich willkommen Meister, wir 
arbeiten jetzt zu acht hier, deshalb sind 
wir schneller als alle anderen im Vier¬ 
tel. Meine Töchter haben schon mehre¬ 
re tausend Teile vor geschnitten. Gersha 
geht jetzt nicht mehr in die Schule, sie 
arbeitet den ganzen Tag bei mir.“ 

„ Was können Sie mir anbieten?“ 

„9 Pence pro Stück sind möglich, das 
ist 1 Penny weniger, als beim letzten 
Auftrag.“ 

„Das muss auch sein, die Wirtschafts¬ 
lage bei uns auf den britischen Inseln 
ist sehr schlecht. Gedulden Sie sich 
noch kurz, ich habe einen weiteren An¬ 
bieter zu besuchen.“ 

Er macht sich gerade auf, dem Kabel 
auf dem Bürgersteig weiter zu folgen, 
da kommt die zwölfjährige Gersha aus 
dem Schuppen gelaufen. „Meister, war¬ 
ten Sie! Mein Vater sagt, wir können 
auch für 8,5 Pence pro Stück produzie¬ 
ren. Wir brauchen das Geld dringend, 
meine kleine Schwester ist schwer 
krank und muss Medizin bekommen!“ 
Er streicht dem zerbrechlichen Mäd¬ 
chen über das glänzende schwarze 
Haar. „Na ja, 8,5 Pence, das ist schon 
ein Fortschritt. Ich habe auch zwei 
Töchter und weiß, wie das ist. Sag dei¬ 


nem Vater, wir kaufen bei euch. Wir 
müssen aber in einer Woche verschif¬ 
fen - und achtet auf gute Qualität. Die 
Menschen in London und Belfast sind 
sehr wählerisch, dort wurden früher vie¬ 
le edle Textilien hergestellt. Eure Hös¬ 
chen müssen die Besten sein, sie werden 
mit einem goldenen Label versehen und 
heißen dort ‘designer-underwearV 
Vor seiner Rückreise am nächsten Mor¬ 
gen nimmt er sich fest vor, beim Zwi¬ 
schenstopp in London noch schnell Ge¬ 
schenke für Frau und Töchter einzukau¬ 
fen. Die beiden Mädchen haben ja kein 
leichtes Leben, denkt er sich, bei dem 
Vater, der ewig in der Welt umherreist. 
„Bodenpersonal im Flughafen Hea- 
throw ab heute im Streik - zahlreiche 
Flüge storniert!“ lautet die Überschrift 
auf der kostenlosen Zeitung im Flie¬ 
ger. 

Kein Wunder, dass es in Europa kei¬ 
nen wirtschaftlichen Fortschritt geben 
kann - alle wollen immer mehr ver¬ 
dienen. Er will etwas schlafen, vorher 
multipliziert er noch die Differenz zwi¬ 
schen 10 und 8,5 mal 10 000 - nur so 
im Kopf. 

Der Mann in dieser Geschichte ist nicht 
frei erfunden. Er nahm sich nach 10 
Jahren der beschriebenen Tätigkeit das 
Leben. Die Firmenleitung hält einen 
Zusammenhang zwischen seiner Arbeit 
und seinem Freitod für ausgeschlossen. 
Ein Nachfolger wurde sofort gefunden. 
Dieser arbeitet erfolgreich und ist stets 
auf den Fortschritt des Unternehmens be¬ 
dacht. Er hat zwei Töchter. 


Der rote Kanal 


Kinder als Arbeitssklaven, F 2012 

Mehr als 100 Millionen Kinder schuf¬ 
ten weltweit unter härtesten Bedin¬ 
gungen, gefangen in einem Teufels¬ 
kreis aus Armut und fehlender Bil¬ 
dung. 

So., 15.9., 23.05-0.20 Uhr, mdr 

Das Gift im Kuhstall - Sterbende 
Tiere, kranke Menschen, D 2013 

Kühe, die stolpern, hinfallen und 
schließlich getötet werden. Bau¬ 
ern, die an Muskelschwäche er¬ 
kranken, und Kinder, die behin¬ 
dert zur Welt kommen. Die Ursa¬ 
che für diese Schreckensbilder ist 
ein Bakterium, Clostridium Botu¬ 
linum, besser bekannt als Botox 
gegen Falten. Aber dieses Bakte¬ 
rium ist ein echter Killer. Hochge¬ 
fährlich und seit über zehn Jahren 
in vielen deutschen Rinderställen 
aktiv. 

Mo., 16.9., 22.00-22.45 Uhr, wdr 

Der gefährlichste Mann in 
Amerika - Daniel Ellsberg und 
die Pentagon-Papiere, USA 2009 

Dokumentation der Geschichte 
des US-Militärstrategen Ellsberg, 
einer der fähigsten Analysten im 
Pentagon. Schon beim „Tonkin- 
Zwischenfall“ erlebt er hautnah 
wie die Weltöffentlichkeit vom 
US-Präsidenten belogen wird. 
1971 beschließt er endlich reinen 
Tisch zu machen und spielt der 
New York Times tausende Seiten 
geheime Regierungspapiere zu. 
Ein Sturm bricht los. 

Di., 17.9., 8.55-10.30 Uhr, arte 




























